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Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka



EDITORIAL

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER!

DAS JAHR 2018 IM NATIONALRAT

Interessante Perspektiven flr ein Europa von morgen und
ein starkes Zeichen flUr Demokratie und Parlamentarismus

NATIONALRATSPRASIDENT WOLFGANG SOBOTKA

DEMOKRATIE UND PARLAMENT —
GESCHICHTE ERINNERN

100 Jahre Republik - die positive Erinnerung
an die Geburt unserer Republik und den Beginn
von Demokratie und Parlamentarismus pragten
das Jahr 2018 im Nationalrat (Themenschwer-
punkt Seiten 34 bis 41). Am 12. November 1918
wurde von der Rampe des Parlamentsgebaudes
das Ende der Monarchie und der Beginn
der demokratischen Republik verklindet.
Zahlreiche Veranstaltungen, Kooperationen
und Themenschwerpunkte widmeten sich
100 Jahre spater diesem Jubildum. Das Parla-
ment zeigte auch eine offentliche Ausstellung
am Heldenplatz, die Tausende Besucherinnen
und Besucher zum Nachdenken Uber unsere
Demokratie einlud. Dieses starke Zeichen
unseres Parlaments finden Sie auch am Cover.
2018 jahrte sich aber auch der ,Anschluss”
Osterreichs an NS-Deutschland und damit der
Beginn der dunkelsten Jahre fiir Osterreich.
Wenn wir auf diese Ereignisse zurlckblik-
ken - ganz generell auf die Briiche in unse-
rer Geschichte von Demokratie und
Parlamentarismus — mussen wir erkennen, wie
rasch antidemokratische Tendenzen um sich
greifen kénnen. Darum gilt es, klare Lehren
aus der Vergangenheit fiir die Zukunft zu
ziehen. Wir missen wachsam bleiben und uns
von Antisemitismus, Rassismus und Gewalt
abgrenzen.

Nicht zuletzt scheute sich der Nationalrat auch
nicht, sich mit der eigenen Geschichte seiner
Wirkungsstatte auseinanderzusetzen. Die noch
von meinen Vorgadngerinnen initiierte Studie
Uber die Geschichte des Parlamentsgebaudes
konnte der interessierten Offentlichkeit in
Buchform Ubergeben werden und regte einen
intensiven Diskussionsprozess an.

OSTERREICH IM ZENTRUM

DER EUROPAISCHEN UNION

Osterreich hatte im zweiten Halbjahr 2018 den
Vorsitz im Rat der Europdischen Union inne.
Im Rahmen der Parlamentarischen Dimension
dieses Vorsitzes (Themenschwerpunkt Seiten
16 bis 31) war unter anderem die gesamte
Europdische Kommission im Parlament
zu Gast. Zudem fand eine Vielzahl von
Themenkonferenzen und Treffen im Hohen
Haus statt. Inhaltliche Schwerpunktsetzungen
waren die Erweiterung der Europdischen Union
in Richtung Sudosteuropa, der Fiskalpakt, die
Migration aus Drittstaaten und naturlich auch
der Brexit. Ziel war und ist es, die Europadische
Union zu férdern, im Inneren zu festigen und als
Global Player wettbewerbsfahig zu halten. Das
Osterreichische Parlament leistete dazu einen
gewichtigen Beitrag im Rahmen der gesamt-
Osterreichischen Bemiihungen zur Starkung
der Europaischen Union und zur Entwicklung
von positiven Zukunftsperspektiven in diesem
Vorsitzhalbjahr.

,Im Sinne der Offnung
des Hauses ist es mir ein
Anliegen, die Blrgerinnen
und Bdrger an der
parlamentarischen Arbeit
in ihren vielen Facetten
teilhaben zu lassen.”

Nationalratsprdsident Wolfgang Sobotka



,Demokratie wird in unserer Gesellschaft
aber nicht nur im Parlament gelebt —
sondern vielmehr in der gesamten
Gesellschart.

Vereine, Interessenvertretungen, Schiiler-
parlamente — das Zusammenleben

im kommunalen Bereich schlecht-

hin — sind Garanten fur die nachhalti-
ge Verwirklichung des demokratischen
Prinzips in unserem Land.”

Nationalratsprésident Wolfgang Sobotka



DAS PARLAMENT

ALS ORT FUR ALLE

Im Sinne der Offnung des Hauses ist es mir
ein Anliegen, die Birgerinnen und Birger an
der parlamentarischen Arbeit in ihren vielen
Facetten teilhaben zu lassen. Der Tag der
offenen Tir bot auch 2018 Gelegenheit, einen
Blick hinter die Kulissen zu werfen. Auf Seite 80
und 81 finden Sie dazu eine Fotostrecke. Dazu
kam eine Vielzahl an offentlichen Veran-
staltungen (siehe Seiten 114 bis 119), welche
die ganze Bandbreite der Arbeit im Parlament
eindrucksvoll unter Beweis stellten.

Wie in den vergangenen Jahren waren auch
2018 Zehntausende Menschen zu Gast bei
Plenarsitzungen und Flhrungen, trafen
Parlamentarierinnen und Parlamentarier an
deren Wirkungsstatte und nahmen an den
Workshops und  Vermittlungsangeboten
des Parlaments teil. Das Parlament fiir alle zu
offnen, die Wichtigkeit von Demokratie und
Parlamentarismus zu vermitteln und gerade
Kinder und Jugendliche mit dem Parlament in
Kontakt zu bringen sind mir wichtige Anliegen,
die wir gemeinsam vorantreiben miissen.

Das Sanierungsprojekt des historischen
Parlamentsgebaudes ist weiterhin gut im Plan,
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auch offentlich sichtbare Schritte sind mit dem
Umbau des Nationalratssitzungssaals bereits in
Angriff genommen. Im gesamten historischen
Gebdude wird mit Hochdruck daran gearbei-
tet, die klar definierten Vorgaben einzuhalten
und ein modernes, transparentes und blrger-
freundliches Haus der Demokratie zu bauen.
In einem Crowdsourcingprojekt wurden Ideen
der breiten Offentlichkeit fiir ein biirgerorien-
tiertes Besucherzentrum im Parlamentsgebadude
gesammelt und werden in die Planungen
einflieen (siehe Seiten 84 bis 95).

Demokratie wird in unserer Gesellschaft aber
nicht nur im Parlament gelebt — sondern viel-
mehr in der gesamten Gesellschaft. Vereine,
Interessenvertretungen, Schilerparlamente -
das Zusammenleben im kommunalen Bereich
schlechthin - sind Garanten fiir die nachhaltige
Verwirklichung des demokratischen Prinzips in
unserem Land.

lhr

Mag. Wolfgang Sobotka
Prasident des Nationalrates
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EU-RATSVORSITZ

DER OSTERREICHISCHE
FU-RATSVORSITZ 2018

Nach 1998 und 2006 (ibernahm Osterreich im zweiten Halbjahr 2018 zum dritten
Mal den Vorsitz im Rat der Europaischen Union. Auf Regierungsebene wurden die
Prioritaten unter dem Motto ein Europa, das schiitzt, zusammengefasst.

rei Themenbereiche wurden in den

Mittelpunkt der Osterreichischen Rats-
prasidentschaft gestellt: innere und &ulere
Sicherheit, Sicherung von Wohlstand und
Wettbewerbsfahigkeit sowie Stabilitdt in
der Nachbarschaft. Auch das 6sterreichische
Parlament brachte sich mit einer Reihe von
Aktivitaten maBgeblich ein.

DIE PARLAMENTARISCHE DIMENSION

DES RATSVORSITZES — EINE BILANZ

Neben der parlamentarischen Behandlung
des EU-Ratsvorsitzes im Nationalrat oder
Bundesrat im Rahmen von Plenarsitzungen oder
Sitzungen der EU-Ausschisse bzw. der allge-
meinen Kontrollrechte des Parlaments gegen-
Uber der Regierung obliegt es einem nationalen
Parlament eines EU-Mitgliedstaats, wahrend des
Vorsitzes verschiedene Formate von interparla-
mentarischen Konferenzen vorzubereiten und
durchzufiihren. Dabei brachte es die verstarkte
Rolle der nationalen Parlamente nach dem
Vertrag von Lissabon, der 2009 in Kraft getreten
war, mit sich, dass das Pflichtprogramm noch
weiter angewachsen war und die inhaltlichen
Anforderungen gestiegen waren.

Wahrend im Rahmen des letzten Osterreichi-
schen Ratsvorsitzes 2006 neben der Konferenz
der Europaauschiisse (COSAC) parlamentarische
Treffen von Vorsitzenden von Fachausschiissen
dernationalenParlamenteunddesEuropaischen
Parlaments im Vordergrund standen, hatte das
Parlament nunmehr insbesondere mit Formaten
zu tun, die erst in den letzten Jahren geschaffen
worden waren, die sozusagen Neuland waren,
und noch einer entsprechenden Dynamik
unterlagen. Wahrend auf Regierungsebene der
EU-Vorsitzmit31.Dezember 2018 endete und auf
Rumanien Uberging, war dies fur das Parlament
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nur teilweise der Fall. So ist geregelt, dass
das Parlament des zweiten Vorsitzhalbjahres
im ersten Halbjahr des folgenden Jahres die
Konferenz der Parlamentsprasidentinnen der
EU-Mitgliedstaaten und des EP (EU-PPK) aus-
richtet. Die EU-Parlamentsprasidentinnen
verstehen sich als Gremium, das die inter-
parlamentarischen Aktivitaten Uberblickt und
bei neu einzurichtenden Formaten gleichsam
den Rahmen vorgibt. In diesem Sinne hat das
Osterreichische Parlament den Vorsitz mit Ende
der letzten EU-PPK in Tallinn im April 2018 (iber-
nommen und wird diesen bis zum Abschluss
der néchsten Konferenz in Wien am 8. und 9.
April 2019 innehaben.

Der Vorsitz stellte Politik und Parlaments-
verwaltung angesichts der Teilnahme von
insgesamt mehr als 1.000 Parlamentarierlnnen
vor eine Reihe von Herausforderungen inhalt-
licher und organisatorisch-technischer Art.
Die aktuellen europapolitischen Themen
fanden sich auch in den interparlamenta-
rischen Konferenzen wieder, weshalb die
Konsensfindung flir umstrittene Punkte von
besonderer Bedeutung war. Gegeniiber 2006
und 1998 waren die technischen Standards
signifikant angestiegen, beispielsweise
wurden die Tagungen im Internet als Live-
stream Ubertragen und Social Media genutzt.
Bei der Sitzung des COSAC-Plenums war ein
Vollsprachenregime mit 24 Sprachkanadlen ein-
zurichten.

Neben den genannten Konferenzen war das
Osterreichische Parlament auch in Brissel mit
der Ubernahme von verschiedenen Funktionen
bei interparlamentarischen Ausschusstreffen im
Europdischen Parlament in Briissel anlasslich des
Vorsitzes aktiv.



KONFERENZEN IM

ZWEITEN HALBJAHR 2018

8./9. Juli

Sitzung der COSAC-Vorsitzenden
(Europaausschiisse)

17./18. September
Interparlamentarische Konferenz
iiber Stabilitat, wirtschaftspolitische
Koordinierung und Steuerung in der
EU (Fiskalpaktkonferenz)

24./25. September
Gemeinsamer parlamentarischer
Kontrollausschuss zu Europol (Briissel)

11./12. Oktober
Interparlamentarische GASP/GSVP-
Konferenz

18./20. November
LX COSAC

Bereits im ersten Halbjahr 2018 warf der kommende
Vorsitz seine Schatten voraus, was sich mit einem
stark erhdhten Besuchsaufkommen von Mitgliedern
der Europaischen Kommission und Delegation des
Europaischen Parlaments bemerkbar machte. Mitte
Juni 2018 stattete die Konferenz der Prdsidenten
des EP neben der Bundesregierung auch dem
Parlament einen Besuch ab, ebenso erfolgte ein
Zusammentreffen von Nationalrat und Bundesrat
mit dem EK-Kollegium Anfang Juli.

SchlieBllich erfolgte die Entsendung des Obmanns
des Standigen Unterauschusses in Angelegenheiten
der EU, Reinhold Lopatka, in die Taskforce fiir
Subsidiaritat, VerhaltnismaBigkeit und ,Weniger,
aber effizienteres Handeln” in der EU von Janner bis
Juli 2018 im Rahmen der Zugehorigkeit zur COSAC-
Vorsitztroika.

Die einzelnen abgehaltenen Konferenzen werden
im Folgenden dargestellt.

Treffen der COSAC-Vorsitzenden im Juli 2018 in Wien
© Parlamentsdirektion/Thomas Topf




EU-RATSVORSITZ

KONFERENZ DER

EUROPAAUSSCHUSSE (COSAC)

Die COSAC - Konferenz der Europaausschiisse der
nationalen Parlamente der EU-Mitgliedstaaten
und des Europdischen Parlaments - wurde
1989 als interparlamentarisches Gremium auf
EU-Ebene gegriindet. Ziel der COSAC ist es,
sich regelmaBig Uber aktuelle EU-relevante
Themen und deren Debatte in den nationalen
Parlamenten sowie Uber die Mitwirkung und
Rolle der nationalen Parlamente in der EU auszu-
tauschen. Darliber hinaus werden der jeweilige
Halbjahresbericht der COSAC sowie ein politi-
scher Beitrag und Schlussfolgerungen verab-
schiedet.

Anlasslich des Vorsitzes im Rat lbernahm das
Osterreichische Parlament im zweiten Halbjahr
2018 die Leitung dieses Gremiums. In diesem
Rahmen wurden zwei Treffen der COSAC in Wien
organisiert, bei denen jeweils der Obmann des
Standigen Unterausschusses in Angelegenheiten
der Europdischen Union des Nationalrates,
Reinhold Lopatka, sowie der Obmann des
EU-Ausschusses des Bundesrates, Christian
Buchmann, den Kovorsitz fiihrten. Das COSAC-
Vorsitzendentreffen fand am 8./9. Juli 2018 im
GroBen Redoutensaal der Hofburg statt. In
diesem Rahmen kommen halbjahrlich die
Vorsitzenden der EU-Ausschiisse bzw. ihre
Stellvertreterlnnen  zusammen. Ziel des
Vorsitzendentreffens ist - neben der Diskussion
aktueller europapolitischer Themen - die Vor-

,Die Schwerpunkte
der osterreichischen
Ratsprdsidentscharft,
Sicherheit und
Migration, Erhaltung
der Wettbewerbsfdhigkeit
durch Digitalisierung
und Stabilitt in der
Nachbarschaft wurden
in der parlamentarischen
Dimension intensiv
diskutiert, und es wird ins-
besondere die Integration
des Westbalkans auf der
Agenda bleiben.”

Christian Buchmann




bereitung der nachfolgenden COSAC-
Plenarsitzung. Thematische Schwerpunkte bei
der Sitzung waren einerseits die Vorstellung
der Prioritaten des Osterreichischen
EU-Ratsvorsitzes durch die Staatssekretdrin
im Bundesministerium fir Inneres Karoline
Edtstadler sowie andererseits das Thema
Zukunft und Perspektiven der EU. Dazu nah-
men sowohl der Erste Vizeprasident der
Europdischen Kommission Frans Timmermans
als auch die Erste Vizeprasidentin des
Europdischen Parlaments Mairead McGuinness
an der Sitzung teil.

Das zweite Treffen, die LX. COSAC-Plenar-
tagung, fand von 18. bis 20. November 2018
im Austria Center Vienna statt. Das COSAC-
Plenum setzt sich aus bis zu sechs COSAC-
Delegierten aus jedem nationalen Parlament
und dem Europadischen Parlament zusammen.
Vor einigen Jahren wurde auch den Parla-
menten der Beitrittskandidaten die Moglichkeit
eroffnet, Delegierte als Beobachterlnnen zu
diesen Konferenzen zu entsenden. In Wien
nahmen zusatzlich auch Delegierte weiterer
Parlamente, insbesondere aus dem Kreis der
Lander des Westbalkans, an den Beratungen
teil. Insgesamt waren bei dieser Konferenz
Uber 280 Teilnehmerlnnen vor Ort.

ifis

,Einen Schwerpunkt der
Debatten bilaeten die
Ergebnisse der Taskforce
far Subsidiaritdt, Propor-
tionalitdt und ,Weniger,
aber effizienteres Handeln”,
die zahlreiche zukunfts-
weisende Vorschldge fir
mehr Transparenz und
Blirgerndhe von EU-
Regelungen vorgelegt hat.”

Reinhold Lopatka

Treffen der COSAC-Vorsitzenden im Juli 2018 in Wien (v. I.): Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka, Bundesratsprasidentin
Inge Posch-Gruska, Staatssekretarin im Innenministerium Karoline Edtstadler, Vizeprasidentin des Europdischen Parlaments
Mairead McGuinness, Vizeprasident der Europdischen Kommission Frans Timmermans

Fotos © Parlamentsdirektion/Thomas Topf, Johannes Zinner




EU-RATSVORSITZ

Nach Eréffnung der Tagung durch National-
ratsprasident Wolfgang Sobotka und
Bundesratsprasidentin  Inge  Posch-Gruska
standen am ersten Konferenztag die Brexit
Verhandlungen mit EU-Chefverhandler Michel
Barnier sowie von britischer Seite Sir William Cash
(Vorsitzender des European Scrutiny Committee,
House of Commons) und Lord Boswell of Aynho
(Vorsitzender des EU Select Committee, House of
Lords) im Mittelpunkt der Debatten. Einblick in
den Stand des Osterreichischen EU-Ratsvorsitzes
gab in Folge Staatssekretarin Karoline Edtstadler.
Die Keynotes zum Thema Klimapolitik und
Energieunion wurden von Kommissions-
Vizeprasident fiir die Energieunion, Maros
Seféovi¢, sowie der Direktorin der R20 Regions
of Climate Action Monika Langthaler gehal-
ten. Der zweite Konferenztag stand dann
im Zeichen einer bilrgernahen und transpa-
renten Europdischen Union im Lichte der
bevorstehenden Wahlen zum Europdischen
Parlament. Statements dazu hielten die Erste
Vizeprasidentin des Europdischen Parlaments
Mairead McGuinness sowie der Bundesminister
fur Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz Josef Moser.

Am Ende der Beratungen konnte nach inten-
siven Verhandlungen der vom 06sterreichischen
Vorsitz vorbereitete COSAC-Beitrag im Konsens
angenommen werden. Dieses Dokument

COSAC-Konferenz im November 2018 in Wien (v. L.):

Delegationsleiter des Bundesrates in der Konferenz der
Europaausschiisse (COSAC), Christian Buchmann, Bundesrats-
prasidentin Inge Posch-Gruska, Staatssekretdrin im Innen-
ministerium Karoline Edtstadler, Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka, Delegationsleiter des Nationalrates
Reinhold Lopatka © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

vertieft die zentralen Konferenzthemen und
bildet einen wesentlichen politischen Input zur
aktuellen europapolitischen Debatte.




INTERPARLAMENTARISCHE
KONFERENZ UBER STABILITAT,
WIRTSCHAFTSPOLITISCHE
KOORDINIERUNG UND
STEUERUNG IN DER EU

Die Interparlamentarische Konferenz
Uber Stabilitdt, wirtschaftspoli-
tische Koordinierung und Steuerung
in der EU fand im Rahmen der
Parlamentarischen Dimension
des oOsterreichischen Ratsvorsitzes
von 17. bis 18. September 2018 im
Austria Center Vienna statt. Rund
200 Delegierte aus 27 Mitglied-
staaten, dem Europaischen Parla-
ment, dem Europdischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss sowie aus der
Tirkei, Montenegro und Norwegen
nahmen an der Konferenz teil. Die
Konferenz wurde vom Prasidenten
des Nationalrates und der Prasidentin
des Bundesrates eroffnet. Die
Bundesministerin fir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort Margarete Schrambock
stellte die Prioritaten des Osterreichischen
Ratsvorsitzes vor. Den Vorsitz hatte der
Obmann des Finanzausschusses des National-
rates, Karlheinz Kopf, inne.

Insgesamt wurden im Rahmen der Konferenz
vier Themen behandelt. Sowohl die Beitrage
~der Rednerlnnen als auch jene der

| Abgeordneten im Rahmen der
Debatten waren sachorientiert und
von dem Willen getragen, die EU mit
modernen Konzepten auf die vielfa-
chen Herausforderungen der Zukunft
vorzubereiten.

Die erste Session beschaftigte sich mit
dem Stand, den Herausforderungen
und den  Moglichkeiten  zur
Weiterentwicklung des fiskalpo-
litischen Rahmens der EU. Niels
Thygesen, Vorsitzender des
Europdischen Fiskalausschusses,
Gottfried Haber, mittlerweile Prasident
des Osterreichischen  Fiskalrates,
sowie Othmar Karas, Mitglied des
Europdischen Parlaments, lieferten die
Basis flir die anschliefende rege und
inhaltsreiche Diskussion.

Die zweite Session zum Thema
Investment, Innovation und Bildung
als Treiber fur ein wettbewerbs-
fahiges Europa wurde von lliyana
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,Die Fiskalpaktkonferenz in
Wien hat deutlich gezeigt,
wie wichtig der Meinungs-
und Erfahrungsaustausch
zwischen Parlamentariern
und Parlamentarierinnen

ist, da viele essenzielle
Aufgaben — wie etwa
der Kampf gegen die
Steuerflucht, um mehr
Fairness in Europas
Steuerfragen zu sichern —
von keinem Land alleine

gestemmt werden kbnnen.
Karlheinz Kopf

/

Tsanova, stellvertretende geschaftsfiihrende
Direktorin des Europdischen Fonds fiir strategi-
sche Investitionen, dem Europaabgeordneten
Nils Torvalds sowie von Margarida Marques, der
Vorsitzenden des Finanzausschusses der por-
tugiesischen Versammlung der Republik ein-
geleitet.

Bekampfung der Steuerflucht war das Thema
der dritten Session. Hier lieferten Pierre
Moscovici, Kommissar fir Wirtschafts- und
Finanzangelegenheiten, Steuern und Zoll,
Hubert Fuchs, Staatssekretdar im Osterreich-
ischen Bundesministerium fiir Finanzen, sowie
Hans Michelbach, Mitglied des Deutschen
Bundestages, wichtige Informationen und
Impulse fir die darauffolgende Debatte
zwischen den Abgeordneten.

Die letzte Session setzte sich mit der
Digitalisierung und ihren Auswirkungen auf
die Beschaftigung auseinander. Dazu be-
richteten Milena Angelova, Vizeprasidentin des
Wirtschafts- und Sozialausschusses der EU, und
Maria Jodao Rodrigues, Mitglied des Europdischen
Parlaments.
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Fiskalpaktkonferenz im November 2018 in Wien (v. I.): Bundesministerin fiir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort Margarete Schrambock, a Inge Posch-Gruska, Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka, Vorsitzender Nationalratsabgeordneter Karlheinz Kopf

© Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen
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GEMEINSAMER PARLAMENTARISCHER
KONTROLLAUSSCHUSS EUROPOL

Europol ist die Strafverfolgungsbehorde der
Europaischen Union. Die Organisation mit Sitzin
Den Haag in den Niederlanden unterstitzt die
Polizeibehorden der 28 Mitgliedstaaten der EU
bei der Bekampfung schwerer Formen der inter-
nationalen Kriminalitat und des Terrorismus und
arbeitet dabei mit Partnerlandern au3erhalb der
EU und internationalen Organisationen zusam-
men. Aufgrund seiner besonderen Stellung
im Zentrum der europdischen Sicherheit-
sarchitektur legt Europol den Schwerpunkt
seiner Tatigkeit auf die Analyse grenziiber-
schreitender Kriminalitdt. Zu den groB3ten
Bedrohungen der Sicherheit in der Europdischen
Union gehoren aus der Sicht von Europol
Straftaten wie Terrorismus, Drogenhandel,
Geldwdsche und Schleuserkriminalitat, dazu
kommt die Cyberkriminalitat, die durch die tech-
nische Entwicklung in den letzten Jahren zu
einer besonderen Herausforderung wurde.

Im Jahr 2017 wurde mit dem Gemeinsamen
parlamentarischen Kontrollausschuss Europol
ein Gremium zur parlamentarischen Kontrolle
von Europol eingerichtet. Das Europaische
Parlament stellt 16 Mitglieder in diesem
Ausschuss, die nationalen Parlamente kdnnen
jeweils vier Mitglieder entsenden. Sitzungen
des Kontrollausschusses finden halbjahrlich
und abwechselnd im Europaischen Parlament
in Brissel und in der Hauptstadt jenes
Mitgliedstaates, der den Vorsitz innehat, statt.
Der Kovorsitz in diesem Gremium wird gemein-
sam vom Europaischen Parlament und dem
Parlament des Vorsitzlandes gefiihrt.

Am 24. und 25. September 2018 fand in Brissel
unter dem Osterreichischen Kovorsitz die dritte
Sitzung des Kontrollausschusses statt, die von
Angela Lueger, der Obfrau des Innenausschusses
des Nationalrates, und Claude Moraes, dem
Obmann des Ausschusses fir birgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres des Europaischen
Parlaments, gemeinsam geleitet wurde. In den
beiden vorangegangenen Sitzungen waren
vor allem Verfahrensfragen im Zentrum der
Beratungen gestanden und so war dieses Treffen
das erste, das liberwiegend inhaltlichen Themen
gewidmet war.

Am ersten Tag der Konferenz stellte Catherine
De Bolle, die Exekutivdirektorin von Europol,
das mehrjahrige Programm von Europol fiir die
Jahre 2019 bis 2021 vor. AnschlieBend referierte
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,Der Austausch zwischen
den Ldndern ist enorm
wichtig, denn Kriminalitcit
macht nicht vor Grenzen
halt. Mit ihrer beson-
deren Stellung bei der
grenziiberschreitenden
Kriminalitétsbekdmpfung
spielt Europol eine
entscheidende Rolle und
unterstitzt die Behorden
in den Mitgliedstaaten bei
ihrer Arbeit.”

Angela Lueger

Priit Parkna, der Vorsitzende des Management
Boards von Europol, Uber die Tatigkeit im Jahr
2018. Am zweiten Tag berichtete der stellver-
tretende Europadische Datenschutzbeauftrage
Wojciech Wiewiérowski liber die Wahrung des
Datenschutzes bei der Tatigkeit von Europol,
danach stand eine Diskussion (iber den Beitrag
von Europol zum Kampf gegen Finanzkriminalitat
und Geldwasche auf der Tagesordnung. Die
Sitzung des Kontrollausschusses ging mit einem
Referat von Julian King, dem Europadischen
Kommissar fur die Sicherheitsunion, zu Ende.

Ein besonderer Aspekt des Kovorsitzes war
die Frage, wie Danemark in die Arbeit des
Gemeinsamen parlamentarischen Kontroll-
ausschusses eingebunden werden kann.
Das EU-Mitglied Danemark war Mitglied von
Europol, in einem Referendum im Jahr 2015
entschied die danische Bevolkerung aber, dass
sich das Land aus der Organisation zuriick-
ziehen solle. Dies geschah und zwei Jahre spater
schloss Danemark ein bilaterales Abkommen
mit Europol Uber die weitere Zusammenarbeit.
Auf dieser Grundlage moéchte das danische
Parlament in die parlamentarische Kontrolle von
Europol eingebunden werden. Um diese Frage
zu regeln, fanden wahrend des 6sterreichischen
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Kovorsitzes ein Treffen auf politischer Ebene
sowie mehrere Sitzungen auf Beamtenebene
statt. Trotz groBer Fortschritte konnte diese
Frage nicht endgiiltig geklart werden und wird
unter dem folgenden rumanischen Kovorsitz
weiterbehandelt werden.

INTERPARLAMENTARISCHE
GASP/GSVP-KONFERENZ

Die Interparlamentarische Konferenz fir die
Gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik
(GASP) und die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) fand im Rahmen der
Parlamentarischen Dimension des Osterreichi-
schen Ratsvorsitzes von 11. bis 12. Oktober 2018
im Erste Campus statt. Rund 250 Teilnehmer-
Innen aus 27 Mitgliedstaaten und dem
Europdischen Parlament sowie aus Island,
Nordmazedonien, Montenegro, Norwegen,
Serbien, der Tirkei, Bosnien-Herzegowina
und dem Kosovo nahmen an der Konferenz
teil. Den Vorsitz flihrten der Obmann des
AuBenpolitischen Ausschusses des Osterreichi-
schen Nationalrates, Andreas Schieder und der
Obmann des Verteidigungsausschusses des
Osterreichischen Nationalrates Reinhard Eugen

,Die GASP/GSVP hat die
Bedeutung einer gemein-
samen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der
Union deutlich erhont, vor
allem, was den Schutz der
EU-AulSengrenze betrifft”

Reinhard Eugen Bdsch

Bbosch, gemeinsam mit dem Vorsitzenden des
Ausschusses fiir auswartige Angelegenheiten
des Europdischen Parlaments, David McAllister.
Die Konferenz wurde vom Prasidenten
des Nationalrates und der Prasidentin des
Bundesrates sowie von den drei Vorsitzenden
eroffnet. EU-AuBenbeauftragte Federica
Mogherini nahm via interaktiver Videoschaltung
an der Eréffnungssitzung teil und bekréaftigte

GASP-Konferenz im Oktober 2018 in Wien (v. I.): Nationalratsabgeordneter Andreas Schieder, AuBenministerin Karin Kneissl,
Nationalratsabgeordneter Werner Amon, Nationalratsabgeordneter Reinhard Eugen Bosch © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner




auch in der Debatte mit den Abgeordneten
den Willen der EU, den Erweiterungsprozess am
Westbalkan zu konsolidieren.

In der ersten Session stand das Thema
Sicherheit, Migration und AuBengrenzschutz
im Mittelpunkt. Keynotes gaben der General-
sekretar im osterreichischen Bundesministerium
fir Landesverteidigung, Wolfgang Baumann,
der stellvertretende Exekutivdirektor der
Europdischen Agentur fir die Grenz- und
Kistenwache FRONTEX, Berndt Korner, und die
langjahrige Mitarbeiterin von UNHCR und der-
zeitige Leiterin von Transcultural Campaigning,
Melita H. Sunjic. In den Redebeitragen der
anschlieBenden sehr rege und sachlich ge-
fihrten Debatte wurde das Ringen um eine
einheitliche europadische Position deutlich.

Die Generalsekretdarin des Europdischen
Auswartigen Dienstes (EAD), Helga Schmid,
der Direktor fiir Europa, 6stliche Nachbarschaft
und den Nahen Osten in der Generaldirektion
Katastrophenschutz und humanitare Hilfe
der Europadischen Kommission, Jean-Louis
De Brouwer, und der Direktor des Arabischen
Zentrums fiir Forschung und Politikstudien in
Paris, Salam Kawakibi, lieferten den Input fir
die zweite Session, in deren Mittelpunkt der
europadische Beitrag zur Besserung der politi-
schen und humanitaren Lage in Syrien stand. In
der anschlieBenden sehr engagierten Debatte
war der Wunsch nach einer gemeinsamen
und starken Position der Europaischen Union
einheitlicher Tenor.

Die EU-Erweiterungsperspektive fiir den
Westbalkan war das Thema der dritten
Session. Hier lieferten die 0Osterreich-
ische AuBenministerin Karin Kneissl, der
Exekutivdirektor flr Europa und Zentralasien
des EAD Thomas Mayr-Harting, und Theresia
Toglhofer vom Alfred von Oppenheim-
Zentrum fir Europadische Zukunftsfragen der
Deutschen Gesellschaft flir AuBBenpolitik wich-
tige Informationen und Impulse fiir die darauf
folgende Debatte, die von dem Grundtenor
getragen war, dass der Westbalkan zu Europa
gehore.

Dariiber hinaus diskutierten die Delegierten die
Frage der Zukunft des Atomabkommens mit
dem Iran nach dem Ausstieg der USA, in dem
durch Ana Gomes, Mitglied des Europdischen
Parlaments, moderierten Workshop A, der
durch den Special Advisor der Iran Taskforce
des EAD, Stephan Klement, und den selbst-

standigen politischen Analysten von Carnegie
Europe, Cornelius Adebahr, eingeleitet wurde.
Workshop B befasste sich mit dem Thema der
Erleichterung der militarischen Mobilitat im
Rahmen der PESCO und wurde durch das Mitglied
des Europdischen Parlaments Fabio Massimo
Castaldo moderiert und durch Beitrage des stell-
vertretenden Generalsekretdrs des EAD, Pedro
Serrano, und Margriet Drent, Senior Research
Fellow am Netherlands Institute of International
Relations Clingendael, angeregt. Die Rolle der
OSZE als wichtiger Partner im Ost-West-Dialog
erlauterten die Delegierten in Workshop C, der
von dem Mitglied des Europdischen Parlaments
loan Mircea Pascu, moderiert und durch den
Prasidenten der ParlamentarischenVersammlung
der OSZE George Tsereteli, sowie den ehemali-
gen Sonderbeauftragten des 6sterreich-ischen
OSZE-Vorsitzes, Botschafter Christian Strohal,
eingeleitet wurde.

,Die friedliche Losung von
Konflikten ist eine der
wichtigsten Aufgaben,
zu denen Osterreichs

Aulsenpolitik beitragen
kann. Indem wir
Parlamentarierinnen aus
allen EU-Staaten mit
ihren unterschiedlichen

Standpunkten zusammen-

bringen, um sich auszu-
tauschen, schaffen wir
die Grundlage, auf der
gemeinsames Hanaeln
moglich wird. Das ist
gelebte parlamentarische
Aulsenpolitik.”

Andreas Schieder
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KONFERENZ DER

PARLAMENTSPRASIDENT/INNEN

Rund 50 Amtskolleglnnen aus 37 europdischen Landern folgten der
Einladung zur Konferenz der EU-Parlamentsprasidentinnen im Wiener
Konzerthaus am 8. und 9. April 2019 in Wien, um gemeinsam uber die
EU-Nachbarschaftspolitik und die Herausforderungen im Lichte der Ende
Mai stattfindenden Europawahlen zu beraten.

Is Abschluss der Parlamentarischen

Dimension der Osterreichischen EU-Rats-
prasidentschaft fand Anfang April 2019 die
Konferenz der Parlamentsprasidentinnen und
Parlamentsprasidenten statt. Erstmals wurden
auch alle Lander des Westbalkans eingeladen.
+,Damit wollen wir ein deutliches Signal nicht nur
fur die gesamte Region, sondern auch gegen-
Uber allen EU-Mitgliedslandern setzen: Das
Friedenswerk der EU ist erst dann vollendet,
wenn auch die Staaten des Westlichen Balkans
der Union angehoren,” betonte Sobotka.

INTEGRATION DER LANDER

DES WESTBALKANS

Der erste Konferenztag stand im Zeichen der
Nachbarschaftspolitik, wobei ein breiter Bogen
von der stdlichen Nachbarschaft Giber die Tirkei,
die 6stliche Partnerschaft und Russland bis hin zur
EU-Donauraumstrategie und dem Westbalkan
gespannt wurde.

,Das Friedenswerk der EU
ist erst dann vollendet,
wenn auch die Staaten

des Westlichen Balkans der

Union angehdren.”
Wolfgang Sobotka

Besonders hob der Nationalratsprasident in sei-
ner BegriiBung die Bedeutung der Integration der
Lander des Westbalkans nicht nur fiir die Stabilitat
Europas, sondern auch im Hinblickauf Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit in den Landern selbst
hervor. ,Fiir die notwendigen Reformen gibt
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es keinen starkeren Anreiz als die
Beitrittsperspektive”, sagte Sobotka.
+Nur ein starkes Engagement der
EU am Westbalkan verhindert, dass
ein Vakuum von anderen Akteuren
genutzt wird” warnte er. Gleichzeitig
stellte der Nationalratsprasident
klar, dass Europa nicht nur ein
Versprechen, sondern eine wech-
selseitige Verpflichtung sei. Fir
die  Kandidatenlander  heiBe
das, dass sie durch Reformen Beitrittsreife
erlangen missen, denn ein ,Beitritt light” sei
keine Option. Die EU wiederum miusse im
Gegenzug glaubwiirdig zur Beitrittsperspektive
stehen und Fortschritte honorieren.

Der Nationalratsprasident ging dariiber hinaus
auch auf die weiteren Herausforderungen der
Nachbarschaftspolitik ein. Ohne die Russische
Foderation konne es keinen dauerhaften Frieden
in Europa geben, stellte Sobotka fest, liel3 aber
auch keinen Zweifel daran, dass Lockerungen der
EU-Sanktionen nur dann mdglich seien, wenn es
sichtbare Fortschritte im Minsker Prozess gibt. Im
Konflikt mit der Ukraine sei die EU als Vermittler
gefordert. Sobotka wies zudem auf die verschie-
densten Spionage- und Cyber-Vorfdlle hin, die
das Verhaltnis zu Russland belasten. ,Russland ist
ein wichtiger Nachbar, mit dem wir sowohl auf
offizieller als auch auf Ebene der Zivilgesellschaft
in einem offenen Dialog bleiben miissen”, sagte
Sobotka. Kritisch und mit Sorge blickte er auf
die rechtsstaatliche Entwicklung in der Tirkei,
die er als einen wichtigen strategischen Partner
der EU vor allem im Hinblick auf die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, die Energiesicherheit
und die Sicherheitspolitik, insbesondere bei
der Bekampfung des Terrorismus, bezeichnete.
Der Nationalratsprasident unterstrich aber auch




die Bedeutung der Zusammenarbeit mit den
Landern des Mittelmeerraums und erinnerte an
die Impulse, die vom EU-Afrika-Forum im vergan-
genen Dezember in Wien gekommen sind, das
von der 6sterreichischen EU-Ratsprasidentschaft
initiiert worden war. Es gehe um eine Partner-
schaft mit Afrika, die wirtschaftliche Entwicklung,
Bildung und Innovation in den Vordergrund
riickt. ,Nur wenn es uns gelingt, den Menschen
in Afrika Perspektiven auf gleicher Augenhdhe zu
erdffnen, werden wir den Migrationsdruck lang-
fristig dampfen kénnen”, sagte er.

HANDLUNGSFAHIG, KRISENFEST,
TRANSPARENT UND BURGERNAH
Bundesratsprasident Ingo Appé sprach in sei-
ner BegriiBung mit Sorge den Vertrauensverlust
in das Projekt Europa an. Wenn man dieses
Vertrauen wieder zuriickgewinnen wolle, dann
mudisse sich die EU handlungsfahig und krisenfest
zeigen, ohne auf das Wohl ihrer Biirgerinnen und
Burger zu vergessen - dies vor allem auch im
Hinblick auf die aktuellen Herausforderungen,
zumal sich die EU gerade in turbulenten Zeiten
befinde, denke man beispielsweise an den Brexit,
an den Klimawandel, an die Frage der Migration,
an Konflikte in der Nachbarschaft, aber auch
an die Herausforderungen durch technologische
Neuerungen.

Gleichzeitig sei es notwendig, die EU durch mehr
Transparenz den Menschen wieder naher zu brin-
gen. In diesem Zusammenhang forderte er eine
starkere Einbindung der Regionalparlamente in
die europaische Gesetzgebung: ,Ein permanen-
ter formeller und informeller Dialog zwischen den
Regionen einerseits und der Europdischen Union
andererseits ist unabdingbar. Subsidiaritat und
die damit verbundene Mitbestimmung bei euro-
pdischen Gesetzgebungs- und Entscheidungs-
prozessen stellt fir lokale und regionale
Gebietskorperschaften ein elementares Prinzip
fur ein zukunftsfahiges Europa dar.”

,Ein permanenter formeller
und informeller Dialog
zwischen den Regionen
einerseits und der Euro-
pdischen Union anderer-

seits ist unabdingbar.”
Ingo Appé
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Die EU-Wahlen so wichtig wie die Wahlen zu
nationalen Volksvertretungen zu nehmen, dazu
rief Mairead McGuinness, Erste Vizeprasidentin
des Europdischen Parlaments, eindringlich auf.
Man diirfe die EU-Wahlen keinesfalls auf die leich-
te Schulter nehmen, sagte sie und forderte expli-
zit das Engagement der nationalen Parlamente
bei diesem Urnengang. Vor allem gelte es,
Regeln fiir die sozialen Netzwerke aufzustellen,
um Manipulationen zu verhindern, auch wenn
dies keinesfalls leicht sei. Die interparlamenta-
rische Zusammenarbeit (iber die Parteigrenzen
hin sowie ein aktives Engagement der natio-
nalen Parlamente hélt sie fur eine der wesent-
lichsten Voraussetzungen fiir eine starke Union.
4Wir brauchen eine Politik des Kompromisses
und keine Politik des Konflikts”, brachte sie
die Herausforderungen der EU-28 bzw. der EU-27
auf den Punkt. ,Politische Blockaden sind in
niemandes Interesse.”

BREITER KONSENS FUR EUROPAISCHE
PERSPEKTIVE AM WESTBALKAN

Nach Redebeitragen von Andrej Danko,
Prasident des slowakischen Nationalrates, Nikos
Voutsis, Prasident des griechischen Parlaments
und Roberto Fico, Prasident der italienischen
Abgeordnetenkammer, dominierten zwei
Themen die Diskussion des ersten Konferenz-
tages: Die Forderung einer nachhaltigen pro-
europadischen Orientierung in den EU-Nachbar-
landern am Westbalkan sowie die Starkung der
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum. Grund-
tenor sowohl der Einleitungsstatements als auch
der Debattenbeitrage war dabei das gemeinsa-
me Bekenntnis zur EU-Erweiterungsperspektive
fur die Lander des Westbalkans als Investition
Europas in Frieden, Sicherheit und Stabilitat. Beim
Versuch, eine gemeinsame Haltung gegeniber
den Herausforderungen auf europdischer Ebene
zu finden, herrschte Einigkeit dartber, langfristi-
ge strategische Debatten Uber die Zukunft der
EU zu fiihren und gemeinsame Ziele zu setzen,
die die EU-Erweiterung und eine entsprechen-
de Solidaritatspolitik betreffen. Gemeinsames
Bestreben war ferner die Verbesserung der
Partnerschaften zwischen den Staaten sowie der
Schutz europadischer, demokratischer Werte.

WEITERENTWICKLUNG

DER EU IM FOKUS

Mit einer Debatte Uber die Weiterentwicklung
der EU und die kinftige Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Parlamenten und
den EU-Institutionen startete der zweite Tag
der Konferenz. Der Prasident des Deutschen
Bundestags Wolfgang Schauble, die Prasidentin
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der niederlandischen ,Eerste Kamer” Ankie
Broekers-Knol, der Prasident des franzosischen
Senats Gérard Larcher und der Prasident des
polnischen Sejm Marek Kuchciniski Gbernahmen
die Rolle der Impulsgeberinnen.

Nationalratsprasident Sobotka forderte in seinen
einleitenden Worten mehr Biirgerlnnenndhe ein,
um das Vertrauen der Burgerlnnen in die Union
zu starken. Gleichzeitig sollte seiner Meinung
nach die Schlagkraft der EU in der AuB3en- und
Sicherheitspolitik und der Handelspolitik ver-
bessert werden, damit Europa im internatio-
nalen Wettbewerb erfolgreich bestehen kann.
Sobotka verwies auf die Bedeutung des
gemeinsamen Bekenntnisses der EU-Staaten
zu Rechtsstaatlichkeit, zu den Grund- und
Menschenrechten und zur parlamentarischen
Demokratie. Wer an diesen Grundprinzipien
rittle, stelle das Fundament des europdischen
Einigungswerks in Frage, warnte er. Uberdies
gelte es, den modernen sdkularen Staat als ein
zentrales Merkmal Europas gegeniiber radikal-
islamischen oder anderen extremistischen Kraften
zu verteidigen sowie Antisemitismus, Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit zu bekampfen.

VERTIEFUNG DER

ZUSAMMENARBEIT

Der Prasident des Deutschen Bundestags
Wolfgang Schduble betonte, dass die EU alle
Maglichkeiten habe, ihre Probleme selbst zu mei-
stern. Es sei richtig, dass die EU derzeit einem
Stresstest ausgesetzt sei, aber auch in der Ver-
gangenheit sei es gelungen, aus Krisen gestarkt
hervorzugehen und den Einigungsprozess fort-
zuschreiben. Optimistisch stimmt Schauble in
diesem Zusammenhang, dass die Zustimmung
der Europderinnen zur EU steigt. Allerdings gebe
es wachsende Zweifel an der Losungsfahigkeit
der europaischen Institutionen. Um effizienter
zu werden, schlagt der Bundestagsprasident vor,
sich auf EU-Ebene pragmatisch auf die drangend-
sten Aufgaben zu konzentrieren. Als Beispiele
nannte er die Umweltpolitik, die Grenzsicherheit,
die Migrationsfrage und die Wirtschaftspolitik.
Gefordert sah Schduble auch die nationalen
Politikerlnnen und Parlamente. Bei Fragen mit
europadischer Dimension brauche es Kooperation,
Kompromissfahigkeit und die Bereitschaft,
auf EU-Ebene getroffenen  Mehrheits-
entscheidungen Vertrauen entgegenzubrin-
gen. Nationale Interessen und Besonderheiten
wirden den Blick der Parlamentarierinnen oft
begrenzen, es sei aber wichtig, bei Debatten
neben nationalen Standpunkten auch eine euro-
paische Perspektive einzunehmen.



Fir den Prasidenten des franzdsischen Senats
Gérard Larcher ist das Jahr 2019 so etwas wie ein
Schicksalsjahr. Entweder die EU zerbreche oder
es gebe einen neuen Aufbruch, sagte Larcher,
wobei er sich durchaus optimistisch zeigte, dass
dieser Aufbruch gelingen werde. Es gelte, prag-
matisch zu handeln und sich nicht in institutio-
nellen Debatten zu verlieren. Viele Blrgerinnen
hatten Schwierigkeiten, sich mit der EU zu iden-
tifizieren, gab der franzdsische Senatsprasident
zu bedenken. Das liege nicht zuletzt daran, dass
die nationalen Regierungen die EU haufig zum
Stindenbock fiir ihr eigenes Scheitern machten.
Um die nationalen Parlamente im EU-Gesetz-
gebungsprozess zu starken, schlagt Larcher vor,
die Frist fir eine ,gelbe Karte” zu Vorschlagen
der EU-Kommission von acht auf zwdlf Wochen
zu verlangern und ein Initiativrecht fiir die natio-
nalen Parlamente (,griine Karte”) einzufiihren.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

In ihren Schlussfolgerungen bekennen sich
die Teilnehmerlnnen der Konferenz der
Parlamentsprasidentinnen der EU-Parlament
zur Fortfihrung des EU-Beitrittsprozesses am
Westbalkan als Beitrag zu Sicherheit und Stabi-
litdt. Die Aufrechterhaltung der europaischen
Perspektive fiir die Staaten des Westbalkans
sei eine Investition in Frieden, Demokratie und
Sicherheit, heillt es in dem Schlussdokument,
wobei die Parlamentsprasidentlnnen die strikte
Einhaltung der Beitrittskriterien als Grundlage
fur den Erweiterungsprozess bekraftigen. An die
Staaten des Westbalkans ergeht dabei der Appell,
die Reformen weiterzufiihren, noch bestehen-
de Konflikte zu liberwinden und die regionale
Zusammenarbeit zu starken und gute nachbar-
schaftliche Beziehungen zu etablieren. In ihrer
Nachbarschaftspolitik wiederum wird die Union
zu einer Partnerschaft aufgerufen, die auf der
Einhaltung der europadischen Grundsatze wie
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie Schutz
der Grundrechte und der Menschenwiirde
beruht. Die Turkei wird im Schlussdokument
als Schlisselpartner bezeichnet und der
Wunsch nach einem offenen Dialog formuliert.
Die Bedeutung der 06stlichen Dimension der
EU-Nachbarschaftspolitik wird ebenfalls unter-
strichen, wobei die Parlamentsprasidentinnen
mit Nachdruck ihre Unterstiitzung der
Bemiihungen um eine nachhaltige und friedliche
Losung des Konflikts zwischen der Ukraine und
Russland zum Ausdruck bringen. Die sidliche
Nachbarschaftspolitik wiederum wird als grund-
legendes Instrument zur Férderung von Frieden,
Stabilitdt und Sicherheit in Nordafrika und im
Nahen Osten gesehen.

———
S -

Nationalratsprasident Sobotka und Bundesratsprasident
Appé © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Die Parlamentsprasidentinnen bekennen sich
zur Bedeutung der Bekdampfung aller Formen
von Antisemitismus, Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Intoleranz. Ein klares Bekenntnis
legen die Prasidentinnen auch zu den Prinzipien
von Subsidiaritat und Proportionalitat ab.

Die Konferenz der Parlamentsprasident-
Innen der EU-Mitgliedstaaten und des
Europdischen Parlaments (EU-PPK)
trat erstmals 1963 zusammen und trifft
sich seit 1999 jahrlich (zuvor alle zwei
Jahre, alternierend mit der Konferenz
der Parlamentsprasidentlnnen  der
Mitgliedstaaten des Europarates). Jeweils
das Land, das in der zweiten Halfte des
Vorjahres die EU-Ratsprasidentschaft
innehatte, ladt zum jahrlichen Treffen
in der ersten Halfte des Folgejahres ein.
In der EU-PPK sind die 41 Parlaments-
kammern der nationalen Parlamente der
EU-Mitgliedstaaten sowie das Europaische
Parlament durch ihre Prasidentlnnen ver-
treten. Nach der Konferenz in Wien geht
der Vorsitz an Finnland Uber, das ab 1.7.2019
den EU-Ratsvorsitz tibernehmen wird.

INFOBOX
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GEDENKJAHR

GEDENKJAHR
1918 = 2018

2018 war ein Jahr vieler Gedenktage. Osterreich beging den 100. Geburtstag sei-
ner Republikwerdung, gedachte aber auch der 80. Wiederkehr des "Anschlusses" an
das nationalsozialistische Deutschland. Auch das beriihmte 68er-Jahr war zu feiern.
Griinde genug fir einen reichhaltigen Veranstaltungsreigen im Hohen Haus.

m 25.Janner 2018 hatte Nationalratsprasident

Wolfgang Sobotka zu einer Gedenk-
veranstaltung ins Palais Epstein eingeladen.
Ein von der Direktorin des Judischen Museums
Wien, Danielle Spera, moderiertes Zeitzeugen-
gesprach mit Victor Klein, Herbert Lowy, Fritz
Rubin-Bittmann und Alfred Schreier bildete den
Mittelpunkt des Abends. Das jldische Gebet
zum Totengedenken, ,El Male Rachamim” wurde
von Rabbiner Mordechai Fiksler gesungen.

,Und wenn das Gedenken einen Sinn haben soll,
dann den, aus der Erinnerung an die unzahligen
Opfer des nationalsozialistischen Rassenwahns
Podiumsdiskussion anlasslich des Holocaustgedenktags: Die
Direktorin des Judischen Museums Wien, Danielle Spera, im
Gesprach mit Zeitzeugen (v. I) Herbert Lowy, Alfred Schreier,

Victor Klein und Fritz Rubin-Bittmann
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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,Gedenken erschopft sich
nicht allein im Blick zurdick.
Gedenken formuliert einen
Anspruch an das hier und
jetzt —in der Sprache, die
wir sprechen, und in den

Handlungen, die wir setzen.
Wolfgang Sobotka
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Konsequenzen fur die
Gegenwart und auch
fur die Zukunft zu zie-
hen [..], in der Art, wie
wir Menschen in unserer
Vielfalt und in Respekt
und Toleranz miteinan-
der umgehen”, sagte
Nationalratsprasident
Sobotka in seiner Rede.
Der Nationalrats-
prasident erteilte allen
Versuchen, die Oster-
reichische Geschichte
umzuschreiben, umzu-
deuten oder zu rela-
tivieren, eine klare
Absage. Dazu gehort
fir Sobotka vor allem
auch, bei jedwedem
Ausdruck des Rassismus
und des Antisemitismus
sowie bei national-
sozialistischer ~ Wiederbetatigung poli-
tisch wie strafrechtlich Rechenschaft einzu-
fordern.

In diesem Zusammenhang richtete er einen
Appell an die Politikerinnen und Politiker: ,Jeder,
der heute in der Politik Verantwortung tragt, ist
aufgefordert, sich mit unserer Geschichte und
auch der seiner Partei aktiv auseinanderzuset-
zen, sich ihr ehrlich, aufrichtig und vorbehaltlos
zu stellen, den Beitragen der Zeitzeugen zuzuho-
ren, nachzudenken und tiber unsere heutige und
zuklinftige Verantwortung zu reflektieren”. Aus
dieser Pflicht wolle und diirfe er niemanden ent-
lassen. ,Wer sich der Vergangenheit

nicht stellt, wird immer [...] wieder von ’

ihr eingeholt werden.”

Einmal mehr erinnerte der
Nationalratsprasident daran, dass
Osterreich nicht nur Opfer war.
,Osterreich war Téter. Osterreich hat
sich schuldig gemacht in der Untat,
aber auch im Untatigsein.”

BEFREIUNGSFEIER IN DER
KZ-GEDENKSTATTE MAUTHAUSEN
L,Fur mich sind alle Formen des
Antisemitismus, wie auch immer sie
sich zeigen, schlichtweg abzulehnen”,
lie Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka keinen Zweifel an seiner
klaren Haltung in dieser Frage. Als
Osterreicher habe man die epigene-
tische Verantwortung, gegen jede

(v. r.) Nationalratsprasident Sobotka, Fritz Rubin-Bittmann, Alfred Schreier, Danielle Spera,
Rami Langer, Herbert Lowy, Bundeskanzler Sebastian Kurz, Victor Klein, Rabbi Mordechai
Fiksler, Hannah Lessing und Abg. z. NR Martin Engelberg © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Form des Antisemitismus aufzutreten und einen
braunen Bodensatz, den es in einer Gesellschaft
immer gebe, nicht aufkommen zu lassen. Jede
Partei trage hier Verantwortung, mit der eigenen
Geschichte und der Osterreichs im Reinen zu
sein, sagte Sobotka.

Man wolle nunmehr eine Briicke von der
Generation der Zeitzeugen zur Generation
der Jugend schlagen, kiindigte der
Nationalratsprasident an: ,Das ist die Aufgabe,
die wir jetzt haben”.,

Rede von Nationalratsprasident Sobotka bei der Befreiungs-
feier Mauthausen © Parlamentsdirektion/Daniel Shaked
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) Zum Gedenktag: Rede von Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka © Parlamentsdirektion/Thomas Topf

Junge Autorinnen iibergeben Zeitzeugin Lucia Heilman ihre
Texte zum Gedenl*'g (@farlamentsdirektion/Johann s Zinner
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GEDENKVERANSTALTUNG
GEGEN GEWALT UND RASSISMUS
Am 4. Mai 2018 luden Nationalratsprasident

Wolfgang Sobotka und der Prasident
des Bundesrates Reinhard Todt zur
Gedenkveranstaltung gegen Gewalt und

Rassismus im Gedenken an die Opfer des
Nationalsozialismus in den Zeremoniensaal der
Hofburg. In ihren Reden sprachen sich beide fiir
eine massive Starkung der Demokratie und des
Rechtsstaates aus.

Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka warn-
te in seiner Ansprache vor dem Aufkeimen
eines neuen Antisemitismus in Europa und der
Welt. Das dirfe man nicht achselzuckend zur
Kenntnis nehmen: Wir dirfen den ,Bodensatz
des Antisemitismus nicht [..] ndhren”, sondern
missten dagegen ankampfen. ,Das Gedenken
[.] 2018" muss ,weiterhin als Mahnung eines
Niemals-wieder gelten, das wir ernst neh-
men. [.] Antisemitismus hat in Osterreich und
auch in anderen europdischen Staaten keinen
Boden und darf auch keinen solchen haben.”
brachte Sobotka die Warnung klar zum Ausdruck.

Wenn Gedenken Uber das formalisierte Ritual
hinaus Sinn und Bedeutung fiir Gegenwart und
Zukunft behalten soll, dann sei es notwendig,
das Geschehene selbst nicht nur unmissverstand-
lich beim Namen zu nennen, sondern auch mit
klarem und schonungslosem Blick die Essenz
des Geschehenen im Lichte der Gegenwart stets
aufs Neue zu begreifen. ,Es ist dabei unumgang-
lich, die Fakten umfassend und tiefgriindig zu
beleuchten und Quellen und Motive ebenso wie
Mechanismen und Wirkungszusammenhdnge
im Herrschafts- und Machtgefiige des Dritten
Reiches sichtbar und begreifbar zu machen,
denn nur auf der Grundlage ernsthafter und
wahrhafter Einsicht lassen sich ein Niemals-
Vergessen und ein Niemals-Wieder Uberset-
zen. Die Auseinandersetzung mit der eigenen
Geschichte erschopft sich nicht in der Erfiillung
von Formalismen. Man muss die Dinge schon
beim Namen nennen, man muss sie formu-
lieren, man muss sie darstellen und greifbare
Konsequenzen fiir das Hier und Jetzt daraus
ableiten.”

Sobotka thematisierte aullerdem die
Entmenschlichung des NS-Regimes: ,Im
perversen Denken der Nazis galt es, die
rassische Qualitat des eigenen Kollektivs durch
Ausmerzung des angeblich Unwerten zu heben.
[.] Begleitet wurde diese Entmenschlichung

etwa Uber das Reichsbiirgergesetz oder das
Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und
derdeutschen Ehre, andererseits von beispielloser
Brutalitat und Terror. Beides waren Instrumente
und Wegbegleiter der totalen Gleichschaltung
und letztlich der Aushebelung von Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit. Heute, im Jahr 2018, muss
daher klar sein: Es war die Entmenschlichung,
die am Beginn dieser Unrechtsherrschaft stand,
die den Rechtsstaat bedenkenlos missbrauch-
te und in rechts- und sanktionsfreien Raumen
der Bestialitat menschlichen Handelns freie Bahn
lieB. Heute, 2018, muss klar sein, dass wir nicht
zulassen, dass das Vertrauen in den Rechtsstaat
unterminiert wird. Heute, 2018, muss klar sein,
dass der Respekt vor dem Menschen und seiner
Wiirde gemeinsam mit dem Respekt vor der
Ordnung unseres Zusammenlebens das unver-
zichtbare Fundament unserer Demokratie ist."

Es gelte auBerdem in aller Scharfe und
Entschlossenheit darauf zu reagieren, wenn
das Vertrauen in den Rechtsstaat gezielt und
opportunistisch unterminiert wird, unterstrich
NR-Prasident Sobotka und appellierte zugleich
an alle im Nationalrat vertretenen Parteien: ,Man
kann es sich nicht aussuchen, wann einem der
Rechtsstaat gefdllt und wann nicht, und ich
erwarte, dass man - bei aller tagespolitischen
Aufgeregtheit — mit fundamentaler Kritik sehr
behutsam vorgeht. Eine Mahnung, die wir -
gerade und vor allem in der Tagespolitik — ernst
nehmen mussen.”

Wir diirfen den Bodensatz
des Antisemitismus nicht
ndhren, sondern mduissen

dagegen ankdmpfen. Dieses

Gedenken 2018 muss weiter-

hin als Mahnung gelten, ein

Niemals-Vergessen zu einem

Niemals-Wieder zu
verdndern. Antisemitismus
darf in Osterreich und ganz

Europa keinen Boden finden”

einerseits vom Anschein der Rechtsstaatlichkeit, Wolfgang Sobotka
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GEDENKJAHR

,Zum grolsen Bosen
kamen die Menschen
nie mit einem Schritt,
sondern mit vielen
kleinen, von denen jeder
ZU klein schien flr eine
grolse Empdrung. Erst
wird gesagt, dann
wird getan.”

Michael K6himeier

Ein Pladoyer fur das Gedenken in der heutigen
Zeit hielt der Schriftsteller Michael Kéhlmeier,
der die diesjahrige Gedenkrede hielt. Er schloss
sich im Gedenken an die Opfer des NS-Regimes
den Jugendlichen zuvor an und schlug eine
Briicke zur Gegenwart. ,Ich mochte den Opfern,
die mithilfe der Recherchen und der Erzéhlungen
dieser jungen Menschen und mit lhrer und mei-
ner Einbildungskraft zu mir und zu lhnen spre-
chen und mir zuhdren, ihnen mdéchte ich in die
Augen sehen kénnen - und mir selbst auch.”
Die Betroffenheit miisse heute liber Aussagen
wie ,Nie wieder!” oder ,Nie vergessen!” hinaus-
gehen, um der Opfer des Nationalsozialismus zu
gedenken. Kéhimeier mahnte, Antiislamismus
nicht mit Philosemitismus zu begriinden, und
warnte vor ,kleinen” Schritten hin zu einem gro-
Ben Bosen, zu dem es nie durch einen grof3en
Schritt kommen wirde. Fur seine Rede erhielt
Kéhlmeier Standing Ovations des Publikums.

ISRAELREISE VON
NATIONALRATSPRASIDENT SOBOTKA
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka
stattete im Juli 2018 Israel einen offiziel-
len Besuch ab. Im Rahmen eines Empfangs
in der Knesset traf Sobotka den israelischen
Parlamentsprdsidenten Yuli Edelstein zu einem
Arbeitsgesprach. Zentrale Themen waren dabei
die historische Verantwortung Osterreichs, die
bilateralen Beziehungen zwischen Osterreich
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und Israel sowie die weitere Intensivierung
des parlamentarischen Austausches zwischen
dem Nationalrat und der Knesset. Auch im
Hinblick auf das Gedenkjahr 2018 betonte der
Nationalratsprasident eine klare proisraelische

Nationalratsprasident Sobotka bei der Kranzniederlegung
in Yad Vashem © Parlamentsdirektion/Uri Ishay




Position, die unverriickbar ist. Wahrend des
EU-Ratsvorsitzes wolle Osterreich massiv dazu
beitragen, dass sich die Beziehungen zwischen
der EU und Israel weiter vertiefen, so Sobotka,
der Edelstein auch zur Konferenz der europa-
ischen Parlamentsprasidentinnen im April 2019
in Wien einlud.

Parlamentsprasident Edelstein  begleitete
Sobotka tags darauf beim Besuch der Holocaust-
gedenkstatte Yad Vashem. Der Osterreich-
ische Nationalratsprasident betonte bei der
Kranzniederlegung die Pflicht und besondere
Osterreichische Verantwortung, allen Opfern
ihre Wirde und Identitat zurlickzugeben. Im
Gedenken an die gequalten, erniedrigten und
ermordeten Opfer zeigte sich Sobotka betroffen
und sprachlos.

Auf dem Programm stand fiir den Nationalrats-
prasidenten auch eine Fiihrung im Museum des
Judischen Volkes. Zur BegriiBung sprach dort
der ehemalige Botschafter Israels bei der UN,
Ron Prosor. Sobotka besuchte im Rahmen des
Aufenthalts auch die Altstadt Jerusalems mit dem
Osterreichischen Hospiz, der Grabeskirche und
der Klagemauer sowie das Tempelberggelande.

Buchpréasentation
»Die Erste Republik (1918-1938) - Das Provisorium”
© Parlamentsdirektion/Thomas Topf

BUCHPRASENTATION ZUM THEMA

ERSTE REPUBLIK

Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka
lud im Juni zur Buchprasentation von ,Die
Erste Republik Osterreich (1918-1938) - Das
Provisorium” ins Palais Epstein. Das historische
Werk von Lothar Hébelt bietet einen Uberblick
Uber die Zeit zwischen den beiden Kriegen. ,Die
systematische Auswertung der Archive aller drei
politischen Lager schafft ein umfassendes Bild
Uber die Vergangenheit. Es ist ein wichtiger
Beitrag, die Geschichte der Ersten Republik
umfassend aufzuarbeiten. Unsere Geschichte
muss immer in ihrem unmittelbaren zeitlichen
Zusammenhang interpretiert werden. Nur
wer sich mit der Geschichte auseinandersetzt,
kann die Gegenwart verstehen und zukinftige
Entwicklungen antizipieren”, so NR-Prasident
Sobotka in seiner Er6ffnungsrede.

Hobelt bezeichnet in seinem Buch die Erste
Republik als ein Provisorium, das sich vom
Charakter des Unfertig-BehelfsmaBigen nie
ganz zu lésen verstand. Er schildert darin die
Ereignisse der Jahre 1918 bis 1938 nicht als
Geschichte der versaumten Gelegenheiten, son-
dern ,wie es eigentlich gewesen ist” unter
Benlitzung der Archive aller drei Lager, von
Industrie und Agrariern, aus der Sicht der
Diplomaten und der zuweilen sehr undiploma-
tischen "Wehrverbande®.
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Filmpremiere von ,Der Trafikant” im GroBBen Redoutensaal © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

FILMPREMIERE:
,DER TRAFIKANT"

Zu einer besonderen Premiere luden
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka
und Bundesratsprasidentin  Inge  Posch-

Gruska im Oktober ins Parlament. Anlasslich
des Gedenkjahres 2018 wurde im Grof3en
Redoutensaal in der Hofburg der neue Kinofilm
von Nikolaus Leytner, ,Der Trafikant” in einer
Preview gezeigt. Angesiedelt in den spdten
DreiBBigerjahren des 20. Jahrhunderts schil-
dert er anschaulich, wie der junge Protagonist
Franz Huchel (Simon Morzé), der beim Wiener
Trafikanten Otto Trsnjek (Johannes Krisch) in
die Lehre geht, in den Strudel der politischen
Ereignisse gezogen wird. Im Anschluss an die
Filmvorfiihrung sprach Claudia Dannhauser
(ORF) mit dem Regisseur und den beiden
Hauptdarstellern sowie der Direktorin der
KZ-Gedenkstdtte Mauthausen, Barbara Gluck,
unter anderem Uber Lehren aus der Geschichte
und etwaige Parallelen zwischen dem Heute und
der Vergangenbheit.

Man misse sich der Geschichte offen
stellen, betonte Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka. Es habe lange gebraucht, bis sich
die Tatsache, dass Osterreich 1938 zwar als
Staat besetzt und ausgeloscht wurde, viele
Osterreicherinnen aber eine Taterrolle im
NS-Unrechtsregime eingenommen haben, im
kollektiven Bewusstsein festgesetzt hat. Es sei
notwendig, diese moralische Schuld offen anzu-
sprechen. Was die Gegenwart betrifft, mache er
sich um die Osterreichische Demokratie keine
Sorge, sagte Sobotka. Es gelte aber, abgeschot-
tete ,Informationsblasen”, die durch soziale
Medien gefordert werden, entgegenzuwirken.
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Johannes Krisch hob insbesondere den Wert
der Pressefreiheit hervor, die er in der Rolle des
Trafikanten, der taglich alle Zeitungen liest, sym-
bolisch dargestellt sieht. Pressefreiheit sei eines
der hochsten Giiter, die es in einer Demokratie
gibt, bekraftigte er. Dafiir stehe und kampfe
die von ihm dargestellte Figur. Der Film zeige
auBerdem, wohin es fiihren kdnne, wenn mora-
lische Werte verloren gehen. Krisch warb in
diesem Zusammenhang auch dafir, sensibler
und offener gegeniiber Fliichtlingen zu sein.
Es sei Auftrag der Politik, der Bevolkerung zu
vermitteln, dass Fliichtlinge niemandem etwas
wegnehmen wollen.

Auch die Gedenkstatte Mauthausen erzahle
Geschichte aus Sicht einzelner Menschen, hielt
Barbara Gllick fest. Man wolle vermitteln, dass
es meist Handlungsoptionen gebe. Man kdnne
sich arrangieren, man kdnne sich aber auch nicht

arrangieren und gewissen Entwicklungen vorab
entgegentreten.

,Nur wer sich mit der
Geschichte auseinander-
setzt, kann die Gegenwart
verstehen und zukuinftige

Entwicklungen antizipieren.”
Wolfgang Sobotka



FESTVERANSTALTUNG

100 JAHRE REPUBLIK

,Der 12.November 1918 markiert zweifellos einen
Beginn einer Selbstfindung einer eigenstandi-
gen Nation. [..] Er war Abschluss und Anfang”,
so Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka in
seiner Rede im Rahmen des Staatsakts an-
lasslich der 100. Wiederkehr des Jahrestages
der Griindung der Republik, der in der Wiener
Staatsoper stattfand. Es sei ein Prozess mit
vielen Briichen und Riickschlagen gewesen,
der Ungliick und Leid gekostet, aber noch
mehr Erfolge, freudvolle Erfahrungen und
positive Alltagserlebnisse gebracht habe, so der
Nationalratsprasident.

Auch wenn die ausgerufene demokratische
Republik nicht alle 100 Jahre durchgehalten
habe, so seien die ,Feinde der Demokratie [...]
gescheitert”, betonte Sobotka. Es seien jene
gescheitert, ,die die Parlamente ausgeschaltet
haben, die sie als Quatschbuden herabwiirdig-
ten. Jene, die der Diktatur das Wort redeten
und ihr ihre Hande liehen. Jene, die die
Verbrechen des Nationalsozialismus, der
rassistischen Verfolgung und des Holocausts zu
verantworten hatten.”

Die Geschichte wiederhole sich nie, dennoch
habe man in der Zweiten Republik aus der
Katastrophe des Ersten Weltkriegs und dem

,Der 12. November 1918
markiert den Beginn einer
Selbstfindung einer eigen-

stcindigen Nation.”
Wolfgang Sobotka

Scheitern der Ersten Republik die Lehren gezo-
gen. Es sei zu einer Demokratisierung der gesam-
ten Gesellschaft gekommen, das demokratische
Prinzip habe starke Wurzeln in Familien, Schulen
und Vereinen geschlagen, sagte Sobotka.
Nach 1945 sei es gelungen, die Demokratie in
Osterreich nachhaltig zu stirken und zu festigen
- trotz unterschiedlicher Interessen, Meinungen
und Haltungen, aber das gehére zum demo-
kratischen Diskurs. In den Wochen vom
21. Oktober bis zum 12. November 1918 hat-
ten Politiker mit Visionen, Mut und Kraft der
Demokratie zum Durchbruch verholfen, die
Gesellschaft habe sich nachhaltig verdandert
und heute sei die Republik den Menschen ein
Anliegen - sie ist in ihrer Gesamtheit und im
wahrsten Sinn des Wortes eine ,res publica”.
Der Nationalratsprasident sehe daher mit
Optimismus in die Zukunft und habe ,keine
Sorge um die Kraft dieser Demokratie”.

Rede von Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka anlasslich des 100. Jahrestages der Republikgriindung
© Parlamentsdirektion/Thomas Topf
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Staatsakt anlisslich der 100. Wiederkehr des Jahrestages der Griindung der Republik Osterreich
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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GASTKOMMENTAR

GASTKOMMENTAR:

DAS GEDENKJAHR 2018

ALTBUNDESPRASIDENT DR. HEINZ FISCHER

Das Gedenk- und Erinnerungsjahr 2018
setzte sich zum Ziel, in wirdiger und
sachlicher Weise bestimmter Schliisseldaten
unserer jingeren Geschichte zu gedenken, wie
z. B. der sogenannten birgerlichen Revolution
des Jahres 1848, des Grindungsdatums
unserer demokratischen  Republik im
November 1918, des tragischen, dramati-
schen und verhangnisvollen ,Anschlusses”
Osterreichs an Hitlerdeutschland im Méarz 1938,
aber auch der Menschenrechtsdeklaration
der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1948
sowie der kurze Zeit spater verabschiedeten
und zu einem integralen Bestandteil des Oster-
reichischen Verfassungsrechtes gemachten
Menschenrechtserklarung des Europarates,
die beide das Ziel haben, Menschrechte
und Menschenwiirde fiir alle Menschen zu
sichern.

Dabei ging es in allen Fallen darum, die histo-
rischen Fakten zu prasentieren, Lehren aus der
Geschichte zu ziehen und damit Gegenwart
und Zukunft in positiver Weise zu beeinflussen.

= Die (zundchst) gescheiterte Revolution des
Jahres 1848 hatte in weiterer Folge den
Ubergang von der absoluten zur konsti-
tutionellen Monarchie in positiver Weise
beeinflusst und war gleichzeitig eine
treibende Kraft fiir die Staatsgrundgesetze
vom Dezember 1867. Diese Staatsgrund-
gesetze haben wiederumin den nachfolgen-
den Jahren und Jahrzehnten die Reformen
des Wahlrechtes und die Entwicklung des
Parlamentarismus gefordert und damit
auch den Weg zur demokratischen Republik
und zum Rechtsstaat geebnet.

= Im November 1918 hat sich schlieBlich
nach dem verlorenen Krieg und dem
Zusammenbruch der Habsburgermonarchie
die Staats- und Regierungsform der demo-
kratischen Republik in Osterreich in vollem
Umfang durchgesetzt.
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Daher wurde der 100. Geburtstag der
Republik am 12. November 2018, in einem
- wie ich glaube - sehr eindrucksvol-
len Staatsakt in der Wiener Staatsoper
gewdirdigt.

Die darauffolgende Periode von 1918 bis
1938 hat leider bewiesen, dass auch die
parlamentarische Demokratie nicht unzer-
storbar ist, wenn sie von den Biirgerinnen
und Birgern eines Landes nicht wirklich
gewollt und getragen wird und wenn
Wirtschaftskrisen, soziale Not, riicksichts-
loser Nationalismus und aufBlenpolitscher
Druck die Demokratie unterhdhlen und
schlie8lich zerstéren. Auf diese Weise ist
Osterreich zu einem - teilweise nicht unwil-
ligen — Opfer der Demagogie und Brutalitat
des Nationalsozialismus geworden, was in
der Tragodie des sogenannten Anschlusses
mit jubelnden Massen am Heldenplatz im
Marz 1938 seinen Ausdruck fand.

Die Jahre 1938 bis 1945 waren dann - von
allem anderen abgesehen - eine Periode
des Krieges und der Diktatur und daher
besonders intensiven Leidens und Lernens
aus der Geschichte; und so gliickte nach
der Niederlage Hitlers im Jahr 1945 ein
bemerkenswerter und erfolgreicher
Neuanfang fiir den Aufbau einer selbst-
standigen, demokratischen, rechtsstaat-
lichen Zweiten Republik Osterreich.

Die Aufnahme der Europaischen Menschen-
rechtsdeklaration in die 0&sterreichische
Bundesverfassung im Jahr 1953, der
Abschluss des 0Osterreichischen Staats-
vertrages im Jahr 1955, der Fall des Eisernen
Vorhanges 1989 und derim Jahr 1994 mitden
Stimmen von SPO, OVP und Griinen gegen
die Stimmen der FPO beschlossene Beitritt
Osterreichs zur Europédischen Union waren
bzw. sind weitere markante Meilensteine
in der Geschichte der Zweiten Republik,

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner




denen im Gedenk- und Erinnerungsjahr
2018 Uiber die runden Jubilden hinaus unse-
re Aufmerksamkeit gegolten hat.

Es war eine — wie ich glaube - eindrucks-
volle Vielfalt von Festakten, Veranstaltungen,
Vortragen, Publikationen, Ausstellungen,

Konzerten, Fernsehberichten, Kommentaren in
den Printmedien etc., in denen die Geschichte
der Republik insgesamt und einzelne heraus-
ragende Ereignisse dargestellt, analysiert und

gewirdigt wurden; es war eine eindrucks-
volle Zahl von Birgerinnen und Bilrgern,
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern,
Padagoginnen und Padagogen, Expertinnen
und Experten etc.,, die an den einzelnen
Veranstaltungen mitgearbeitet haben, liber die
gerade ein Gesamt- und Abschlussbericht in
Arbeit ist.

Auch die Er6ffnung des Hauses der Geschichte
im November 2018 hat sich ausgezeichnet in
das Jubildumsjahr eingefiigt und wir freuen
uns sehr Uber das groBe Interesse am Haus
der Geschichte und dessen eindrucksvolle
Besucherzahlen.

Besonders danken darf ich an dieser Stelle den
Mitgliedern des von der Bundesregierung am
10. Oktober 2016 unter meinem Vorsitz ein-
gesetzten Beirates, die bei der Organisation,
Koordination der vorstehend erwdahnten
Veranstaltungen und Aktivitaten ehrenamtlich
mitgearbeitet haben.

Es waren dies - in alphabetischer Reihenfolge - :
= Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter
SCn Bot. Dr. iur. Teresa Indjein

Mag. Dr. Alexander Klingenbrunner
Mag.? Hannah Lessing

Mag.? Martina Maschke

Stephan Mlczoch, BA MSc

Univ.-Prof. Mag. DDr. Oliver Rathkolb
SC Dr. rer. soc. oec. Iris Rauskala

Mag.? Ulrike Ruprecht

Em. Univ.-Prof. Dr. Roman Sandgruber
Dr.in Monika Sommer-Sieghart

MR Priv.-Doz. Mag. Dr. Helmut Wohnout

Geschéftsfiihrer des Beirates war MR Mag.
Stephan Neuhduser (BMBWF) unterstitzt
von Andrea Friedrich, BA im Sekretariat und
Max Lehmann und Theresa Brzekoupil, BA als
Verwaltungspraktikanten.

Nicht zuletzt danke ich auch den seit der
Einsetzung des Beirates im Amt befindlichen
Bundesregierungen, die auch die erforderlichen
finanziellen Mittel fiir die Durchfiihrung der zahl-
reichen Projekte — oft auch in Zusammenarbeit
mit Bundeslandern, Stadten, Gemeinden,
Museen, Universitdten etc. — zur Verfligung
gestellt haben und die es darliber hinaus er-
moglicht haben, dass der Beirat seine
Aufgaben in voller Unabhéngigkeit und
Eigenverantwortlichkeit durchfiihren konnte.
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GASTKOMMENTAR

GASTKOMMENTAR:
GEDENKEN IM PARLAMENT

2018 war einer intensiven Riickschau in die Geschichte Osterreichs gewidmet. In
der Erinnerung besonders gegenwartig waren die Jahre des Nationalsozialismus,
die ihre langen Schatten bis in die Gegenwart werfen.

MAG. HANNAH LESSING

ur den Nationalfonds der Republik Osterreich

fur Opfer des Nationalsozialismus, dessen
Arbeit seit mehr 23 Jahren den Opfern, dem
Bewahren der Erinnerung und dem Lernen
aus der Geschichte gewidmet ist, war 2018 mit
seinen bewegenden Gedenkveranstaltungen
ein besonderes Jahr.

INTERNATIONAL HOLOCAUST
REMEMBRANCE DAY

Zwei zentrale Gedenktage werden jedes
Jahr begangen: Der International Holocaust
Remembrance Day am 27. Januar erinnert
an die Befreiung des Konzentrations- und
Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau, dessen
Name zum Symbol fur die industrielle
Vernichtung der europdischen Judinnen
und Juden geworden ist. Der 5. Mai ist der
nationale Gedenktag an die Befreiung des
Konzentrationslagers Mauthausen. Heute gehen
internationales und nationales Gedenken Hand
in Hand - in dem Bewusstsein, dass der Holocaust
als alle Grenzen Uberschreitendes Verbrechen
ganz Europa gepragt hat.

GEDENKTAG GEGEN

GEWALT UND RASSISMUS

2018 widmete das Parlament dem internatio-
nalen Holocaustgedenken am 25. Januar eine
Veranstaltung mit Zeitzeugengesprach im Palais
Epstein, und am 4. Mai fand der Gedenktag gegen
Gewalt und Rassismus im Gedenken an die Opfer
des Nationalsozialismus im Zeremoniensaal der
Hofburg statt. In seiner beeindruckenden Rede
zum Gedenktag warnte der Schriftsteller Michael
Koéhlmeier eindringlich vor Verharmlosung von
Nationalsozialismus und Antisemitismus: ,Zum
groBen Bosen kamen die Menschen nie mit
einem Schritt [...], sondern mit vielen kleinen [...].
Erst wird gesagt, dann wird getan.”
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Der Madrz 2018 war gepragt von der Erinnerung
an den Einmarsch der deutschen Truppen in
Osterreich und den ,Anschluss” an das Deutsche
Reich. Auf Einladung von Bundesprasident
Dr. Alexander Van der Bellen nahmen die
Prasidentlnnen des Nationalrates sowie der
Prasident des Bundesrates in der Wiener Hofburg
am Gedenkakt zum 80. Jahrestag des 12. Marz
1938 teil.

Ebenfalls zum 80. Mal jahrten sich die
Novemberpogrome des Jahres 1938: Im
Gedenken daran fand am 9. November 2018 fiir
Shoah-Uberlebende ein Empfang des Parlaments
im Grof3en Redoutensaal in der Hofburg statt.
Rabbi Arthur Schneier, selbst ein Uberlebender,
mahnte in seiner Rede eindriicklich vor den
Gefahren eines erstarkenden Antisemitismus in
der Gegenwart: ,Antisemitismus ist ein Krebs”.
80 Jahre - das ist die Dauer eines Menschen-
lebens. Nur ganz wenige Uberlebende gibt es

2018 war ein
Gedenkjahr, das noch
im Beisein der letzten

Zeitzeuginnen und
Zeitzeugen begangen
werden konnte — wenn

auch ihre Stimmen leiser
werden.”

Hannah Lessing



Die Generalsekretirin des Nationalfonds und des Allgemeinen Entschdadigungsfonds, Hannah Lessing, mit Zeitzeugin Lucia
Heilman und zwei Teilnehmerinnen des Jugendprojekts beim Gedenktag gegen Gewalt und Rassismus im Gedenken an die
Opfer des Nationalsozialismus im Mai 2018 © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

heute noch, die aus eigener Erinnerung aus
der Zeit des Nationalsozialismus berichten
kdnnen. 2018 war ein Gedenkjahr, das noch
im Beisein der letzten Zeitzeuginnen und
Zeitzeugen begangen werden konnte — wenn
auch ihre Stimmen leiser werden.”

VIEL PLATZ FUR

ERINNERN UND REFLEXION

Zwei auBergewdhnliche, beruhren-
de Veranstaltungen des Gedenkjahres
bleiben in besonderer Erinnerung: Das Stiick
,Strandflieder oder Die Euphorie des Seins”,
in dem die ungarische Auschwitz-Uberlebende
Eva Fahidi hochbetagt ihre Geschichte erzahlt
und durch Tanz zum Ausdruck bringt, und
die szenische Lesung ,Gelebt, erlebt, tber-
lebt”, in der die Erinnerungen von Gertrude
Pressburger die Verfolgung und Ermordung
ihrer Familie fihlbar werden lassen.

2018 war ein Jahr, in dem viel Platz war
fir Erinnern und fir Reflexion. Dem
Parlament als Herz unserer Republik kommt
dabei eine besondere Symbolkraft zu.
Deshalb ist es wichtig, dass der Wille zum

Gedenken vom Parlament ausgeht und weiter-

getragen wird.

2018 war ein Jahr, in dem
viel Platz war fir Erinnern
und fr Reflexion. Dem
Parlament als Herz unserer
Republik kommt dabei eine
besondere Symbolkraft zu.
Deshalb ist es wichtig, dass
der Wille zum Gedenken
vom Parlament ausgeht
und weitergetragen wird.”

Hannah Lessing
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GASTKOMMENTAR

ENTSCHEIDUNGSFRAGEN

DER GEGENWART

DR. THOMAS HOFER

KURZFASSUNG DER FESTREDE ANLASSLICH DES 100. JAHRESTAGS
DER PROVISORISCHEN NATIONALVERSAMMLUNG AM 21. OKTOBER 2018

“Iber die Herausforderungen des Jahres
2018 zu sprechen, ist nicht leicht. Von den
Abgeordneten des Jahres 1918 heilit es, sie waren
sich der Tragweite ihres Tuns bewusst gewesen.
Wer kann das heute schon von sich behaupten?

Damals kam es zu einer flihlbaren Zasur. Heute
sind Einschdatzungen wandelbar. Von Francis
Fukuyamas ,Ende der Geschichte” (iber Colin
Crouchs ,Postdemokratie” bis hin zum Siegeszug
des Populismus haben wir unterschiedliche
Zugange diskutiert.

Eine Grundkonstante heute ist die Volatilitat. Die
Nachricht vom Ableben der Demokratie ist aber
wohl leicht Ubertrieben. Das bedeutet nicht,
dass wir nicht dorthin blicken missen, wo der
Demokratie Gefahr droht.

Wir missen zwar nicht das jahe Ende
der Demokratie befilirchten. Aber wir alle
leiden an demokratiepolitischer Wohlstands-
verwahrlosung.

2018 stehen wir vor einigen Entscheidungsfragen:

1. An welchen allgemein zugédnglichen Orten
wollen wir kiinftig demokratisch Themen
verhandeln?

Diese Orte kommen uns abhanden. Wir teilen
immer weniger Erfahrungen und Erlebnisse. Wir
sind Uberfordert von der medialen Kanalvielfalt.
Und weil wir nun einmal Halt brauchen, organi-
sieren wir uns wieder in Stammen. Wir suchen
Uberschaubares und heimelige Ecken, wo unsere
Vermutungen Uber die Welt Bestatigung finden.
In diesen Stammen entstehen emotional leicht
aufzuladende Parallelwelten der Information
- oder der Desinformation. Entscheidend ist,
ob wir Orte der Deeskalation schaffen konnen.
Orte, an denen wir uns abweichende Meinungen
zumuten.
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2. Wie befdhigen wir die Bevolkerung, mit
dieser immer komplexeren Welt umzugehen?
Die Verankerung politischer und medialer
Bildung in den Lehrplanen wadre wesentlich. Es
wird bemangelt, dass Schulabganger oft nicht
mehr schreiben und lesen kénnen. Medialen
Analphabetismus kénnen wir uns allerdings
genauso wenig leisten.

Er fuhrt schon heute zu Problemen. Erreichen die
Methoden des Dirty Campaigning ihre nachste
Ausbaustufe - die tauschend echte Manipulation
von Bewegtbild -, wird die Desinformations-
spirale noch gefahrlicher.

Wir missen die Bevolkerung in die Lage ver-
setzen, Echtes von Unechtem unterscheiden
zu konnen. Die Fahigkeit zur Bewertung
von Information ist eine zentrale fir unsere
Demokratie.
3. Welches Selbstbewusstsein haben
Abgeordnete?

Wir haben das Phdanomen des Wutbirgers
diskutiert. Ein Grund fir seine Existenz ist die
Dominanz des Angstpolitikers, der sich vor vie-
len Dingen wie dem Bedeutungsverlust, der
Berichterstattung oder falschen Entscheidungen
furchtet.

Der haufige Umgang mit dieser Angst ist
die Orientierung an der wahrgenommenen
Mehrheitsmeinung. Wer aber Umfragen als
Handlungsanleitung versteht, missversteht
den Sinn von Politik. Wenn die bedingungslose
Orientierung an der ,Basis” in einer reprasenta-
tiven Demokratie der Weisheit letzter Schluss ist,
dann ist der Beruf des Politikers ein Fall fur die
Automatisierung.

Agieren Politiker dauerhaft so, kdnnen sie keine
Themen mehr setzen. Sie werden vom Agenda
Setter zum Agenda Surfer und versuchen nur



mehr, auf den Meinungswellen dahinzugleiten.
Fihrungskompetenz kann so nicht entstehen.
Das Zutrauen in die eigene Uberzeugungskraft
und der Gestaltungswille sind aber mit die Basis
ihrer Legitimation.

4. Was ist an Zielen und Visionen zumutbar?
1918 herrschte daran kein Mangel. Heute sind
Visionen und Ziele eher verpént. Man soll, heif3t
es, nichts versprechen, was man nicht halten
kann.

Doch woher wissen Politiker vorab, was sie
nicht werde halten kénnen? Das mit den
Visionen ist im Ubrigen so eine Sache. Meist
wird die Mondlandung mit John F. Kennedy
verbunden. Dabei formulierte der nur das
Ziel. Stattgefunden hat das Ereignis erst Jahre
nach seiner Ermordung unter seinem Nach-
nachfolger Richard Nixon.

Eine lohnenswerte Vision heute ware ein
deutlich fester verankertes Demokratie-
verstandnis. Wird daran ernsthaft gearbeitet,
braucht uns um die Demokratie im Land nicht
bange zu sein.

JWir massen zwar
nicht das jahe Ende der
Demokratie beflirchten.

Aber wir alle leiden

an demokratiepoli-

tischer Wohlstands-
verwahrlosung.”

Thomas Hofer
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des Nationalrates (v. I.): Zweite Présiden.:
asidentin Anneliese Kitzmiiller © Parlamentsdi

es, Prasident Wolfgang Sobotka






Il. NATIONALRATSPRASIDENTIN

DIALOGFAHIGKEIT UND
INTERESSENAUSGLEICH —
GARANTEN FUR STARKEN UND

SELBSTBEWUSSTEN PARLAMENTARISMUS

DORIS BURES

Schon in friheren Jahresberichten habe
ich immer wieder betont, dass ich es als
grof3e Ehre und Verantwortung empfinde, im
Parlament und im Prasidium des Nationalrates
tatig sein zu durfen. Diese Aussage hat auch
im Ruckblick auf das Jahr 2018 nichts an ihrer
Gultigkeit und Aktualitat verloren.

Doris Bures mit Prof. Rudolf Gelbard
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Das vergangene Jahr stand ganz im Zeichen
des Jubildaums 100 Jahre Republik; zahlreiche
Gedenkveranstaltungen und Festakte erinnerten
in wirdigem Rahmen an historische Momente
und beleuchteten die unterschiedlichen Facetten
der Entwicklung unserer Republik bis hin zum
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dunkelsten Kapitel unserer Geschichte. An dieser
Stelle moéchte ich daran erinnern, dass wir in
diesem Gedenkjahr leider von einer pragenden
Personlichkeit Abschied nehmen mussten, dem
Holocaustliberlebenden und Zeitzeugen Prof.
Rudolf Gelbard, der unserem Haus stets sehr
verbunden war.

,Die
{ Konsensdemokratie
hat Osterreich stark
gemacht und den
sozialen Frieden
gesichert.”

Doris Bures

Als Zweite Nationalratsprasidentin
habe ich Frauen durch eine eigene,
mehrteilige Veranstaltungsreihe einen
besonderen Stellenwert im Rahmen
des Gedenkjahres 2018 eingerdaumt.
Unvergesslich wird mir dabei der
Abend unter dem Titel ,Frauen -
Uberleben” bleiben, an dem drei junge
Frauen aus Syrien ihre Fluchtgeschichte
aus dem Birgerkriegsland sehr bertih-
rend schilderten bzw. kiinstlerisch darstell-
ten. Einen besonderen HOohepunkt des Zyklus
bildete freilich die Lesung ,Frauenstimmen”.
Die Doyenne des Burgtheaters Elisabeth Orth
und die Kammerschauspielerin Maria Happel
trugen dabei im wiirdevollen Rahmen des Palais
Epstein Texte von Frauen aus den Jahren 1918,
1938 und 1968 vor.



Eine groBe personliche Ehre war es fir
mich, gemeinsam mit Daniel Kehlmann das
Brucknerfest 2018 in Linz er6ffnen zu dirfen,
das unter dem Thema Traditionen stand. Dabei
konnte ich auf den fir mich so wesentli-
chen Aspekt der Konsensdemokratie aus-
fihrlich eingehen. Sie hat Osterreich stark
gemacht und den sozialen Frieden gesichert,
denn die Konsensdemokratie wurzelt in der
Dialogfahigkeit und fiihrt zum notwendigen
Interessenausgleich mit allen gesellschaftlichen
Gruppen.

Das Parlamentsjahr 2018 war auch gekenn-
zeichnet von intensiven und teils sehr
emotional gefiihrten Debatten zu den unter-
schiedlichsten Themen im Hohen Haus. Hier
war das Prasidium des Nationalrates ent-
sprechend seiner Verantwortung gefordert, fiir
die Wahrung der Wiirde des Hauses Sorge zu
tragen. Dass zudem erstmals zwei parlamen-
tarische Untersuchungsausschiisse - einer
zum Thema Eurofighter und der andere zum
Thema BVT - parallel zu laufen begannen,
stellte nicht zuletzt die Parlamentsdirektion
vor groBBe logistische, aber auch inhaltliche
Herausforderungen. Als Vorsitzende des BVT-
Untersuchungsausschusses war und ist es
mir — bei gleichzeitiger Berlicksichtigung der
besonderen Sensibilitat der Materie - ein
groBBes Anliegen, grofitmogliche Transparenz
im Sinne einer Information der Offentlichkeit
sicherzustellen. Dank des Zusammenwirkens
mit allen im Untersuchungsausschuss vertre-
tenen Fraktionen sowie dem Verfahrensrichter
und dem Verfahrensanwalt ist die parlamen-
tarische Aufklarungsarbeit trotz unterschiedli-
cher politischer Standpunkte und Bewertungen
im BVT-Untersuchungsausschuss bisher sehr gut
gelungen.

ntsdirektion/Johannes Zinner

Dabei darf schlieBlich nicht tGbersehen wer-
den, dass das zweite Halbjahr 2018 im Zeichen
des EU-Ratsvorsitzes stand. Das Osterreichische
Parlament hat dabei einmal mehr seine aullen-
politische Dialogfahigkeit unter Beweis gestellt.

Eine groBe Freude war es fiir mich person-
lich, eine parlamentarische Delegation bei ihrer
Reise in die Volksrepublik China leiten zu dirfen.

Flr die auBergewodhnlichen Leistungen im ab-
gelaufenen Jahr, die neben den ureigenen und
alltaglichen Aufgaben des Parlaments erbracht
wurden und in diesem Bericht so eindriick-
lich dargestellt werden, mochte ich mich bei
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Hauses sowie bei meinen beiden Kolleginnen im
Prasidium des Nationalrates herzlich bedanken.

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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l1Il. NATIONALRATSPRASIDENTIN

RUCKBLICK AUF

DAS ERSTE JAHR IM AMT

Am 20. Dezember 2017 wurde Anneliese Kitzmiiller die groBe Ehre zuteil, in das
Prasidium des Nationalrates gewahlt zu werden. Das Jahr 2018 stand unter beson-
deren Vorzeichen, war es doch gleich in mehrfacher Hinsicht ein Jubildaumsjahr.

ANNELIESE KITZMULLER

© Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen

918 - das Ende des Weltkriegs und die

Griindung der Republik — sowie 1938 - die
Besetzung Osterreichs durch die National-
sozialisten und die Reichspogromnacht.
Anlasslich dieser Jubilden und Gedenktage
besuchte die Dritte Nationalratsprasidentin eine
Vielzahl an Gedenkveranstaltungen, sowohl
der Republik als auch des Parlaments und
ebenso von privaten Vereinen und Stiftungen;
ist doch das Erinnern und Gedenken an be-
deutende Entwicklungen und geschichtliche
Zusammenhange ein wichtiger Punkt, wenn es
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um den Erhalt und die Weiterentwicklung der
Demokratie geht.

SANIERUNG

Die regelmaBigen Sitzungen des Bauherren-
ausschusses, die besucht wurden, gaben und
gebeninteressante Einblicke in die Sanierungund
Modernisierung des einst von Theophil Hansen
geplanten und realisierten Parlamentsgebaudes.
Vom Voranschreiten der Bauarbeiten konn-
te sich die Dritte Nationalratsprasidentin auch
direkt vor Ort auf der Baustelle (iberzeugen:



,Es ist durchaus faszinierend, das Parlament, in
dem ich seit 2008 als Nationalratsabgeordnete
wirke, auch aus dieser Perspektive zu sehen.
Die Achtung, die einem dieser schone Bau
einfloBt, ist sicherlich auch ein Grund dafiir,
dass mit viel Sorgfalt an die Erhaltung der wert-
vollen historischen Bausubstanz herangegangen
wird, schlieBlich soll das Gebaude noch fiir viele
weitere Generationen nutzbar sein und als
Zeichen der Demokratie moglichst original erhal-
ten bleiben”, schilderte Kitzmiiller ihre Eindriicke.

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSSE

Unsere hoch entwickelte Demokratie raumt
parlamentarischen Minderheiten das Recht
und die Maoglichkeit ein, parlamentarische
Untersuchungsausschiisse zu verlangen. Somit
gehorte es zu den weiteren Besonderheiten des
Jahres 2018, dass erstmalig in der Geschichte
der Zweiten Republik gleichzeitig zwei
Untersuchungsausschiisse abgehalten wur-
den. Dies stellt natirlich fir alle Beteiligten -
die Abgeordneten, die Mitarbeiter der Klubs
sowie der Parlamentsdirektion — eine enorme
Mehrbelastung dar. Obgleich die Arbeit der
Untersuchungsausschiisse das tiberdurchschnitt-
liche Interesse der Medien und der Offentlichkeit
weckt, findet ein Grof3teil des Aufwandes - vor
allem das intensive Aktenstudium - abseits
der Wahrnehmung der Offentlichkeit statt.
Ein Zeichen fur die hohe Qualitdt im Haus ist
dabei die Tatsache, dass diese Agenden ohne
Friktionen vorbildlich gelost und abgearbeitet
wurden.

VERANSTALTUNG

Die erste Veranstaltung unter der Agide der
Dritten Nationalratsprasidentin Kitzmdller wid-
mete sich unter dem Titel ,Jack Unterweger —
Literat oder Psychopath” dem Thema Gewalt
gegen Frauen. Als Vortragende waren Herr
Hofrat Ernst Geiger, damals Chefermittler im
Fall Unterweger, und Herr John Leake, Autor
des Buchs ,Der Mann aus dem Fegefeuer: Das
Doppelleben des Jack Unterweger” geladen.
Wahrend Geiger vornehmlich tiber die kriminal-
technischen und kriminalistischen Details dieses
Falles referierte, widmete sich Leake starker der
psychologischen Seite und spannte damit den
Bogen zum Metathema der Veranstaltung, wel-
ches - aufgrund der aktuellen Entwicklungen zu
Beginn diesen Jahres - leider aktueller denn jeiist.

Mit einer weiteren Veranstaltung im Oktober,
Feierstunde 25 Jahre VLO-Présidentschaft
DI Rudolf Reimann wurde einerseits ehren-
amtliches Engagement geehrt und andererseits

auf die Probleme der ver-
triebenen Altosterreicher
und ihre Aufbauleistung
nach dem Krieg auf-
merksam gemacht.
Stellvertretend fur viele
wurde dem langjahrigen
Obmann der Donauschwa-
ben und VLO-Prasident
(Verband der deutschen
altosterreichischen Lands-
mannschaften)  Rudolf
Reimann flr seine Ver-
dienste und seine ehren-
amtliche Arbeit von der
Dritten Prasidentin des
Nationalrates Anneliese
Kitzmuller gedankt.

TAG DER OFFENEN TUR
Beim Tag der offen
Tar, der wie gewohnt am Nationalfeiertag
stattfand, nutzten viele die sich bietende
Moglichkeit, das Ausweichquartier in der
Hofburg zu besichtigen. Auch ergriffen die
Besucher die Gelegenheit — nach der offizi-
ellen BegriiBung der Gaste am Morgen - die
Dritte Prasidentin kennenzulernen und mit
ihr zu reden, wobei sich eine Vielzahl von
interessanten Gesprachen mit Jung und Alt
ergab. Der Ansturm von Besuchern zum Tag
der offenen Tiir war auch in diesem Jahr wieder
ungebrochen.

DIPLOMATISCHE KONTAKTE

Der Kontakt mit auslandischen Politikern
und Diplomaten war 2018 sehr rege. Neben
zahlreichen Antrittsbesuchen der nach
Osterreich entsandten Botschafter war es der
Dritten Nationalratsprdasidentin auch ein
Anliegen, die diplomatischen Kontakte zu
vertiefen, weshalb sie die Gelegenheit wahrnahm
- sofern es sich terminlich vereinbaren lie3 -,
Einladungen zu Veranstaltungen in Botschaften
nachzukommen oder den Exzellenzen bei
anderen reprasentativen Anldssen Gegen-
besuche abzustatten. Ebenso steht sie
als Vorsitzende der Parlamentarischen
Freundschaftsgruppe Polen vor.

Ein weiteres Anliegen, die Ausweitung der
direkten Demokratie, fiihrte sie mit ihrem Amts-
kollegen Nationalratsprasident Sobotka und
Vertretern der Fraktionen in den Schweizer
Nationalrat. Hier kam es zu einem anregen-
den Gedankenaustausch mit Politikern und
Reprasentanten der Eidgenossenschaft.
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STATEMENTS DER KLUBOBLEUTE

BILANZ DER KLUBOBLEUTE:
DAS JAHR 2018 IM NATIONALRAT

© Parlamentsdirektion/PHOTO SIMONIS

© Astrid Knie
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AUGUST WOGINGER (OVP)

Die Bilanz des Arbeitsjahres 2018 im Nationalrat kann sich sehen
lassen. Wir haben 52 Plenarsitzungen abgehalten - davon 7
Sondersitzungen — und 153 Ausschusssitzungen absolviert.

Als Klubobmann der starksten Parlamentsfraktion mit unseren 61
Abgeordneten, 22 Bundesraten und fiinf EU-Parlamentariern blicke
ich mit Stolz auf das Jahr, das hinter uns liegt.

Mit dem Doppelbudget 2018/2019 haben wir die Basis fiir ein Ende
der Schuldenpolitik ohne neue Steuern gelegt und stellen mehr
Mittel fur Familien, Bildung und Sicherheit bereit. Es geht uns
darum, die Osterreicherinnen und Osterreicher zu entlasten.

PAMELA RENDI-WAGNER (SPO)

Unser Land war immer dann erfolgreich, wenn die politischen
Krafte das Miteinander gesucht haben und das Gemeinsame,
unsere demokratischen Grundwerte und ein solidarisches
Osterreich (iber das Trennende gestellt haben. Die SPO als starkste
Oppositionspartei im Nationalrat versteht sich als kritische und
konstruktive Kraft. Und diese ist notwendiger denn je angesichts
von Ruckschritten insbesondere bei Arbeitnehmerrechten oder
in der Gesundheitspolitik - man denke etwa an den 12-Stunden-
Tag oder das Aus fiir das Rauchverbot in Lokalen. Die SPO hat
im vergangenen Jahr beharrlich auf die negativen Folgen fiir die



Der Familienbonus Plus, der mit 1. Janner 2019 in Kraft ist, ist die groBte familien-
politische Entlastung der Zweiten Republik. 950.000 Familien und 1,6 Millionen Kinder
profitieren. Durch die Senkung der Arbeitslosenversicherungsbeitrage bleiben den
Menschen bis zu 300 Euro mehr pro Jahr. Von der Reform der Sozialversicherung tber die
flexibleren Arbeitszeiten fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bis hin zum grofen
Padagogikpaket und spiirbaren Malnahmen im Sicherheitsbereich haben wir wichtige Schritte
gesetzt, um unser Land zu starken und wieder an die Spitze zu fiihren. Erstmals seit vielen
Jahren gibt es zudem eine Pensionserhohung (iber der Inflationsrate, und wir haben die
Mindestsicherung neu gestaltet, um im Sozialsystem eine neue Gerechtigkeit zu schaffen.

Der OVP-Parlamentsklub arbeitet mit ganzer Kraft, um unser Land zukunftsfit und sicherer zu
machen - fur die Blirgerinnen und Biirger in unserem Land.

Bevélkerung hingewiesen und konnte auch Anderungen in Gesetzen erreichen. Und wir ent-
wickeln politische Alternativen: Mit unseren Konzepten zur Senkung der Mieten, zur Bekampfung
des drohenden Arztemangels, zur Pflege oder zur gerechten Besteuerung von Konzernen haben
wir diese flr die Menschen wichtigen Themen in die 6ffentliche Diskussion gebracht und wer-
den weiter Druck machen, damit etwas weitergeht - im Interesse der Bevolkerung. Ein wichtiger
Teil von Oppositionsarbeit ist auch die Kontrolle: Zwei laufende Untersuchungsausschiisse —
zum Thema Eurofighter und zum Verfassungsschutz — zeigen, wie wichtig es ist, diese Aufgabe
konsequent wahrzunehmen.

Fir die nachsten Monate und Jahre hoffe ich darauf, dass das Miteinander im Parlament einen
groBeren Stellenwert bekommt. Nicht Spaltung, sondern Miteinanderreden und Zuhéren sind
Erfolgsrezepte fiir Osterreich.
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WALTER ROSENKRANZ (FPO)

Das erste Jahr der parlamentarischen Zusammenarbeit zwischen FPO
und OVP war sehr erfolgreich: In 52 Plenarsitzungen wurden schon
viele Punkte des Regierungsprogramms abgearbeitet. Mit dieser
neuen Regierung hat sich fiir die Menschen in Osterreich vieles zum
Positiven verandert und es wurden so viele neue Gesetze auf den
Weg gebracht wie kaum zuvor. So gab es grof3e Fortschritte bei der
Sicherheit, etwa beim jahrelang kaputtgesparten Bundesheer, das
erstmals wieder mehr Geld fiir Ausriistung und Unterkiinfte hat. Das
Innenministerium hat 2018 mit 2,84 Millionen Euro das bisher groite
Budget der Zweiten Republik erhalten - fiir eine bessere Ausriistung,

BEATE MEINL-REISINGER (NEOS)

Das Jahr 2018 war von einem neuen kommunikativen Ansatz der
Regierung gepragt. Anstatt konkrete Gesetzesvorlagen auf den
Tisch zulegen, werden Punktationen oder Absichtserklarungen zum
Mittelpunkt der Kommunikation gemacht. Dem Parlamentarismus
kam auch 2018 weiter nicht die Rolle zu, die er verdient.

War es bei den Vorgangerregierungen bereits tiblich, immer kiirzere
Begutachtungen und immer weniger intensive parlamentarische
Debatten zuzulassen, wurden von Tirkis-Blau neue Mal3stabe
beziiglich der Missachtung des Parlaments gesetzt. Die Kultur der

BRUNO ROSSMANN (JETZT)

Nach dem Einzug in den Nationalrat baute JETZT (zuvor Liste Pilz)
in kurzer Zeit einen arbeitsfahigen Klub auf. Wie bei einem Start-
up-Unternehmen musste es schnell gehen. Wir wollten rasch mit
politischen Inhalten loslegen, denn ab Jahresende 2017 startete
die neue tirkis-blaue Regierung mit der Umsetzung ihres neolibe-
ralen Programmes, in dessen Zentrum das Bedienen von Klientelen,
das Umfarben von Institutionen und Gremien sowie eine Politik
der sozialen Kalte standen. Statt MalBnahmen gegen die ohnehin
schon gespaltene Gesellschaft zu setzen, wurde die Zersplitterung
durch eine Umverteilungspolitik nach oben weiter vorangetrieben.



4200 neue Planstellen und erhohte Mannstarken in den Dienststellen. Eine wichtige Errungenschaft
ist auch der Familienbonus Plus, der bis zu 1500 Euro mehr pro Kind bedeutet. Mit der Senkung der
Arbeitslosenversicherungsbeitrage entlasten wir kleinere Einkommen und schaffen mehr soziale
Gerechtigkeit. Im Sinne der Fairness ist es wichtig, dass sich Arbeit einerseits wieder lohnt und
andererseits etwa fiir Personen, die nicht mehr arbeitsfahig sind, eine stabile soziale Absicherung
sichergestellt wird. Auch die Reform der Mindestsicherung wird so fiir mehr Gerechtigkeit im
System sorgen und Sozialmissbrauch verhindern. Die beschlossene Pensionsanpassung Uiber der
Inflationsrate ist ein positives Signal an die Alteren, die ihr Leben lang gearbeitet und damit einen
wichtigen Beitrag fiir Osterreich geleistet haben. Auch die Bildungsreform mit der Riickkehr zu
den Schulnoten, Deutschférderklassen oder der Weiterentwicklung der NMS in Richtung einer
modernen Hauptschule muss erwahnt werden. Diesen Reformweg werden wir auch im kommen-
den Jahr im Sinne der Menschen in Osterreich weiterfiihren.

Zusammenarbeit muss mafBgeblich von den Parteien gelebt werden, die tiber eine Mehrheit
im Nationalrat verfligen. Eine Mehrheit kann reichen. Ein anderer Ansatz wére, eine breitere
Mehrheit zu erreichen, indem man den Dialog sucht. Dies wurde jedoch mehrfach abgelehnt.
NEOS blieb aber der eigenen Linie entschlossen treu. Als progressive Kraft in der Mitte, demokra-
tisch und liberal. Damit einhergehend definierten wir unsere Rolle als Opposition mit konstruk-
tiver Harte. Konstruktiv da, wo es um Strukturreformen fiir die Zukunft ging und geht, aber mit
Harte, wo zentrale Werte verletzt wurden. Insbesondere das Eintreten fiir demokratische Werte
und Grundprinzipien wie Rechtsstaatlichkeit, Meinungs- und Pressefreiheit oder das Aufzeigen
von Machtmissbrauch waren uns Anlass fiir prononcierte Kritik. Beobachter sprechen gar vom
Oppositionsparadox.

NEOS gelten als effektivste Oppositionspartei, obwohl sie am meisten mit der Regierung mit-
stimmten. Fur uns kein Widerspruch — im Gegenteil.

JETZT brachte zahlreiche Anfragen, Antrage, kritische Reden sowie inhaltliche Reformvorschldage
ein. Wir setzten uns fir soziale Gerechtigkeit ein: Null Armut statt Nulldefizit. Wir legten den
Schwerpunkt auf die Entlastung niedriger Einkommen, finanziert aus Steuern auf extrem
ungleich verteilte Vermogen, sowie auf die Bekampfung der Steuerflucht von Grof3konzernen.
Unser Modell der 6kosozialen Steuerreform ist der Schliissel im Kampf gegen die Erderwarmung.
Wir fuhlen uns verpflichtet, auch unseren Kindern noch eine lebenswerte Umwelt zu hinter-
lassen. JETZT steht aber auch fiir Kontrolle, denn Demokratie braucht eine starke Opposition,
die der Regierung auf die Finger schaut. Zwei laufende Untersuchungsausschiisse zeigten, dass
dies bitter natig ist.

2018 bauten wir beachtlichen Druck auf die Regierung auf. 2019 werden wir nicht locker-
lassen und uns weiter fir ein demokratisches Osterreich einsetzen, in dem Not und Armut der
Vergangenheit angehdren.
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PARLAMENTARISCHE KONTROLLE

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS
/UM THEMA EUROFIGHTER

m Jahr 2000 beschloss die damalige Regierung

Schissel die Anschaffung neuer Abfangjager.
Die Entscheidung fiir die Eurofighter-Flugzeuge
erfolgte im Juli 2002. Zu diesem Zeitpunkt wurde
von einem Ankauf von 24 Jets ausgegangen,
die laut Kanzler Wolfgang Schiissel knapp
1,8 Milliarden Euro kosten sollten. Wegen eines
Hochwassers im Sommer jenes Jahres reduzierte
die Regierung die Bestellung auf 18 Jets, wobei
allerdings die Kosten zu diesem Zeitpunkt mit
knapp 2 Milliarden Euro angegeben wurden.
Diese Summe sollte aber durch entsprechende
Gegengeschéfte mehr als wettgemacht werden,
hieB es damals. Schlief3lich wurde ein entspre-
chender Vertrag zwischen der Republik und dem
Hersteller EADS unterzeichnet.

Schon zu diesem Zeitpunkt gab es hinsicht-

lich dieser Vorgange Bedenken, und so wurde
Ende Oktober 2006 ein (erster) parlamen-
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tarischer Untersuchungsausschuss zu dieser
Causa eingesetzt. Wenig spater erhielt der neue
Verteidigungsminister von Schiissels Nachfolger
als Bundeskanzler den Auftrag, die Mdglichkeit
eines Ausstiegs aus dem Vertrag auszuloten. Die
Verhandlungen endeten mit einem Kompromiss,
und man einigte sich auf eine weitere Reduktion
der Stlickzahl auf nunmehr 15 Flugzeuge. Um
die Regierungskonstellation nicht zu gefdhrden,
scherte die SPO aus der zuvor im parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss geschmie-
deten rot-griin-blauen Allianz aus, der Ausschuss
endete mit Empfehlungen.

ERMITTLUNGEN DER
STAATSANWALTSCHAFT

Ein Jahr spater, im Herbst 2008, begann die
Staatsanwaltschaft, sich mit den Vorkommnissen
rund um den Ankauf der Eurofighter zu be-
fassen, doch wurden diese Ermittlungen im



Madrz 2011 ergebnislos eingestellt.
Allerdings wurde die Staatsanwaltschaft
Wien wenig spater neuerlich aktiv. So
fanden im November 2012 an mehreren
Orten in Osterreich, der Schweiz und
Deutschland Hausdurchsuchungen
statt. Auch die Politik reagierte auf die
immer noch nicht vollig ausgerdum-
ten Ungereimtheiten und setzte zu
den Themen Eurofighter-Vertrag und
Eurofighter-Gegengeschafte jeweils
eine Taskforce im Verteidigungs-
bzw. im Wirtschaftsministerium ein.
Zusatzliche Brisanz erhielt die Causa
durch einen Rechnungshofbericht im
Maérz 2013, in dem sowohl der von
Verteidigungsminister Norbert Darabos
geschlossene Vergleich als auch die
mangelnde Einsatztauglichkeit der
Flugzeuge kritisiert wurde. Dessen
ungeachtet wurde im September 2015
die letzte Rate des Kaufpreises durch
die Republik Osterreich bezahlt.

ZWEITER UND DRITTER
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS ZUM THEMA
Neue Dynamik in die Sache kam schlief3-
lich im Februar 2017, als unter dem neuen
Verteidigungsminister Hans Peter Doskozil
Strafanzeige gegen Airbus erstattet wurde.
Es ging dabei um den Verdacht auf arglisti-
ge und betrligerische Tauschung unter ande-
rem beim Kaufpreis der Jets. Die Republik
Osterreich schloss sich dem Strafverfahren als
Privatbeteiligte an und verlangte Schadenersatz
in Millionenhohe. Diese Anzeige wurde von der
Staatsanwaltschaft Wien aufgegriffen, die ein
entsprechendes Ermittlungsverfahren einleitete.
In diesem Lichte einigten sich FPO und Griine
im Marz 2017 auf die Einsetzung eines zweiten
parlamentarischen Untersuchungsausschusses
zur Causa Eurofighter. Dabei sollte es um
vier Schwerpunkte gehen: den Vergleich mit
Eurofighter 2007, unzuldssige Zahlungsflisse,
die Informationslage bei Vertragsabschluss
2003 sowie die mogliche Vorenthaltung von
Informationen im alten Ausschuss. Dieser
Untersuchungsausschuss nahm im Mai 2017
seine Arbeit auf, wurde jedoch schon im Juli 2017
durch den Neuwahlbeschluss wieder beendet.
Allerdings setzte der Nationalrat im April 2018
einen — nunmehr dritten - parlamentarischen
Untersuchungsausschuss zum Thema Euro-
fighter ein, der wie der BVT-Untersuchungs-
ausschuss seine Arbeit - unter dem Vorsitz von
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka — am
20. April 2018 aufnahm. Begriindet wurde die

|

Nationalratsprasident Sobotka am Vorsitz
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Notwendigkeit eines neuerlichen Eurofighter-
Untersuchungsausschusses damit, dass der in
der vergangenen Gesetzgebungsperiode ein-
gerichtete U-Ausschuss seine Arbeit aufgrund
dervorgezogenen Neuwahlen vorzeitig beenden
musste und viele Punkte offengeblieben seien.
In diesem Sinn wollten die Abgeordneten auch
der Frage nachgehen, inwieweit den beiden bis-
herigen Eurofighter-Untersuchungsausschiissen
von der jeweiligen Bundesregierung alle
Informationen vorgelegt wurden.

Am 16. November 2018 veroffentlichte die
Parlamentsdirektion erste Sitzungsprotokolle
des Eurofighter-Untersuchungsausschusses.
Seitdem kdnnen Interessierte auf der Parlaments-
website unter anderem nachlesen, was der Leiter
der Taskforce Eurofighter, Generalmajor Hans
Hamberger, Finanzprokuraturchef Wolfgang
Peschorn und Doris Bund, Geschaftsfihrerin
der Inducon GmbH, ausgesagt haben.
Auch die Protokolle der Befragungen von
Siegfried Wolf, Hubert Hodl, Christian Rabl,
Karin Keglevich-Lauringer, Johann Smolka,
Klaus-Dieter Bergner und Johan Leif Eliasson
wurden online gestellt. Wie beim parlamen-
tarischen  Untersuchungsausschuss  zum
Thema BVT wurde die Arbeit des Eurofighter-
Untersuchungsausschusses im Jahr 2019
fortgesetzt.

Detaillierte Informationen zum Untersuchungs-
ausschuss finden Sie unter www.parlament.gv.at.
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DER BV I~

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS

Im Friihjahr 2018 sorgte eine Razzia im Bundesamt fiir Verfassungsschutz und
Terrorismusbekampfung fir allgemeines Aufsehen. Bald wurden die Ereignisse
zum Politikum, sodass sich der Nationalrat dazu entschied, mit einem eigenen
Untersuchungsausschuss den Dingen politisch auf den Grund zu gehen.

as Bundesamt fir Verfassungsschutz und

Terrorismusbekampfung (BVT) wurde 2002
gegriindet. Seit 2007 steht ihm Peter Gridling
als Leiter vor. Im Sommer 2017 drangen diverse
Vorwiirfe die Arbeit des BVT betreffend an die
Offentlichkeit, die kontrovers diskutiert wur-
den. Am 28. Februar 2018 fand im BVT, aber
auch in Privatwohnungen fiihrender Beamter
des BVT, Hausdurchsuchungen statt, in deren
Zuge etliche Dokumente verschiedenster
Provenienz sichergestellt wurden. Als bedenk-
lich stuften die Opposition und verschiedene
Medien den Umstand ein, dass diese Razzien
von einem Polizeibeamten geleitet wurden, der
zugleich aktiver FPO-Politiker ist. Fiir SPO, Liste
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Pilz (nunmehr JETZT) und NEOS stellte sich die
Frage, ob die gewadhlte Vorgangsweise even-
tuell politisch motiviert gewesen sein und eine
Kompetenziiberschreitung darstellen koénnte.
Die politische Debatte zum Thema gipfelte im
Einbringen eines Antrags auf Einsetzung eines
parlamentarischen Untersuchungsausschusses,
der am 20. April 2018 konstituiert wurde.

ZUSAMMENSETZUNG UND
UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND

Der insgesamt 25. Untersuchungsausschuss
der Zweiten Republik setzt sich aus 18
Abgeordneten zusammen. Die OVP ist mit sechs,
SPO und FPO mit jeweils fiinf Mandatarlnnen

|

uhrerlnnen sowie

segespréich mit den Frak
sitzender und Zweiter Nationalratsprasidentin Bures
ion/Johannes Zinner
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(v. L) Verfahrensrichterstellvertreter Wolfgang Pdschl, Verfahrensrichter Eduard Strauss, Vorsitzende und Zweite
Nationalratsprasidentin Doris Bures, Verfahrensanwalt Arthur Mikesi, Verfahrensanwaltstellvertreter Wolfgang Schupfer

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

vertreten. Je einen Abgeordneten stellen
NEOS und JETZT. Den Vorsitz libernahm die
Zweite Nationalratsprasidentin Doris Bures. Die
OVP nominierte zu Anfang die Abgeordneten
Werner Amon, Gabriel Obernosterer, Johanna
Jachs, Gabriela Schwarz, Nikolaus Prinz und
Friedrich Ofenauer fiir den Ausschuss, die SPO
schickte Maurice Androsch, Muna Duzdar, Jorg
Leichtfried, Angela Lueger und Kai Jan Krainer in
das Gremium. Die FPO stiitzte sich auf Hans-Jérg
Jenewein, Werner Herbert, Glinther Kumpitsch,
David Lasar und Christian Ries. NEOS entsandten
Stephanie Krisper und JETZT Alma Zadic.

Untersuchungsgegenstand des Ausschusses ist
der Verdacht der politisch motivier-
ten Einflussnahme auf das Bundesamt fir
Verfassungsschutz und Terrorismusbekdampfung
in den vergangenen zehn Jahren, konkret vom
1. Mdrz 2008 bis zum 13. Mdrz 2018. Unter
anderem will man der Frage nachgehen, ob
es Anweisungen an das BVT gab, bestimm-
te Ermittlungsakten langer als zuldassig zu
speichern, und ob auf die Arbeit des
Extremismusreferats aus politischen Motiven
Einfluss genommen wurde.

AuBerdem soll durchleuchtet werden, welche
Vorwiirfe von welcher Seite zu den Haus-
durchsuchungen im Bundesamt gefiihrt haben.
Weiters geht es den Abgeordneten u. a. um
mogliche parteipolitisch motivierte Posten-

besetzungen und Suspendierungen, um die
etwaige Behinderung von Ermittlungen ande-
rer Behorden sowie die Auswirkungen der
Angelegenheit auf die offentliche Sicherheit und
die Zusammenarbeit mit Nachrichtendiensten
anderer Staaten.

Nach vorlaufigem Abschluss der Aktenlieferungen
Anfang Juli 2018 einigte sich der Ausschuss
auf eine Ladungsliste von Auskunftspersonen,
mit deren Befragung Anfang September
2018 begonnen wurde. Am 28. November
veroffentlichte die Parlamentsdirektion die
ersten Sitzungsprotokolle des Untersuchungs-
ausschusses. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits
33 Personen dem Gremium Rede und Antwort
gestanden. Bis zum Ende des Jahres 2018 fan-
den insgesamt 20 Sitzungen statt, bei denen
durchaus prominente Personlichkeiten geladen
gewesen waren, so U. a. Innenminister Herbert
Kickl, Justizminister Josef Moser, BVT-Chef Peter
Gridling, die Generaldirektorin fir die o6ffentli-
che Sicherheit Michaela Kardeis und - mehr-
mals - Staatsanwaltin Ursula Schmudermayer.
Auch der Generalsekretar des Innenministeriums,
Peter Goldgruber, wurde von den Ausschuss-
mitgliedern mehrmals befragt. Die Arbeit des
parlamentarischen Gremiums wurde im Januar
2019 fortgesetzt.

Detaillierte Informationen zum Untersuchungs-
ausschuss finden Sie unter www.parlament.gv.at
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~Was Osterreich stark macht, das
ist das Vertrauen der Biirgerinnen
und Biirger in den Rechtsstaat. Sie
konnen sicher sein, dass Unrecht
niemals akzeptiert wird.”

Nationalratsprésident Wolfgang Sobotka
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GUTE OFFENTLICHE VERWALTUNG
NUTZT DEN MENSCHEN

Das 0sterreichische Parlament fungierte im September 2018 als Gastgeber eines
internationalen Symposiums mit dem Titel ,Gute 6ffentliche Verwaltung und
Blrgerlnnennutzen - die Rolle parlamentarischer Kontrollinstitutionen”, zu dem
Rechnungshof und Volksanswaltschaft eingeladen hatten.

R
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Niemand steht Uber dem Gesetz. Jeder
7] und jede Einzelne hat bestmdglich dazu
beizutragen, den sozialen Zusammenhalt
sicherzustellen." Mit diesen Worten eroffnete
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka am 25.
September 2018 ein internationales Symposium
im Osterreichischen Parlament, zu dem der
Rechnungshof und die Volksanwaltschaft ein-
geladen hatten. Das Symposium stand unter
dem Titel ,Gute offentliche Verwaltung und
Burgerinnennutzen - die Rolle parlamentari-
scher Kontrollinstitutionen”.

Das Treffen fand im Rahmen des Osterreichischen
Ratsvorsitzes statt. Er schatze den Rechnungshof
und die Volksanwaltschaft nicht nur als unabhan-
gige Kontrollorgane des Nationalrates, sondern
auch aufgrund seiner tiefen Uberzeugung, dass
verantwortungsvolle und nachhaltige Politik
nur durch objektive Kontrolle und in Erfiillung
der Gesetze sichergestellt werden kann, erklarte

T

Sobotka bei dieser Gelegenheit. Das Ausmalf3
der Kontrolle, insbesondere aber auch, wie
man mit konstruktiver Kritik umgehe, seien die
Charakteristika einer gefestigten und hoch-
entwickelten Demokratie.

,Was Osterreich stark macht, das ist das
Vertrauen der Birgerinnen und Biirger in
den Rechtsstaat. Sie kdnnen sicher sein, dass
Unrecht niemals akzeptiert wird”, unterstrich der
Nationalratsprasident.

DenbeidenKontrollorganen des 6sterreichischen
Parlaments ging es bei diesem Zusammentreffen
um einen Erfahrungsaustausch mit &ahn-
lichen Kontrolleinrichtungen in den anderen
EU-Mitgliedstaaten, wobei der Fokus auf dem
Nutzen fir die Blrgerinnen und Biirger, auf
Kostenoptimierung aus Sicht der o&ffentlichen
Hand und auf der Qualitdt der offentlichen
Leistungserbringung lag.
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PARTNER DER

NATIONALEN PARLAMENTE

Rechnungshéfe und Ombudseinrichtungen
seien wichtige Partner der nationalen
Parlamente im Interesse der Demokratie, unter-
strich Rechnungshofprasidentin Margit Kraker
in ihrem Einleitungsstatement. Sie wies in die-
sem Zusammenhang auf das Motto der Gster-
reichischen Ratsprasidentschaft ,Ein Europa,
das schutzt” hin und meinte, parlamentarische
Kontrolleinrichtungen hatten die Interessen
der Biirgerlnnen zu schiitzen, indem sie sicher-
stellten, dass das Handeln der Regierung fiir die
Buirgerlinnen zusatzlichen Nutzen bringt. ,Gerade
in Zeiten, die von Herausforderungen wie dem
sozialen Wandel, Migrationsbewegungen oder
rasanten technischen Entwicklungen gepragt
sind, braucht es leistungsfahige Institutionen, auf
die sich die Burgerinnen und Biirger verlassen
kénnen”, betonte die Rechnungshofprasidentin.
Eine zentrale Rolle nehmen die obersten
Rechnungskontrollbehérden nach Meinung

_Parlamentarische
Kontrolleinrichtungen
schiitzen die Interessen

der Biirgerinnen.”
Margit Kraker

von Kraker auch bei der Priifung der von den
Vereinten Nationen forcierten Nachhaltigkeits-
ziele (Sustainable Development Goals — SDGs) ein.

(v. I.) TurnusméaBige Vorsitzende der Volksanwaltschaft
Gertrude Brinek, Rechnungshofprasidentin Margit Kraker
und Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Fir die Kontrollorgane selbst sah sie vor allem
das Ziel Nr. 16 der insgesamt 17 Ziele — Frieden,
Gerechtigkeit und starke Institutionen — von
besonderer Bedeutung, mit dem unter ande-
rem effiziente, berechenbare und transpa-
rente Institutionen eingefordert werden. Kraker
ist nicht nur Prasidentin des Rechnungshofes,
sondern fungiert auch als Generalsekretarin
der Internationalen Organisation Oberster
Rechnungskontrollbehérden (INTOSAI).

Wir mdssen das
,Florianiprinzip’
tberwinden.”

Gertrude Brinek

Jch halte es fir einen Quantensprung, dass
die EU im Vertrag von Lissabon ein Recht auf
gute Verwaltung als Grundrecht verankert hat",
hielt Volksanwaltin Gertrude Brinek bei diesem
Symposium fest. “ In Osterreich ist die Qualitat der
Verwaltung in den letzten Jahrzehnten gestiegen
und wir sind auf dem besten Weg, vom
Obrigkeitsstaat zum Servicestaat zu werden."
Auch Brinek ging auf die UN-Nachhaltigkeitsziele
ein. Durch die tagliche Konfrontation mit
Beschwerden habe man einen guten Uberblick,
inwieweit einzelne Ziele innerstaatlich bereits
umgesetzt sind, sagte die turnusmafige
Vorsitzende des Volksanwaltschafts-Trios. ,Als
parlamentarische Kontrolleinrichtungen konnen
der Rechnungshof und die Volksanwaltschaft
einen wichtigen Beitrag zur Erreichung dieser
Ziele leisten”, stellte sie fest. Als spezielle
Herausforderung fiir Ombudseinrichtungen sah
es Brinek, nicht nur die Beschwerdefiihrerinnen
davon zu Uberzeugen, dass die offent-
liche Verwaltung in Ubereinstimmung mit den
Gesetzen agiert, sondern auch die Nachhaltigkeit
geplanter gesetzlicher MaBnahmen im Blick
zu behalten. Das groBte Hemmnis in der
Erreichung von Nachhaltigkeitszielen sei das
+Florianiprinzip”. Dieses gelte es zu liberwinden.

Zu den Referentlnnen des Symposiums gehorten
u. a. die EU-Birgerbeauftragte Emily O'Reilly,
der Osterreichische Vertreter im Europdischen
Rechnungshof Oskar Herics, Rolf Alter von
der Hertie School of Governance und Michel
Huissoud von der Schweizer Finanzkontrolle.
Am Nachmittag fanden zwei Workshops mit
Erfahrungsberichten aus Finnland, Estland,
Polen, den Niederlanden, Litauen und
GroRbritannien statt.



DIE VOLKSANWALTSCHAFT ZIERT
BILANZ UBER DAS JAHR 2018

Hauptschwerpunkte der Tatigkeit der Volksanwaltschaft waren die Kontrolle der
offentlichen Verwaltung und der Schutz und die Forderung der Menschenrechte
in Osterreich. Inhaltliche Fragestellungen erganzten das Arbeitsprogramm.

In Berichten an den Nationalrat, den Bundesrat
und die Landtage wies die Volksanwaltschaft
auf eklatante Missstande und Fehlentwicklungen
im Bereich der o&ffentlichen Verwaltung und
der Verletzung von Menschenrechten hin.
In den Bundeslandern Wien, Karnten und
Steiermark hatte sie 2018 die Mdoglichkeit,
den Landtagsabgeordneten in den zustandi-
gen Ausschissen uber ihre Erkenntnisse und
Empfehlungen zu berichten. Darliber hinaus
setzten die Mitglieder der Volksanwaltschaft
zahlreiche inhaltliche Schwerpunkte. Einige
davon werden hier kurz dargestellt.

MEHR QUALITAT UND KONTROLLE

IN DER PFLEGE

Im Zuge eines seiner diesjahrigen menschen-
rechtlichen Schwerpunkte setzte sich Volks-
anwalt Gilinther Krauter fiir mehr Qualitat
und Kontrolle im Pflegebereich ein. Aus den
Besuchen der Expertinnenkommissionen der
Volksanwaltschaft geht hervor, dass es in mehr
als der Halfte der Alten- und Pflegeheime im
Nachtdienst an diplomiertem Personal fehlt. In
70 Prozent der Félle wird den oft (berlasteten
Pflegekraften keine Supervision geboten und
haufig herrscht eine bedenkliche Medikation.
Die Ursache ist meist Personalmangel. Krauter
empfiehlt daher die Schaffung einheitli-
cher Standards, um Missstande in Alten- und
Pflegeheimen zu vermeiden. Die Mittel des
aktuell mit 366 Millionen Euro dotierten
Pflegefonds sollten an Qualitatskriterien
gebunden werden. AuBerdem miisse das
Pflegegeld in allen sieben Stufen um 30
Prozent angehoben werden, um sicherzu-
stellen, dass auch Menschen mit geringerem
Pflegebedarf daheim betreut werden kdnnen.
Eine jahrliche Valorisierung sei unerlasslich,
um einerseits dem starken Andrang zu sta-

tionaren Einrichtungen entgegenzuwirken
und andererseits eine menschenwiirdige Pflege
langfristig sicherstellen zu kdnnen.

ERWACHSENENSCHUTZ: DER MENSCH

STEHT IM MITTELPUNKT

In ihrer Tatigkeit ist die Volksanwaltschaft immer
wieder mit Fragen rund um die Sachwalterschaft
und die Einschrankung personlicher Rechte kon-
frontiert. Volksanwaltin Gertrude Brinek enga-
giert sich seit zehn Jahren fur bessere gesetzliche
Rahmenbedingungen fir Besachwaltete und
hat zahllose Beschwerden zu dieser Thematik
aufgenommen. AuBerdem hat Osterreich 2008
das UN-Ubereinkommen (iber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen ratifiziert. Nach
Artikel 12 muss betroffenen Menschen die
Ausitibung ihrer Rechts- und Handlungsfahigkeit
ermoglicht werden. Da dies bei einer
Sachwalterschaft nicht gegeben war, wurde die
Osterreichische Gesetzgebung dazu im Rahmen
der UN-Staatenprifung 2013 kritisiert. Steigende
Beschwerdezahlen und ein sensibilisiertes
Menschenrechtsbewusstsein haben schlie3lich
zu einem politischen Umdenken gefiihrt.

Die Volksanwaltschaft war neben Expertinnen
und Experten, NGOs und Betroffenen von
Anfang an in den auf Inklusion ausgerichte-
ten Gesetzgebungsprozess intensiv einge-
bunden. In einer vorbildlich partizipativen
Vorbereitungsphase im BMJ wurde das neue
Gesetz erarbeitet und schlie8lich im April 2017
in beiden Kammern des Parlaments einstimmig
beschlossen. Es trat am 1. Juli 2018 in Kraft. Das
neue Erwachsenenschutzrecht stellt Autonomie
und Selbstbestimmung fiir Menschen mit
Beeintrachtigungen in den Mittelpunkt und
entspricht damit auch den Anforderungen der
UN-Behindertenkonvention.
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VOLKSANWALTSCHAFT

NUR EINE HOCHWASSERVERSICHERUNG
ENTSCHADIGT DIE BETROFFENEN

Angesichts der Osterreichweiten Hochwasser-
krise von 2018 pladierte Volksanwalt Peter
Fichtenbauer erneut fiir eine Pflichtversicherung
fir Hochwasserschiaden. Ahnlich einer KFZ-
Haftpflichtversicherung tritt die Volksanwalt-
schaft seit Jahren fir die gesetzliche Einflihrung
einer verpflichtenden Versicherung ein. Um eine
Entschdadigung zu erhalten, sind Betroffene bis
dato auf die Katastrophenfonds der Bundes-
lander angewiesen. Abgesehen davon, dass auf
solche Entschadigungen kein Rechtsanspruch
besteht, ist die Hohe der Geldleistung fiir viele
Betroffene kein vergleichbarer Ersatz fir den
erlittenen Schaden. Die Betrage reichen nicht
aus, um gleichwertiges Eigentum auBerhalb
der Gefahrenzone erwerben zu kénnen. Da
Naturkatastrophen weiter zunehmen, musse die
Politik adaquate Losungen anbieten. Seit 2014
hat Volksanwalt Fichtenbauer dem Nationalrat
mehrfach davon berichtet. Eine im friiheren BMJ
eingerichtete Arbeitsgruppe tagte nur einige
Male und wurde ohne Ergebnis geschlossen.

(v. 1) Auftaktveranstaltung zur interdisziplindren
Ringvorlesung ,Eine von fiinf” in der Volksanwaltschaft:
Maria Résslhumer (Autonome Osterreichische Frauen-
hduser), Universitdatsprofessorin Andrea Berzlanovich
(MedUni Wien), Volksanwiltin Gertrude Brinek, Andrea
Hoyer-Neuhold und Sandra Messner (Zentrum fiir
Sozialforschung und Wissenschaftsdidaktik)

© Volksanwaltschaft

,EINE VON FUNF" = SCHUTZ VON

FRAUEN UND KINDERN VOR GEWALT

Jede fiinfte in Osterreich lebende Frau ist kor-
perlicher und/oder sexueller Gewalt ausgesetzt.
AnlasslichderinternationalenKampagne, 16 Tage
gegen Gewalt an Frauen und Madchen” orga-
nisierte die Volksanwaltschaft in Kooperation

70

mit dem Zentrum fir Gerichtsmedizin der
Medizinischen Universitdat Wien und dem Verein
Autonome Osterreichische Frauenhiuser (AOF)
bereits zum dritten Mal die interdisziplina-
re Ringvorlesung ,Eine von finf” Im Rahmen
der Vorlesungsreihe an der MedUni Wien wird
auf das erschreckende Ausmall von Gewalt an
Frauen hingewiesen sowie der Tabuisierung
und Verharmlosung dieses Themas entgegen-
gewirkt. Unter dem Schwerpunkt Kinder und
Jugendliche als Betroffene von hauslicher
Gewalt beleuchteten 25 Vortragende verschie-
dener Berufsgruppen das Thema aus theoreti-
scher und praktischer Sicht. An insgesamt sieben
Vorlesungstagen erfuhren die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer aus den unterschiedlichsten
Perspektiven, wie im Alltag mit Gewalt in der
Familie umgegangen werden sollte. Referent-
innen und Referenten der Volksanwaltschaft
erOrterten zusammen mit anderen Expertinnen
und Experten die Probleme und erlduterten
das Thema aus menschenrechtlicher Sicht.
Die Auftakt- und Abschlussveranstaltungen
mit weiteren Fachvortragen und einer hoch-
kardtigen Podiumsdiskussion fanden in der
Volksanwaltschaft statt. Im Fokus stand
die Frage, wie man angesichts von steigen-
den Zahlen zu Gewalterfahrungen eine
Verbesserung der Kinderrechte im Alltag
erreichen kann.

40 JAHRE INTERNATIONAL

OMBUDSMAN INSTITUTE

Ende April feierte das International Ombudsman
Institute (IOl) sein 40-jahriges Bestehen bei
einer Veranstaltung der UNO in New York. Das
IOl wurde 1978 gegriindet und vereint mehr
als 190 unabhdngige Ombudseinrichtungen
aus Uber 100 Landern weltweit. Seit
September 2009 beherbergt die Volksanwalt-
schaft das Generalsekretariat des 10Il, im Jahr
2013 hat Volksanwalt Dr. Glinther Krauter das
Amt des Generalsekretars ibernommen.

Die Veranstaltung bot eine gute Gelegenheit
fir einen Austausch mit der UNO (iber den
Beitrag von Ombudseinrichtungen zum Schutz
und zur Férderung der Menschenrechte sowie
fur die Prasentation einer Publikation lber die
Geschichte des I0l. Als verfassungsrechtlich
verankerte Kontrolleinrichtungen spielen diese
aullerdem eine wichtige Rolle zur Erreichung
der Ziele der Agenda 2030. Das 40-jah-
rige Bestehen wurde auch im Rahmen einer
Konferenz der europaischen Region des 10l im
Oktober2018inBriisselgefeiert. Teilnehmer-innen
undTeilnehmervonverschiedenen Ombudsman-
Einrichtungen weltweit und Einrichtungen wie



T i - - s,

Meeting des Board of Directors des International Ombudsman Institute (10l), darunter der Generalsekretar des 10l

Volksanwalt Giinther Krauter (1. Reihe, 2. v.r.) © Belle&Sass

dem Europarat, dem UN Hochkommissariat
fir Menschenrechte und dem Europdischen
Gerichtshof fir Menschenrechte diskutierten
den Beitrag von Ombudseinrichtungen zur
Forderung einer offenen Gesellschaft mit akti-
ver Burgerlnnenbeteiligung. In seiner Funktion
als 10l Generalsekretar wirdigte Volksanwalt
Krauter die Erfolgsgeschichte dieses internatio-
nalen Ombudsnetzwerks sowie die Grundwerte
der Organisation und ihrer Mitglieder.

HEIMOPFERRENTE:

BILANZ UND REFORM

Aufgrund des Heimopfergesetzes (HOG) erhal-
ten Betroffene seit Juli 2017 eine monatliche
Rente von 300 Euro. Anspruchsberechtigt ist,
wer als Kind oder Jugendlicher Gewalt und
Missbrauch erlitten hat: in einem Kinder- oder
Jugendheim, in einer Kranken-, Psychiatrie- und
Heilanstalt beziehungsweise in einer vergleich-
baren Einrichtung der Gebietskorperschaften
oder Gemeindeverbande, in einer entspre-
chenden privaten Einrichtung, sofern diese
funktional fir einen Jugendwohlfahrtstrager
tatig wurde, in einer entsprechenden
Einrichtung der Kirchen oder in einer
Pflegefamilie. Bei der Volksanwaltschaft kon-
nen Personen, die noch keine Entschadigung
einer Opferschutzeinrichtung erhalten haben
oder deren Antrag abgelehnt wurde, eine sol-
che Rente beantragen. Diese Antrdge werden
von einer weisungsfreien Rentenkommission
unter der Leitung von Volksanwalt Krauter
beurteilt. Seit Inkrafttreten des Gesetzes hat
die Volksanwaltschaft bereits rund 1.000 Falle
bearbeitet, eine Verbesserung der personellen

und sachlichen Ausstattung wadre dringend
erforderlich.

Im Janner 2018 zogen die Mitglieder der
Volksanwaltschaft nach sechs Monaten erst-
mals Bilanz und forderten eine Reform des
Heimopferrentengesetzes. Denn bis dato waren
Personen, die in Krankenanstalten oder privaten

Volksanwaltin

(v. 1.) Volksanwalt Peter Fichtenbauer,
Gertrude Brinek und Volksanwalt Giinther Krduter prasen-
tieren den Sonderbericht , Kinder und ihre Rechte in 6ffentli-
chen Einrichtungen 2017“

© Volksanwaltschaft

Heimen misshandelt wurden und Menschen
mit Behinderungen, die das Pensionsalter noch
nicht erreicht haben, vom HOG nicht umfasst.
Mit der Novellierung des HOG im Sommer 2018
wurden die Forderungen der Volksanwaltschaft
im Wesentlichen erfillt.
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RECHNUNGSHOF

NEUER RECHNUNGSHOFAUSSCHUSS
BAUTE RUCKSTAND AB

Der im Dezember 2017 neu konstituierte Rechnungshofausschuss beschaftigte
sich 2018 intensiv mit den Berichten des Rechnungshofes. In zahlreichen Sitzungen
gelang es, den Riickstand aus der vorangegangenen Gesetzgebungsperiode auf-
zu-arbeiten sowie aktuelle Berichte ziligig zu debattieren.

m Beginn des Jahres besuchten die

Rechnungshofsprecherinnen und -sprecher
der finf Parlamentsfraktionen auf Einladung
von Prasidentin Kraker den Rechnungshof.
Im Fokus der Besprechung stand das
Thema der zukiinftigen Gestaltung der
Zusammenarbeit des Rechnungshofes mit dem
Rechnungshofausschuss des Nationalrates.
Prasidentin Kraker prasentierte in diesem
Kontextauch ihre Reformvorschlage zur Starkung
der Finanzkontrolle.

Die Arbeit im Rechnungshofausschuss war
dadurch gekennzeichnet, dass einerseits eine

Die Rechnungshofsprecherinnen der Parteien zu Gast bei
Rechnungshofprasidentin Margit Kraker (v. I.): Karin Greiner
(SPO), Wolfgang Zinggl (JETZT), Irmgar_gl Griss (NEOS),
Wolfgang Zanger (FPO), Hermann Gahr (OVP) und Margit
Kraker © Christian Neuwirth
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betrachtliche Zahl an Berichten des
Rechnungshofes aus der vorangegangenen
Legislaturperiode noch offen war und anderer-
seits im Jahr 2018 neue Berichte hinzukamen.

ERFOLGREICHE BEARBEITUNG

OFFENER BERICHTE

Mit Ende der XXV. Legislaturperiode am
8. November 2017 waren noch 49 Berichte mit
69 Berichtsbeitragen offen gewesen, das heif3t,
sie waren noch nicht vom Ausschuss behan-
delt worden. Weitere 13 Berichtsbeitrage
waren noch nicht an das Plenum des
Nationalrates weitergeleitet. Davon reichte
ein Bericht mit sechs Berichtsbeitragen in die
XXIV. Legislaturperiode zuriick und eine
Behandlung in der neuen Legislaturperiode war
nach der Geschaftsordnung des Nationalrates
nicht mehr moglich. Bis zum Jahresende 2017
kamen weitere 17 Berichte, der Tatigkeitsbericht
und der Einkommensbericht dazu. Im Jahr 2018
legte der Rechnungshof dem Nationalrat 66
Berichte, den Bundesrechnungsabschluss 2017
inklusive der Systemprifung der Abschluss-
rechnungen des Bundes, den Einkommens-
bericht sowie den Tatigkeitsbericht vor.

Prasidentin Kraker nahm im Jahr 2018 an zehn
Sitzungen des Rechnungshofausschusses
teil, weiters an zwei Sitzungen des Budget-
ausschusses zum Doppelbudget 2018/2019 und
zum Bundesrechnungsabschluss 2017 sowie
an sieben Sitzungen des Nationalratsplenums.
Dem Rechnungshofausschuss gelang es dabei,
den Rickstand weitgehend abzubauen: Er
nahm im Jahr 2018 neben dem Tatigkeitsbericht
und dem Einkommensbericht 91 Berichte mit
119 Berichtsbeitragen zur Kenntnis. Davon betra-
fen 36 Berichte aktuelle Priifungen, die der
Rechnungshof im Jahr 2018 vorgelegt hatte.



Rechnungshofprasidentin Margit Kraker © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Somit waren Ende 2018 noch 40 Berichte des
Rechnungshofes offen: 30 aus dem Jahr 2018
und nur noch zehn aus der Zeit davor.

EU-SYMPOSIUM DER PARLAMENTARISCHEN
KONTROLLEINRICHTUNGEN
Blrgerlnnennutzen, Zusammenarbeit der
Kontrolleinrichtungen und Nachhaltigkeitsziele
der Vereinten Nationen waren Themen
eines Symposiums, das die beiden Kontroll-
einrichtungen des Parlaments, Rechnungshof
und Volksanwaltschaft, im September
2018 im Rahmen des Osterreichischen
EU-Ratsvorsitzes gemeinsam veranstalteten.
Mehr als 110 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
aus allen Teilen der EU diskutierten dazu im
GroBen Redoutensaal der Hofburg. Auch
Rechnungshofsprecherinnen und -sprecher
der Parlamentsfraktionen nahmen an dem
Symposium teil.

Als Gastgeber betonte Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka in seinen BegriiBungsworten,
dass verantwortungsvolle und nachhaltige
Politik nur durch objektive Kontrolle und in
Erflllung der Gesetze sichergestellt werden
kann. Das Ausmal3 der Kontrolle, insbesonde-
re aber auch, wie man mit konstruktiver Kritik
umgeht, sind die Charakteristika einer gefestig-
ten und hochentwickelten Demokratie.

+Rechnungshéfe und Ombudseinrichtungen
sind wichtige Partner der nationalen Parlamente
im Interesse der Demokratie”, unterstrich
auch Rechnungshofprasidentin Margit Kraker
in ihrem Einleitungsstatement. Sie wies
in diesem Zusammenhang auf das Motto der
Osterreichischen Ratsprasidentschaft ,Ein
Europa, das schiitzt” hin und meinte, parla-
mentarische Kontrolleinrichtungen haben die
Interessen der Blirgerinnen und Blirger zu schiit-
zen, indem sie sicherstellen, dass das Handeln
der Regierung fiir die Birgerinnen und Birger
zusatzlichen Nutzen bringt.

Volksanwaltin Gertrude Brinek sprach bei
der Eréffnung des Symposiums von einem
,Quantensprung, dass die EU im Vertrag
von Lissabon ein Recht auf gute Verwaltung
als Grundrecht verankert hat. In Osterreich
ist die Qualitat der Verwaltung in den letz-
ten Jahrzehnten gestiegen und wir sind auf
dem besten Weg, vom Obrigkeitsstaat zum
Servicestaat zu werden.”

Die zentralen Erkenntnisse aus den Diskussionen
sind in Schlussfolgerungen zusammengefasst.
Darin wird die Bedeutung von Rechnungshéfen
und Volksanwaltschaften als parlamentarische
Kontrolleinrichtungen zur Starkung des
Mehrwerts fiir Blirgerinnen und Blrger betont.
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Das Pra»su:llum der Parlamentarischen Bundesheerkommission zu Gast bei Bundesprasdent Alexander NManider Bellen. (v~

o k) Biiroleiter Karl Schneemann, amtsfiihrender Vorsitzender Michael Hammer, Bundespra5|dent, AIexand’ér Van der Bellen;

Vorﬂtzender Otto Pendl und Vorsitzender Reinhard Bosch © HBF/Kntlr€arina Karlovits a ~

ANWALT DER

SOLDATINNEN UND SOLDATEN

ie Parlamentarische Bundesheerkommission

wurde 1955 mit der Griindung des
Bundesheeres als demokratisch legitimier-
tes Kontrollorgan eingerichtet. Der Nationalrat
war der Ansicht, dass eine zahlenmaBig starke,
umfassende Organisation wie das Bundesheer
das Ventil der Beschwerde benétigt.
Eine Beschwerde an die Parlamentarische
Bundesheerkommission ist voéllig unabhan-
gig vom Dienstweg. Die Parlamentarische
Bundesheerkommission ist in ihren
Entscheidungen frei. Sie kann unverziiglich,
unmittelbar und unangekiindigt alle Truppen-
teile, Stabe, Dienststellen und Behorden des
Bundesheeres im In- und Ausland Uberpri-
fen. Neben der gesetzlichen Uberpriifung und
Kontrolltatigkeit gemal § 4 Wehrgesetz 2001
ist der Kommission die Zusammenarbeit mit
vergleichbaren Institutionen auf internationa-
ler Ebene - wie z.B. dem Wehrbeauftragte des
Deutschen Bundestages — wichtig, um sich Gber
die vielfaltigen Aufgabenstellungen von demo-
kratischen Kontrolleinrichtungen von Armeen
auf bilateraler und multinationaler Ebene auszu-
tauschen. So nahmen bei der jlingsten interna-
tionalen Konferenz der Ombudsinstitutionen fiir
Streitkrafte Uber 40 Staaten aller Kontinente mit
den jeweiligen Ombudseinrichtungen teil.
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FUNKTIONSPERIODE

DER VORSITZENDEN

Eine Funktionsperiode der Parlamentarischen
Bundesheerkommission betragt gemaf3 § 4 Wehr-
gesetz 2001 sechs Jahre. Der Parlamentarischen
Bundesheerkommission gehdren drei einander
in der Amtsfiihrung abwechselnde Vorsitzende
sowie acht weitere Mitglieder an. Im Berichtsjahr
hatte Abg.z.NR Mag. Michael Hammer (OVP)
turnusgemal die Funktion des amtsfiihrenden
Vorsitzenden der Parlamentarischen Bundes-
heerkommission inne und Abg.z. NR Dr. Reinhard
Bésch (FPO) und Abg. z. NR a.D. Otto Pendl
(SPO) ubten die Funktion eines Vorsitzenden
der Parlamentarischen Bundesheerkommission
aus. Anfang Janner 2019 Gbernahm Abg. z. NR
Dr. Reinhard Bdsch (FPO) die Amtsfiihrung bis
zum Ablauf der derzeitigen Funktionsperiode
Ende 2020.

WER KANN

SICH BESCHWEREN?

Die Parlamentarische Bundesheerkommission

hat mittelbar oder unmittelbar eingebrachte

Beschwerden

= von Personen, die sich freiwillig einer

Stellung unterziehen oder sich freiwillig
zum Ausbildungsdienst gemeldet haben,


https://Abg.z.NR

Die Kommission besichtigt Containerunterkiinfte im Rahmen eines Priifbesuchs beim Sicherheitspolizeilichen
Assistenzeinsatz Migration in Bruckneudorf am 16. Juli 2018 © OVB/Ostv Christian Pichler "J

von Stellungspflichtigen,

von Soldatinnen und Soldaten,

von Soldatinnenvertreterinnen,

von Wehrpflichtigen des Miliz- und
Reservestandes sowie

= von Personen, die Ausbildungsdienst
geleistet haben,

entgegenzunehmen und - es sei denn, die
Kommission erkennt eine Geringfligigkeit des
behaupteten Beschwerdegrundes — zu priifen
und Uber ihre Erledigung Empfehlungen zu
beschlieBen. Der angefiihrte Personenkreis kann
sich liber Mingel oder Ubelstande im militari-
schen Dienstbereich, insbesondere liber persén-
lich erlittenes Unrecht oder Eingriffe in dienst-
liche Befugnisse, beschweren. Dariiber hinaus
ist die Parlamentarische Bundesheerkommission
berechtigt, von ihr vermutete Mangel oder
Missstande im militarischen Dienstbereich von
Amts wegen zu priifen.

JAHRESBERICHT

DER KOMMISSION

Der Jahresbericht liefert ein ganzheitliches Bild
der umfassenden Arbeit der Kommission. In ihm
sind Beschwerden, Personen, Liegenschaften
und Standorte anonymisiert angefiihrt, was dem
Schutz aller Beteiligten dienen soll.

Die Parlamentarische Bundesheerkommission
beantwortete 2018 insgesamt 2744 Anfragen
und fiihrte in 267 Fillen eine Uberpriifung nach
den Bestimmungen des § 4 Wehrgesetz 2001
durch. Die Kommission Uiberzeugte sich durch
Prifbesuche Uber den Dienstbetrieb bei der

Truppe, stellte in enger Zusammenarbeit mit
dem Bundesminister fiir Landesverteidigung
und den beratenden Organen Mangel und
Missstande im militarischen Dienstbereich ab
und prasentierte Vorschlage fir Verbesserungen
im Dienstbetrieb und in der Ausbildung.
Hinsichtlich der berechtigten Beschwerden
wurden vom fiir militdarische Angelegenheiten
zustandigen Bundesminister die fir erforder-
lich erachteten MaBnahmen der Dienstaufsicht
(Belehrung, Ermahnung, disziplindre Wiirdigung
des Verhaltens der Beschwerdebezogenen,
Erstattung von Strafanzeigen etc.) getroffen.

Die Beschwerdegriinde bezogen sich im
Wesentlichen auf Angelegenheiten des
Ausbildungs- und Dienstbetriebs, Personal-
angelegenheiten, mangelhafte Infrastruktur
sowie Ausriistungsmangel. Wie bereits in den
letzten Jahren (berwog der Anteil von
Beschwerden von Kadersoldatinnen und
Kadersoldaten jenen von der Grundwehrdienern
bei Weitem. Die Informationsoffensive zeigte
gute Erfolge bei der Rekrutierung von jungen
Frauen und Mannern.

Bei Prifbesuchen konnte die Parlamentarische
Bundesheerkommission eine positive Stimmung
und hohe Motivation bei der Truppe wahrneh-
men. Den Soldatinnen und Soldaten wird fir
ihren Einsatz gedankt. Die Kommission unter-
stlitzt die Bemiihungen des Bundesministers
fir Landesverteidigung um ausreichende
Budgetmittel flr Ausristung, Bewaffnung,
Mobilitdt, Infrastruktur etc., um eine erfolg-
reiche Aufgabewaltigung durch das Bundesheer
sicherzustellen.
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Tag der offenen Tiir 2018: Nationalratsprasident Sobotka am Heldenplatz -
CC_)‘Parlemehtsdirekti()f/]ohannes Zinner
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EIN PARLAMENT | FUNF ORTE

TAG DER

Zum zweiten Mal lud das Parlament am Nationalfeiertag zum Tag der offenen

Tur in das Ausweichquartier rund um die Hofburg ein. Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka 6ffnete um 10 Uhr das Tor am Josefsplatz, wo er mit seinen
Prasidiumsmitgliedern Gaste aus dem In- und Ausland willkommen hei3en konnte.
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Das Hohe Haus bot auch 2018 wieder ein viel-
faltiges Programm an seinen funf Standorten.
Einen Schwerpunkt bildete dabei die Erinnerung
an die Griindung der Republik vor 100 Jahren,
die malgeblich von Parlamentariern getra-
gen worden war. Bei ihrem Rundgang konnten
sich Interessierte im Rahmen einer interaktiven
Ausstellung bei den Pavillons am Heldenplatz
Uber ,Tage der Entscheidung - die Griindung der
Republik”informieren. Die Ausstellungselemente
verwiesen dabei auch auf die Verschiebung des
Machtzentrums von der kaiserlichen Hofburg
zur gewadhlten Volksvertretung. Erstmals
prasentierte sich anldsslich des Gedenkjahres

auch der Nationalfonds der Republik Osterreich
fir Opfer des Nationalsozialismus im Palais
Epstein. Mitarbeiterlnnen des Fonds gaben
Einblicke in ihre Arbeit.

Zu besichtigen war die Hofburg mit dem
Grolen Redoutensaal als Sitzungssaal fir
Nationalrat und Bundesrat. Auch das histori-
sche Parlamentsgebdaude wurde nicht ausge-
spart. Der Infopoint Bau.Stelle bot Informationen
Uber das Sanierungsprojekt, die Hintergriinde
fur die notwendigen Arbeiten und Details zu
den Planungen. Im Palais Epstein erfuhr man
Interessantes in der Parlamentsbibliothek mit
ihren mehr als 365.000 Biichern.

Ausstellung ,Tage der Entscheidung - die Griindung der Republik” mitten am Heldenplatz

© Parlamentsdirektion/Thomas Topf




(v. I.) Dritte Nationalratsprasidentin
Anneliese Kitzmiiller, Zweite
Nationalratsprésidentin Doris Bures,
Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka, Bundesratsprasidentin
Inge Posch-Gruska und Bundesrats-
vizeprdsident Ewald Lindinger
begriiBen die Besucherlnnen am Tag
der offenen Tiir 2018

Fotos © Parlamentsdirektion/

Thomas Jantzen, Arman Rastegar, Thomas
Topf, Johannes Zinner



e Tk
e ; L
g |
| i |
| I.'hﬂ
!] .l--'?ﬂ' '
- \ .I
i
=]

L
i




L
a
—3
e
o
L
O]
(Vs
T
=z
L
=
<
=]
(o
<
o
©)
7z
]
e
w
=z
<
(Vp]




- BN
SITERRERY LLLLRRRY LLLLEEEmD 1111 11

P F_..L‘.\ -




SANIERUNG PARLAMENTSGEBAUDE

ARBEITSINTENSIVES JAHR
MIT WICHTIGEN BAUETAPPEN

Die Generalsanierung des Parlamentsgebaudes hat 2018 rasant Fahrt
aufgenommen und ist zligig vorangekommen. Und die beste Nachricht:
Das erste Jahr auf der Baustelle verlief ganzlich unfallfrei.

as altehrwirdige Haus an der Wiener

Ringstralle ist von einem Containerdorf
umzingelt, vier Baukrdane sind weithin sicht-
bar. Hinter dem Bauzaun herrscht geschaftiges
Treiben. Nach der kompletten Raumung des
Gebdudes ging es im Friihjahr 2018 zur Sache.
Zum Start wiinschte Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka im Rahmen einer
Baustellenjause den beteiligten Firmen und
deren Mitarbeiterinnen einen unfallfreien Verlauf.
Der Wunsch sollte sich erfillen.

Der spektakuldrste bauliche Eingriff im vergan-
genen Jahr war zweifellos die Entfernung des
Glasdachs samt Stahlkonstruktion (iber dem
Plenarsitzungssaal des Nationalrates. Uber diese
Offnung erfolgt der Zu- und Abtransport eines
Grofteils des Baumaterials sowie der Maschinen.
Der Blick aus der Vogelperspektive von einem
der Krane aus lasst erahnen, wie komplex die
BaumaBnahmen sind - und auch, wie weit sie
bereits vorangeschritten sind.

TIEFGEHENDE

EINGRIFFE

Unter dem Sitzungssaal wurden samtliche
Decken bis hinunter in das zweite Untergeschol3
abgebrochen. Das schafft den erforderlichen
Raum, um dem Plenarsaal eine neue Konfigu-
ration zu geben. AuBlerdem wird eine Ebene
tiefer ein zusatzliches Ausschusslokal (Lokal 1)
eingezogen. Auch eine neue Haustechnik-
zentrale wird hier, im zweiten Untergeschof,
untergebracht. Fiir diese wurde eine Fundament-
platte eingezogen.

Die Liste der im Vorjahr durchgefiihrten Arbeiten
ist lang. Im Vordergrund standen zundchst die
fachgerechte Demontage historisch wertvoller
Gegenstande und der gesamten haustechnischen
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Anlagen, einschlief8lich samtlicher Leitungen
und Verkabelungen. Wertvolle Oberflachen
wurden mit Schutzeinrichtungen versehen. Es
folgte der Ab- und Riickbau der Bodenbeldge.
Rund 40.000 Quadratmeter (Stein, Terrazzo,
Parkett) wurden entfernt. In der Folge wurden
die darunterliegenden Beschiittungen abge-
saugt und die Bestandsdecken statisch verstarkt.
Auch mit den Abbrucharbeiten fiir die kunfti-
gen Hauptstiegenhduser wurde begonnen, und
der Bundesversammlungssaal wurde mittels
Stahlkonstruktion statisch unterfangen.

REICHER

FIGURENSCHMUCK

Ein heikles Vorhaben war auch das Abheben der
44 Attikafiguren auf dem Dach des Gebdudes.
Die Figuren werden auf ihren Zustand untersucht
und gegebenenfalls restauriert. Zum Abschluss
der Sanierungsarbeiten werden sie an ihren ange-
stammten Platz zurtickkehren. Ein Kernstiick des
Sanierungsprojekts ist die Agora, das neue und
deutlich gréBere Besucherlnnenzentrum unter
der Sdulenhalle. Die Vorbereitungsarbeiten dazu
sind ebenfalls angelaufen.

In einem denkmalgeschiitzten, weit tber 100
Jahre alten Haus sei — neben allen rechtli-
chen und technischen Einschrankungen - die
Uberraschung stindiger Begleiter, erklart
Wolfgang Gleissner. Darin  sieht der
Geschaftsfihrer der Bundesimmobiliengesell-
schaft (BIG), die seit dem Vorjahr mit dem
Baumanagemengt betraut ist, die groBe
Herausforderung bei diesem Projekt. Nicht
immer wirden die Bestandsplane mit der tat-
sachlichen Ausfiihrung Ubereinstimmen. ,Wenn
trotz Befunden Uberraschungen auftauchen, ist
ein Hochstmal an Flexibilitat von allen Beteiligten
gefordert”, sagt Gleissner (siehe Seiten 86 und 87).



WISSENSWERTES UND

UBERRASCHENDES

Das Parlamentsgebaude ist keine Baustelle
wie jede andere. Schlie8lich handelt es
sich bei dem Haus um das Zentrum der
Demokratie, das auf einen zeitgemaBen
Standard gebracht werden soll. Dafiir ist der
Einsatz von viel Steuergeld erforderlich, wes-
halb die Bevolkerung Anrecht auf umfassen-
de und korrekte Information hat. Transparenz
ist darum zentrales Handlungsprinzip in der
Offentlichkeitsarbeit zum Sanierungsprojekt.
Die laufende Information zum Projektfort-
schritt erfolgt Uber verschiedene Kanéle, etwa
mittels Pressekonferenzen, Aussendungen an
die Medien oder auf einer eigenen Website.
Eine wichtige Funktion kommt auch dem
Infopoint Bau.Stelle vor dem Pallas-Athene-
Brunnen zu, der sich regen Besuchs erfreut. Auf
pragnante Weise werden hier die Eckpunkte
des Sanierungsprojekts vermittelt.

Ausgehohlter Sitzungssaal: tiefe Eingriffe bei hoher Sensibilitat fiir die historische Substanz
© Parlamentsdirektion/Michael Buchner

Der Bauzaun links und rechts des Infopoints,
deran einem der meisten frequentierten Orte
Wiens liegt, wird ebenfalls als Informations-
flache genutzt. Hier werden in Bild und Wort
markante Details zum Sanierungsprojekt
angesprochen. Das Publikum soll quasi im
Vorbeigehen Wissenswertes, durchaus auch
Uberraschendes mitnehmen, etwa, dass die
24 Sdulen in der zentralen Halle des Hauses
jeweils aus einem Stlick gehauen sind und
16 Tonnen wiegen, oder dass der Kaiser
seinerzeit der Legende nach die kostspieli-
ge bunte und teils goldene Gestaltung der
Fassade untersagt hat, oder dass Bob Dylan
fir das Cover seines Albums ,Tempest” eine
allegorische Figur des Parlamentsbrunnens
entliehen hat.

www.sanierung.parlament.at


www.sanierung.parlament.at

SANIERUNG PARLAMENTSGEBAUDE

UBERRASCHUNGEN ALS
STANDIGE BEGLEITER

Die Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) hat im vergangenen Jahr das
Baumanagement im Rahmen der Generalsanierung des Parlamentsgebaudes
Ubernommen. Geschaftsflihrer DI Wolfgang Gleissner zieht Zwischenbilanz.

BIG-Geschiftsfiihrer Wolfgang Gleissner: Enger Zeitplan als
klare Zielvorgabe © Wolfgang Zlodej

Istdie Generalsanierung des Parlamentsgebdudes
fiir Ihre Gesellschaft ein besonderes Projekt oder
Business as usual?

Sowohl als auch. Einerseits ist die
Generalsanierung des Parlaments aufgrund
seiner politischen Bedeutung, der allgemei-
nen Symbolkraft des Hohen Hauses und der
besonderen Herausforderungen ein einzigarti-
ges Projekt. Andererseits ist es — und das ist die
Gegenthese zu meiner vorigen Aussage - auch
L.hur” eines von vielen Bauvorhaben, die alle
ahnlich strukturiert ablaufen sollten, allerdings
mit der Besonderheit, dass wir nicht wie tblich
Eigentlimer und Bauherr der Liegenschaft sind,
sondern als Dienstleister fungieren.

Was sind die besonderen Herausforderungen?

Generell ist das Parlament ein denkmal-
geschitztes, weit Uber 100 Jahre altes Haus.
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Damitbleibtnebenrechtlichen undtechnischen
Einschrankungen immer die Uberraschung als
standiger Begleiter,dennin manchen Bereichen
stimmen die Bestandspldane nicht mit der tat-
sachlichen Ausflihrung Uberein. Wenn trotz
Befundung unliebsame Uberraschungen auf-
tauchen, ist ein Hochstmal an Flexibilitdt von
allen Beteiligten gefordert.

Noch dazu fdllt das Projekt in eine Phase der
Hochkonjunktur ...

... das hat zwei konkrete Folgen. Derzeit sind
die Baufirmen voll ausgelastet und es ist teil-
weise schwierig,im Zuge derVergabeverfahren
Angebote zu bekommen, die dem zuvor fest-
gelegten Kostenrahmen entsprechen. Diese
Situation ist herausfordernd.

Nach aktuellem Zeitplan ist demndchst
Projekthalbzeit. Kann die flir Sommer 2021
geplante Riickiibersiedelung gehalten werden?
Das ist die klare Zielvorgabe unseres
Auftraggebers - daher wird alles daran
gesetzt, um diesen Zeitplan einzuhalten.
Reserven, die potenziell auftretende Risiken
wie beispielsweise die Insolvenz eines ausfiih-
renden Unternehmens oder einen strengen
Winter abbilden, sind nicht vorhanden.

Welchen Einfluss hat die Witterung?

Wenn es lber einen langeren Zeitraum sehr
niedrige Temperaturen hat, kénnen zahlrei-
che Materialien nicht verarbeitet werden.
Ein Beispiel ist Beton. Bei Minusgraden sind
jedenfalls die Trocknungszeiten deutlich ver-
langert. Im schlimmsten Fall kann nicht mehr
betoniert werden. Flr sich genommen ware
das kein Problem. Allerdings muss man sich
die Gewerke eines so komplexen Projekts
vorstellen wie ein Uhrwerk mit vielen kleinen
Zahnradern. Eines greift ins andere, wenn aber
eines defekt ist, stehen auch die anderen, und
das gilt es durch solides Projektmanagement
zu vermeiden.



Welche wesentlichen Projektschritte wurden im
vergangenen Jahr absolviert?

Generell stand der Ruckbau im Zentrum des
Baugeschehens. So wurden rund 40.000
Quadratmeter Bodenflache abgebrochen und
danach die Bestandsdecken statisch verstarkt. Die
spektakuldrste MafBnahme war aber sicher der
Abbau des Glasdaches (iber dem Nationalrats-
sitzungssaal. Seitdem erfolgt (iber diese Offnung
der Zu- und Abtransport eines Grof3teils der
Baumaterialien und Maschinen.

M

Welche wesentlichen Schritte erfolgen nun 2019?
Viele Arbeiten wie beispielsweise die Fenster- und
Tlrsanierungen, die Innenausbauten oder die
Errichtung der haustechnischen Anlagen laufen
parallel. Einen markanten Projektschritt stellt die
Stahlkonstruktion des neuen Glasdachs Gber dem
Nationalratssitzungssaal dar. Darlber hinaus wird
mit Hochdruck an dem neuen, deutlich grof3eren
Besucherzentrum unter der Saulenhalle gearbeitet.
Kurzum: Das Sanierungsprojekt wird heuer gleich
mehrere wesentliche Schritte vorwarts machen.

,Die Generalsanierung des
Parlamentsgebdiudes ist
aufgrund der besonderen
Herausforderungen ein
einzigartiges Projekt und
zugleich fdr uns eines von
vielen Bauvorhaben.”

Wolfgang Gleissner

Uber den offenen-Nationalratssitzungssaal wird die Baustelle bespielt

©Parlamentsdirektion/Michael Buchner




SANIERUNG PARLAMENTSGEBAUDE

AUSBLICK 2019 -

DAS JAHR DER ZWISCHENETAPPE

019 ist ein nicht minder ereignisreiches

Jahr, sozusagen die Mitteletappe auf dem
langen Weg der Generalsanierung mit weite-
ren wichtigen BaumalBnahmen. Viel wird sich
wieder rund um den Nationalratssitzungssaal
tun. Die Haustechnikzentrale Sud im zwei-
ten UntergeschoB wird fertiggestellt, ebenso
der Rohbau des neuen Ausschusslokals unter
dem Plenarsaal. AuBBerdem werden die fri-
heren Publikums- und Journalistenstiegen
abgebrochen, da die ErschlieBung des
Saals fir Externe komplett neu organi-
siert wird. SchlieBlich wird Uber dem Saal
mit der Montage der Gitternetzschale, einer
Stahlkonstruktion fiir das neue Glasdach -
eines der architektonischen Highlights -,
begonnen. Die baulichen Eingriffe werden sich
jedoch nicht auf diesen Bereich beschranken,

DAS BUCH ZUM PROJEKT

~Demokratie braucht Raum” lautet der Titel
eines jungst erschienenen Buchs, das die
wesentlichen Grundlagen der laufenden
Generalsanierung des 0Osterreichischen
Parlamentsgebadudes anschaulich vermittelt
und exemplarischen Einblick in das aktuelle
Geschehen auf der Baustelle gibt. Konzept
und Texte stammen von Dipl. Ing." Andrea
Schenk und Dr."" Gabriele Kaiser. Der Band
ist reich illustriert, was zum Verstandnis der
architektonischen und bautechnischen Arbeit
wesentlich beitrdgt. Die Fotografien von
Hertha Hurnaus sind von besonderer Asthetik
und eroffnen zum Teil ganzlich neue Blicke
auf das Gebaude. Die grafische Gestaltung
von Christine Klell gibt dem Ganzen einen
ausgezeichneten Orientierungsrahmen.

Das Parlamentsgebaude ist schon mehr-
fach adaptiert und umgebaut worden.
Die Publikation veranschaulicht, dass
Bauwerke keine starren Hiillen, sondern
Zeitmaschinen sind, die gesellschaftspoliti-
sche Transformationen - sei es in signifi-
kanten Umbauten, sei es in unmerklichen
Adaptionen — widerspiegeln.
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sondern sich quer durch das Haus erstrecken.
So stehen beispielsweise an:
= Errichtung der vier
stiegenhauser,
= Fertigstellung der Haustechnikzentrale Nord,
= Sanierung der Dachhaut,
= Rohmontage Elektroinstallation, Heizung,
Klima, Liftung, Sanitar,
= Beginn der Malerarbeiten,
= Einbringen der GroBkomponenten der
technischen Gebdudeausstattung,
= Restaurierungsarbeiten in der Saulenhalle
und im Bundesversammlungssaal,
= Restaurierung der historischen Fenster.

neuen Haupt-

Unter der Sdulenhalle wird ein neues, groRes
Besucherlnnenzentrum entstehen. Der Rohbau
soll Ende 2019 fertiggestellt sein.

DEMOKRATIE BRAUCHT RAUM. Sanierung,
Erneuerung und funktionale Optimierung
des Osterreichischen Parlamentsgebdudes.
Hrsg. Parlamentsdirektion — Projekt Sanierung
Parlament. 108 Seiten, mit zahlreichen
Fotografien und Plénen. Edition Ausblick, Wien.
ISBN 97-3-903798-67-0
Erhdltlich in den

Infopoints in den

Pavillons auf dem Heldenplatz und vor
der Parlamentsbaustelle am Ring sowie im
Buchhandel.

© Parlamentsdirektion/Michael Buchner



VERNETZUNG EROFFNET BLICK
AUF VERBLUFFENDE PARALLELEN
Demokratie nach heutigem Verstandnis

wurde in den meisten europadischen
Landern in der zweiten Halfte des
19. Jahrhunderts institutionalisiert. Das

manifestierte sich — neben der jeweiligen
verfassungsmafigen Festlegung - auch im
Bau von Parlamentsgebduden, die allesamt
in etwa gleichen Alter sind. Entsprechend
ahnlich bis nahezu gleich sind die baulichen
Zustande sowie die Notwendigkeiten zu
Restaurierung und Anpassung an einen zeit-
gemal3en Standard.

+Wir sind zu dem Schluss gekommen, dass
Vernetzung und Informationsaustausch
zweckmafig sind“, sagt Prof. Hermann
Schnell. Er hat das Sanierungsprojekt von
Beginn an begleitet und seine architekto-
nische Expertise sowie die im Rahmen der
Restaurierung des Deutschen Bundestages
in Berlin gewonnenen Erfahrungen ein-
gebracht. Zum Auftakt eines solchen
Informationsaustauschs organisierte
Schnell eine Benchmarktour zu europa-
ischen Parlamenten: Bern, Berlin, Edinburgh,
Kopenhagen, Miinchen, Stockholm. Ziel war,
dortige Erkenntnisse in die Vorbereitungen
und Planungen zum hiesigen Projekt ein-
flieBen zu lassen. Auf der Agenda stan-
den nicht nur Bauthemen, sondern auch
Fragen der Geschaftsordnungen, von
Betriebsablaufen,  Stakeholdern  oder
Entscheidungsstrukturen. Auch Vergleiche
zu Sanierungskosten, Projektstrukturen und
Erfolgsfaktoren wurden gezogen. Weitere
Besuche in London, Helsinki und Budapest
folgten. Einhellige Erkenntnis war, dass die

Die Teilnehmer an der INPP-Konferenz: Wissenstransfer
schafft Planungssicherheit
© Parlamentsdirektion/BKA/Ines Bind

Kontakte verfestigt werden sollten. 2017
wurde in den Niederlanden eine erwei-
terte Konferenz mit Vertretern aus Dublin,
Helsinki, Montenegro, Ottawa und Rom
abgehalten. Dort wurde beschlossen,
dem Netzwerk eine Marke - International
Network of Parliamentary Properties (INPP) —
und einen organisatorischen Rahmen zu
geben. Ottawa Ubernahm die Secretaryrolle,
inklusive Protokollierung und regelmaBiger
Telefonkonferenzen.

Die Nachfolgekonferenz fand im Herbst
2018 in Wien statt. Zweieinhalb Tage
lang wurden Statusberichte zu einzel-
nen Projekten vorgetragen und diskutiert.
Entscheidungsstrukturen, Budgetfindung
und -management und Offentlichkeitsarbeit
waren weitere Kernthemen.

+Es gab verbliiffende Parallelen zwischen
den verschiedenen Sanierungsprojekten”,
sagt Prof. Schnell. Daraus wiederum seien
wertvolle Erkenntnisse abgeleitet worden,
etwa zur Kontextsetzung von Baukosten,
zu Entscheidungsstrukturen und Nutzungs-
zusammenhangen oder zur Prazisierung
des Risikomanagements. Auch seien
Argumentationshilfen fir Politikerlnnen und
Projektverantwortliche entwickelt worden.
Schnells Bilanz fallt positiv aus: ,Aus dem
Uberaus intensiven Erfahrungsaustausch
in den vergangenen Jahren haben alle
Beteiligten wertvolle Erkenntnisse gewon-
nen.” Der Prozess soll jedenfalls weitergefiihrt
werden: 2019 wird die INPP-Jahreskonferenz
in Dublin ausgerichtet, 2020 in Ottawa.
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»Ich stehe als Nationalratsprasident
fiir ein offenes Parlament, das fir die
Menschen erleb- und greifbar ist.

Die Renovierung des historischen
Parlamentsgebaudes bietet die
einmalige Chance, ein neues und
modernes Besucherzentrum zu
erschaffen.

Das Crowdsourcingprojekt tragt
dazu bei, das Parlament als Sinnbild
der Demokratie gemeinsam mit
den BiirgerInnen zu einem neuen
Zuschauermagneten zu machen.”

Nationalratsprésident Wolfgang Sobotka



GESTALTUNGSIDEEN FUR
UNSER NEUES BESUCHERZENTRUM

Im Rahmen der Sanierung des Parlamentsgebaudes werden neue Wege be-
schritten. So wurden in einem breit angelegten 6ffentlichen Projekt Vorschlage
gesammelt, wie das neue Besucherlnnenzentrum - eines der Herzstlicke des
kiinftigen Parlamentsgebaudes — aussehen soll.

as neue Besucherlnnenzentrum im sanier-

ten Parlamentsgebdude wird ebenerdig
vom Ring zu begehen sein. Seine Rdume stehen
in Gestalt und GroRe fest: 1.500 Quadratmeter
verteilen sich auf 900 Quadratmeter Agora
(,Marktplatz”), zwei Ausstellungsraume
zu je 200 und zwei weitere Rdume mit je
100 Quadratmetern. Die Ausstattung und
auch die Funktionalitat des Besucherzentrums
sind noch offen. Und genau dariiber konn-
ten Birgerinnen und Birger mittels eines
Crowdsourcingverfahrens mitbestimmen. Das
Osterreichische Parlament ist dabei europawei-
ter Vorreiter, was Blrgerbeteiligung betrifft.

Konkret lautete die Frage: Wie sollte das neu
gestaltete Besucherlnnenzentrum unseres
Parlaments aussehen und was sollte es bie-
ten, damit moglichst viele Biirgerinnen und
Biirger ihr Parlament, seine Arbeitsabldufe
und Raumlichkeiten kennenlernen kénnen
und wollen?

MITREDEN UND

IDEEN EINBRINGEN

Gestartet wurde das Crowdsourcingprojekt
unter der Patronanz von Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka am Tag der offenen Tir des
Parlaments am 26. Oktober 2018. An diesem Tag
wurde nicht nur medial die Werbetrommel fiir
das Mitreden gerihrt, sondern die Besucher-
innen und Besucher konnten ihre Ideen gleich
an Ort und Stelle im Baustellen-Container am
Ring bekannt geben. Zum Mitmachen wurde auf
verschiedenen Informationsschienen motiviert.

Insgesamt kontaktierten die Mitarbeiterinnen
der Stabsstelle Crowdsourcing der Parlaments-
direktion fast 3.500 Personen. Es handel-
te sich um Gruppen, die eine Beziehung

zum Parlament haben, etwa weil sie die
Demokratiewerkstatt besucht hatten, an einer
Flihrung durch das Parlament teilgenommen
hatten oder als Lehrerln mit Schiilerinnen im
Parlament waren. Auch Organisationen, die
sich um die Belange von Demokratie und
Parlamentarismus kiimmern, wie etwa
Demokratie21, oder auch grofle Newsletter-
verteiler (z.B. kommunalnet) dienten zur
Bewerbung dieses Biirgerlnnenbeteiligungs-
projekts des Parlaments.

SECHS ERKENNTNISSE,

227 VORSCHLAGE

812 Burgerinnen und Birger haben sich
schliefllich an der Gestaltung des neuen
Besucherzentrums beteiligt. Sie haben
227Vorschlageeingereicht,darauswurdensechs
sogenannte Erkenntnisse formuliert. Nachdem
die Fachabteilungen des Parlaments alle einge-
brachten Ideen ausgewertet hatten, wurden die
Teilnehmerlnnen des Crowdsourcings Uber alle
Resultate des Projekts sowie Uiber die daraus
resultierenden konkreten Umsetzungsschritte
und Mallnahmen fiir die Neugestaltung des
Besucherlnnenzentrums informiert.

Details zum Projekt:
www.crowdsourcing.parlament.gv.at.

WAS IST CROWDSOURCING?
Crowdsourcing ist quasi das Fischen nach
Informationen in der Menge, das Nutzen
der Schwarmintelligenz, um den Horizont
zu erweitern und die Betroffenen - in die-
sem Fall die kiinftigen Nutzerlnnen des
Besucherlnnenzentrums - einzubeziehen.
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www.crowdsourcing.parlament.gv.at

Geraumter Plenarsaal: Fotokulisse fiir eine Kooperation mit der Universitat fiir angewa
in Wien o Evelyn Bencicova - Angewandte Fotografie und zeitbasierte Medien, Universitat fiir angewandte Kunst Wien






SANIERUNG PARLAMENTSGEBAUDE

SANIERUNGSPROJEKT

ALS LEHRBEISPIEL

Die Generalsanierung des Parlamentsgebaudes eignet sich auch fir
Studienzwecke. Der Austausch mit Studierenden an Universitaten und
Fachhochschulen ist freilich keine Einbahn, zumindest ebenso wertvoll

ist das Feedback.

Kommunikation im politiknahen Bereich
g7 1 \am Beispiel der Generalsanierung des
Parlamentsgebdudes” lautete der Titel eines
Proseminars, das im Wintersemester 2018/19
im Fachbereich Kommunikationswissenschaft
der Universitat Salzburg angeboten wurde.
Im Rahmen ihres Bachelorstudiums soll-
te Studierenden vermittelt werden, unter
welchen Rahmenbedingungen die Offentlich-
keitsarbeit zum Sanierungsprojekt stattfin-
det und welche MaBnahmen zweckmaBig
sind. Konkret ging es darum, die speziellen
Herausforderungen im Zusammenhang mit
einem in der offentlichen Wahrnehmung stark
prasenten Projekt zu erkennen.

Anhand von praktischen Ubungen und Rollen-
spielen wurden Problemfalle diskutiert sowie
externe und interne Kommunikationsmaf3-
nahmen entwickelt.

WICHTIG:

STAKEHOLDERMANAGEMENT

Auch eine Exkursion nach Wien samt Besuch
einer Plenarsitzung des Nationalratsrates stand
auf dem Lehrplan. Nationalratsprasident
Wolfgang Sobotka erlduterte das Sanierungs-
projekt aus der Sicht des Bauherren und
stand den Studierenden Rede und Antwort.
Mit Vertretern der Projektgesellschaft
wurde die Bedeutung eines kontinuierli-
chen Stakeholdermanagements erortert:
Wie konnen alle Betroffene in einem derart
heterogenen Gebilde wie dem Parlament stets
auf gleichem Informationsstand gehalten
werden? Zum Abschluss gab es einen inten-
siven Austausch mit dem ORF-Journalisten
Fritz Jungmayr (,Hohes Haus”). Er schilder-
te seinen beruflichen Werdegang, sein
Verstandnis von journalistischer Arbeit und
seine Erfahrungen als Parlamentsredakteur.
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Ausdricklich lobte Jungmayr die Kommu-
nikation zum Sanierungsprojekt als korrekt
und fair gegeniiber allen Medien. Aufgaben-
stellung der Abschlussarbeit war, die
Medienberichterstattung in den vergangenen
drei Jahren zu analysieren und mit den Zielen
des Kommunikationskonzepts zu vergleichen.
Das wiederum liefert interessante Aufschlisse
zur Evaluierung der Offentlichkeitsarbeit.

KUNSTLERISCHE PERSPEKTIVE

AUF DIE SANIERUNG

Eine weitere Kooperation ging die
Projektgesellschaft mit der Universitat fir
angewandte Kunst ein. Studierende beglei-
ten das Sanierungsprojekt kinstlerisch-kultu-
rell und suchen dabei spezielle Zugange zum
Thema abseits der gangigen Kommunikations-
formen. So gab das leergerdumte Parlaments-
gebdude eine einmalige Kulisse fir ein
Fotoshooting ab. Die Studierenden nutzten
diese Gelegenheit ausgiebig und es entstan-
den zum Teil asthetisch hochwertige Arbeiten.
Eine davon schaffte es sogar auf die Titelseite
der Portugal-Ausgabe der ,Vogue”,

PRAXISPROJEKT
KOMMUNIKATIONSMANAGEMENT

Eine gelungene Premiere gab es anlasslich der
Vorbereitungsarbeiten zur Generalsanierung:
Gemeinsam mitder Fachhochschuleder Wiener
Wirtschaftskammer wurde ein Praxisprojekt
organisiert. Studierende des Masterstudien-
gangs Kommunikationsmanagement erarbei-
teten Strategien und Umsetzungsmafl3nahmen
zur Prasenz des Parlaments im offentli-
chen Raum wahrend der Umbauphase. Die
Ergebnisse wurden im Parlament prasentiert
und zum Teil auch im Rahmen der Aktivitaten
auf dem Heldenplatz umgesetzt.
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PARLAMENT INTERNATIONAL

INTERNATIONALE
KONTAKTE 2018

lle internationalen Aktivitaten des Jahres 2018

waren vom Osterreichischen EU-Ratsvorsitz
gepragt, auch Gesprache mit Parlamenten auf3er-
halb Europas. Das Osterreichische Parlament
war als Gesprachspartner in dieser Funktion
besonders attraktiv fir andere Parlamente, das
zeigen unter anderem die 30 Besuche von
Parlamentsprasidentinnen und anderen hoch-
rangigen internationalen Amtstragerinnen bei
Nationalratsprasident Sobotka in Wien.

Zusatzlich setzte das Parlament im Rahmen
des EU-Vorsitzes besondere internationale
Schwerpunkte. Einen wichtigen Stellenwert hat-
ten die Parlamente des Westbalkans, die vom
Nationalratsprasidenten im Jahr 2018 besonders
intensiv betreut wurden, um zu verdeutlichen,
dass der Westbalkan eine europdische Perspektive
hat und nur wirtschaftliche und demokratische
Stabilitdit am Balkan den Frieden in der sudli-
chen Nachbarschaft Osterreichs sichert. Prasident
Sobotka reiste daher nach Mazedonien, Serbien,
Albanien und Montenegro und traf sich dort nicht
nur mit den jeweiligen Parlamentsprasidentinnen,
sondern auch mit Abgeordneten der Opposition,
sowie mit Vertreterlnnen der Zivilgesellschaft
und der Wirtschaft.

Im ersten Jahr der neuen Legislaturperiode
bereiste der Nationalratsprasident zudem die
Nachbarlander Deutschland, Schweiz, Ungarn,
die Slowakei und die tschechische Republik.

Besondere Bedeutung kam den Besuchen in
den USA, in der Russischen Foderation sowie in
Israel zu. Hier wurde deutlich, welche Bedeutung
der parlamentarischen Diplomatie in den
Beziehungen zu diesen fiir Osterreich traditionell
wichtigen internationalen Partnern zukommt.

Zu den internationalen Terminen des
Nationalratsprasidenten kamen noch jene des
Bundesrates, der parlamentarischen Gruppen,
Delegationsreisen der Ausschiisse sowie Treffen
in Wien und viele andere Kontakte hinzu, die
das Parlament auch abseits des EU-Vorsitzes auf
ein sehr intensives internationales Parlamentsjahr
2018 zuriickblicken lassen.
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INTERNATIONALE REISEN
VON NATIONALRATSPRASIDENT SOBOTKA

NACHBARLANDER:

Deutschland (20.-22.2.2018), Ungarn (23.-
24.5.2018), Schweiz (4.-5.6.2018), Slowakei
(6.6.2018), Tschechische Republik (17.6.2018
und 3.-4.10.2018), Ungarn (21.-22.6.2018),

EUROPAISCHE UNION
Estland (23.-24.4.2018)

WESTBALKAN:
Nordmazedonien (5.11.2018), Serbien
(12.-13.11.2018), Albanien (27.11.2018),

Montenegro (28.11.2018)

INTERNATIONAL:
USA (25.-29.6.2018), Israel (15.-17.7.2018),
Russland (4.-6.12.2018)

INTERNATIONALE DELEGATIONEN
Abgeordnete zum Nationalrat und Mitglieder
des Bundesrates pflegten regelmaflig den
Gedankenaustausch mit Parlamentarierlnnen
aus aller Welt. 2018 kamen Delegationen aus:
Zypern (21.2.2018), Kasachstan (21.2.2018),
Deutschland (1.3.2018, 29.5.2018, 22.10.2018
und 23.10.2018), Italien (6.3.2018), Kanada
(18.4.2018),China(18.4.2018und 11.-12.6.2018),
Indonesien (24.4.2018 und 23.5.2018),
Mosambik (3.5.2018), Schweden (9.5.2018),
Georgien (23.5.2018 und 10.12.2018), Polen
(30.5.2018), Aserbaidschan (6.6.2018),
Tschechische Republik (7.6.2018 und
4.9.2018), Ukraine (18.6.2018), Siidafrika
(27.6.2018), Russland (3.7.2018), Albanien
(16.-17.7.2018), Schweiz (18.7.2018),Iran
(23.-27.9.2018), Montenegro (25.9.2018),
Belgien (12.11.2018), Palastinensische
Gebiete (16.11.2018), Ungarn (28.11.2018),
Katar (6.12.2018), Siidkorea (7.12.2018)



HOCHRANGIGE PARLAMENTSKONTAKTE
Folgende Prasidentinnen und Prasidenten
parlamentarischer Kammern besuchten das
Osterreichische Parlament:

Prasident des Abgeordnetenhauses Radek
Vondracek (Tschechische Republik,
5.2.2018), Prasident der Ratekammer
Hakim Benchamach (Marokko, 23.2.2018),
Parlamentsprasident lvan Brajovi¢
(Montenegro, 23.2.2018), Senatsprasidentin
Ankie Broekers-Knol (Niederlande, 23.-
25.5.2018), Parlamentsprasident Kadri Veseli
(Kosovo, 7.6.2018), Prasidentin des Standerates
Karin Keller-Sutter (Schweiz, 9.7.2018),
Prasident des Bundestages Wolfgang
Schauble (Deutschland, 19.-20.8.2018),
Prasident des Nationalrates Dominique de
Buman (Schweiz, 6.-7.9.2018), Senatsmarschall
Stanistaw Karczewski (Polen, 10.9.2018),
Stv. Vorsitzender des Volkskongresses
Baimachilin (China, 11.-12.10.2018), Prasident
des Nationalrates Andrej Danko (Slowakei,
3.12.2018), Prasident des Reichstages Andreas
Norlén (Schweden, 31.12.2018-2.1.2019)

Nationalratsprasident Sobotka mit Holocaustiiberlebendem
Gideon Eckhaus in Israel © Parlamentsdirektion/Uri Ishay

INTERPARLAMENTARISCHE
VERSAMMLUNGEN

Osterreichische Parlamentarierlnnen
nahmen auch heuer regelmaBig sowohl an
den statutarischen Konferenzen als auch
an ausgewahlten Spezialkonferenzen der
Interparlamentarischen Union (IPU), der
Parlamentarischen Versammlung der OSZE,
der Parlamentarischen Versammlung der
NATO, der Parlamentarischen Versammlung
des Europarates, der Union fir den
Mittelmeerraum (PV-UfM) sowie unter oster-
reichischem Vorsitz an der Konferenz der
Europaausschiisse (COSAC), der Konferenz der
Gemeinsamen AuBen- und Sicherheitspolitik
(GASP) und der Gemeinsamen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (GSVP), der
Interparlamentarischen Konferenz ber
Stabilitat, wirtschaftspolitische Koordi-
nierung und Steuerung in der EU und
am Gemeinsamen Parlamentarischen
Kontrollausschuss zu Europol teil.

Rede von Nationalratsprasident Sobotka
vor der Staatsduma in Moskau
© Parlamentsdirektion/Andreas GroBschartner
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PARLAMENT INTERNATIONAL

INTERNATIONALE ORGANISATIONEN

Folgende Spitzenreprasentantinnen interna-
tionaler und supranationaler Organisationen
besuchten im Jahr 2018 das Hohe Haus:

EU-Kommissar fiir humanitdare Hilfe und
Krisenmanagement Christos Stylianides
(18.1.2018), Prasident der OSZE-PV George
Tsereteli (26.1.2018), Vizeprasidentin
der  EurolLat-Versammlung Karoline
Graswander-Hainz (30.1.2018), Direktorin
von ICAN (International Campaign to
Abolish Nuclear Weapons) Beatrice Fihn
(1.2.2018), EU-Kommissar fiir Haushalt und
Personal Giinther Oettinger (12.2.2018
und 22.11.2018), EP-Berichterstatterin zur
Entsenderichtlinie MEP Agnes Jongerius
(16.2.2018), EU-Kommissar fiir die Energie-
union EK-Vizeprasident Maro$ Seféovi¢
(1.3.2018), Geschaftsfihrender Direktor des
Europdischen Stabilitatsmechanismus Klaus
Regling (5.3.2018), Research Direktorin
von Amnesty International Anna Neistat
(14.3.2018), EP-Vizeprasident Zdzistaw
Krasnodebski (13.4.2018), EK-Generalsekretar
Martin Selmayr und Kabinettschefin des
EK-Prasidenten Clara Martinez (19.4.2018),
EU-Kommissar fir Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit Vytenis Andriukaitis
(24.4.2018), EP-Berichterstatter zu Ernahrung
und Landwirtschaft der Zukunft MEP
Herbert Dorfmann (27.4.2018), EVP-
Fraktionsvorsitzender Manfred Weber
(27.4.2018), EK-Generaldirektor fiir interna-
tionale Zusammenarbeit und Entwicklung

Stefano Manservisi (14.5.2018),
Ko-Berichterstatter fir die Gemeinsame
Konsolidierte Korperschaftssteuer MEP Paul
Tang und Alain Lamassoure (15.5.2018),
Direktorin des Europdischen Instituts fir
Gleichstellungsfragen Virginija Langbakk
(30.5.2018), Vorsitzender des EP-Ausschusses
fir internationalen Handel Bernd Lange
(8.6.2018), Prasident des Europaischen
Rechnungshofes Klaus-Heiner Lehne und
der Vertreter Osterreichs im Européischen
Rechnungshof Oskar Herics (12.6.2018),
EU-Kommissarin fiir digitale Wirtschaft und
Gesellschaft Mariya Gabriel (13.6.2018),
Handelsdelegierte der US-Mission bei
der EU in Brissel Kate Kalutkiewicz
(14.6.2018), EU-Kommissarin fir Justiz,
Verbraucherschutz und Gleichstellung Véra
Jourova (18.6.2018), EU-Chefverhandler
fur den Brexit Michel Barnier (18.6.2018),
EP-Berichterstatter fiir den Richtlinien-
vorschlag der Kommission Uber transpa-
rente und verlassliche Arbeitsbedingungen
in der EU MEP Enrique Calvet Chambon
(14.9.2018), EP-Berichterstatterin fiir den
Richtlinienvorschlag der Kommission zu
Vertragen Uber die Bereitstellung von digi-
talen Inhalten EP-Vizeprasidentin Evelyne
Gebhardt (8.11.2018), UN-Generalsekretarin
fir humanitare Angelegenheiten Ursula
Miiller (28.11.2018), Leiter der Abteilung fir
AuBenbeziehungen der UNRWA Matthias
Burchard (10.12.2018)

EU-Gesundheitskommissar Vytenis Andriukaitis (3. v. l.) im Parlament bei einer Aussprache mit den Abg. z. NR Pamela
Rendi-Wagner, Gerald Loacker und Robert Lugar © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen
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STAATSOBERHAUPTER UND REGIERUNGS-
VERTRETERINNEN IM HOHEN HAUS

Bundesprasident Alain Berset (Schweiz,
9.1.2018), Staatsprasident Juan Manuel
Santos Calderon (Kolumbien, 26.1.2018),

Staatsprasident Aleksandar Vuci¢ (Serbien,
2.2.2018), Staatsprasident Petro Poroschenko
(Ukraine, 8.2.2018), Staatsprdsident
Ing. Andrej Kiska (Slowakei, 19.2.2018),
AuBenminister Adel Aljubai (Saudi-Arabien,
19.2.2018), Vizepremierminister Enver Hoxhaj
und Dardan Gashi (Kosovo, 13.4.2018),
Ministerin flir Immigration und Integration
Inger Stgjberg (Danemark, 25.4.2018),

Informationsminister Moammar Al-Eryani
und Minister fur offentliche Arbeit Maeen
Abdo (Jemen, 2.5.2018), Staatsminister fir
Europa Michael Roth (Deutschland, 3.5.2018),
Xhafaj

Innenminister Fatmir (Albanien,

8.5.2018), AuBenminister Taro Kono (Japan,
5.7.2018), AuBenminister Sameh Shoukry
(Agypten, 6.7.2018), Bundesinnenminister
a.D. Thomas de Maiziere (Deutschland,
23.-24.8.2018), Stv. Premierminister und
AuBenminister Scheich Mohammed bin
Abdulrahman Al-Thani (Katar, 12.9.2018),
Premierminister Nguyén Xudn Phuc
und Vorsitzender der Wirtschafts- und
Industriekammer Dr. Vu Tien Loc (Vietnam,
15.10.2018), AuBenminister Mohamed Taher
Siala (Libyen, 17.10.2018), Staatsprasident
ir Meta (Albanien, 24.10.2018),
Vizepremierminister und AuBBenminister Miro
Cerar (Slowenien, 7.11.2018), Staatsprasident
Abdel Fattah Al-Sisi (Agypten, 17.12.2018)

Nationalratsprasident Sobotka mit dem Sprecher des
Reprasentantenhauses der Vereinigten Staaten Paul Ryan
© Peter Alunans

Nationalratsprasident Sobotka mit dem israelischen
Parlamentsprasidenten Yuli Edelstein
© Parlamentsdirektion/Uri Ishay

EuroLat-Versammlung in
Wien (v. L.): Prasident der
europdischen Seite Ramodn
. Jauregui Atondo, Staats-
sektretarin Edtstadler,
AuBenministerin Kneissl,
Prasident der latein-
amerikanischen Seite
und des lateinameri-
kanischen Parlaments
Elias Castillo und National-
ratsprasident Sobotka

. © Parlamentsdirektion/Johannes
Zinner
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(v.r.) Nationalratsprasident Sobotka mit dem Landeshauptmann von Siidtirol Arno Kompatscher
© Parlamentsdirektion/Thomas Topf

Bildmitte: Zweite Nationalratsprasidentin Doris Bures und der Prasident des Europédischen Wirtschafts-
und Sozialausschusses Luca Jahier © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen

— ¥
& M;M“Ib

s _

I.: . : -

i ; L . :
Nationalratsprasident Sobotka empfangt die Parlamentarierinnendelegation der Republik Kosovo in Wien, hier mit
Parlamentsprasident Kadri Veseli © Parlamentsdirektion/Arman Rastegar
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Paneldiskussion ,Die Erweiterungspers-
pektive fiir den Westbalkan - Die Rolle
der Parlamente” (v. l.): Korrespondent
des ,Handelsblatt” fiir Osterreich und
Siidosteuropa Hans-Peter Siebenhaar,
Abg. z. NR Reinhold Lopatka, Abg. z.
NR Alma Zadic, Generaldirektor fiir
Nachbarschaftspolitik und Erweit-
erungsverhandlungenderEU-Kommission
Christian Danielsson, MEP Michael
Gahler, Abgeordnete der Franzésischen
Nationalversammlung Liliana Tanguy,
Professor  fiir  Silidosteuropdische
Geschichte an der Universitat Wien
Oliver Jens Schmitt, Abg. z. NR Andreas
Schieder, Abg. z. NR Walter Rosenkranz,
Nationalratsprasident Sobotka

© Parlamentsdirektion/Thomas Topf
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Nationalratsprasident Sobotka im Gesprach mit der Nationalratsprasident Sobotka im Gesprach mit dem
Schweizer Stinderatsprasidentin Karin Keller-Sutter Prasidenten der Ukraine Petro Poroschenko
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen
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Nationalratsprasident Sobotka am Rednerpult im Dritte Nationalratsprasidentin Anneliese Kitzmiiller begrif3t
Parlament der Republik Nordmazedonien den stv. Vorsitzenden des Volkskongresses Baimachilin
© Parlamentsdirektion/Andreas GroB3schartner © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen




Nationalratsprasident Sobotka und der Prasident des
Nationalrates der Schweizerischen Eidgenossenschaft
Dominique de Buman © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Nationalratsprasident Sobotka mit dem Prasidenten des World
Jewish Congress Ronald S. Lauder in New York © Anton Brookes

Zweite Nationalratsprasidentin Doris Bures besucht das
Technologieunternehmen SES ASTRA in Luxemburg
© Luxemburgisches Parlament/Charles Caratini
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Nationalratsprasident Sobotka mit Bundestagsprasident Nationalratsprasident Sobotka mit dem ungarischem
Wolfgang Schéuble bei den Salzburger Festspielen im Parlamentsprasidenten Laszl6 Kovér in Budapest
Sommer 2018 © Parlamentsdirektion/VOGL-PERSPEKTIVE.AT © Zsuzsanna Peto
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Nationalratsprédsident Sobotka bei der Konferenz der Nationalratsprasident Sobotka und Michel Barnier

EU-Parlamentsprasidentinnen in Tallinn © Erik Peinar, Riigikogu © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen
Nationalratsprisident Sobotka und Parlamentsprésident Nationalratsprisident Sobotka und die serbische Parla-
von Montenegro Ivan Brajovi¢ beim Gistebucheintrag mentsprésidentin Maja Gojkovi¢ beim Gistebucheintrag

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner © The National Assembly of the Republic of Serbia
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Schiilerinnenparlameiitim GroBen Redoutensa
© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner




KINDER UND JUGENDLICHE

POLITISCHE BILDUNG M
PARLAMENT FUR DIE JUGEND

Lernen Uber Demokratie hat einen festen Platz im Parlament. Seit 2007 gibt es
die Demokratiewerkstatt, mittlerweile haben Giber 100.000 junge Menschen diese
Workshops besucht und tber Parlamentarismus gelernt. Seither sind viele weitere
Angebote wie das Lehrlingsforum dazugekommen.

eit Oktober 2007 gibt es die Demokratie-

werkstatt als Angebot der politischen Bildung
am Ort der Gesetzgebung. Kinder, Jugendliche
und seit 2015 auch Lehrlinge koénnen in
Workshops erfahren, wie Demokratie funktio-
niert, welche Mdoglichkeiten der Beteiligung es
gibt und welche Arbeitsprozesse und Abldufe
daftr im Hohen Haus vorgesehen sind. Der
parlamentarische Alltag soll Giber die Ausschuss-
und Plenararbeit hinausgehend in seinem
gesamten Spektrum und seinen Grundlagen fir

Der Grundstein daftir, dass
Menschen sich als aktive und
mdndige Blrgerlinnen in der
Gesellschaft engagieren, wird

bereits in jungen Jahren gelegt.

Schulklassen und Lehrlingsgruppen aus ganz
Osterreich verstandlich dargestellt und prasen-
tiert werden.

Mit der Senkung des aktiven Wahlalters auf
16 Jahre im Jahr 2007 wurde ein europaweit viel
beachteter Schritt gesetzt: Jungen Menschen
wird zugetraut, politische Entscheidungen zu
treffen. Die Senkung des Wahlalters war der
Startschuss, dass im Oktober 2007 das bereits
bestehende Kinder- und Jugendsegment
des Parlaments Uberarbeitet und um die
Demokratiewerkstatt und das Kinderinternet,
die DemokratieWEBstatt, erweitert wurde.

108

Seit 2008 gibt es das Jugendparlament fiir die
Jungwibhlerlnnen, 2015 folgte die Ausweitung
auf eine neue Zielgruppe, die Lehrlinge.

WARUM POLITISCHE BILDUNG

IM PARLAMENT?

Der Grundstein dafiir, dass Menschen sich
als aktive und miindige Birgerlnnen in der
Gesellschaft engagieren, wird bereits in jungen
Jahren gelegt. Es wurden daher Kernbotschaften
fur Jugendliche entwickelt, die die Starken und
Aufgaben der Institution heraus-
stellen und Interesse am gesamten
parlamentarischen Leistungsspektrum,
das mehr als Ausschuss- und Plenar-
arbeit ist, wecken. Der parlamentari-
sche Alltag soll fir die Jugend gut ver-
standlich und altersgerecht dargestellt
werden.

DIE ENTWICKLUNG DER
DEMOKRATIEWERKSTATT

Am Beginn 2007 gab es in der
Demokratiewerkstatt vier Werkstatten
fir Kinder und Jugendliche von
8 bis 15 Jahren zu den Themen
Bundesgesetzgebung, Parlament, Medien und
Grundrechte. Ende 2008 wurde das Angebot
um eine Werkstatt zum Thema Geschichte der
Republik erweitert und 2009 um die Europa-
werkstatt erganzt. Das Parlament als Ort von
auBerschulischer politischer Bildung ist fiir
die Jugendlichen eine Gelegenheit, Politik
am Originalschauplatz zu erleben und gleich-
zeitig zu sehen, wie die Praxis funktioniert.
Regelmafig sind Abgeordnete zum Nationalrat,
Bundesrdtinnen oder Mitglieder des Euro-
paischen  Parlaments Gaste in der
Demokratiewerkstatt und antworten direkt auf
die Fragen der Jugendlichen.



© Parlamentsdirektion/Michael Buchner

MEDIENKOMPETENZ - TEIL DER

POLITISCHEN BILDUNG

Das Wissen Uiber aktuelle politische Vorgange und
Diskussionen ist eine der wichtigsten Grundlagen
der Partizipation an demokratischen Prozessen.
Deshalb wird den Teilnehmenden interaktiv ver-
mittelt, welche Informationsquellen es gibt, aber
auch, wie - und von wem - diese Informationen
gemacht werden und wie sie daher einzuordnen
sind. Dabei berichten Medienexpertinnen aus der
Praxis, das heif3t aus ihrem Berufsalltag. Speziell
die Medienwerkstatt soll die Fahigkeit vertiefen,
aus dem vielfdltigen Angebot an Medien die
gesuchte Information zu finden sowie politische
Inhalte in den verschiedenen Formaten zu erken-
nen. Das ermoglicht den Jugendlichen auch, die
Inhalte in den sozialen Medien einzuordnen und
zu erkennen, dass es verschiedenste Sichtweisen
eines Themas gibt.

LEHRLINGE ALS

NEUE ZIELGRUPPE

Lehrlinge aus ganz Osterreich kdnnen seit
2015 in den Workshops des Lehrlingsforums
Demokratie, und damit Politik und Parlament,
ndaher kennenlernen. In den Workshops und
beim Lehrlingsparlament haben Lehrlinge
die Moglichkeit zum direkten Gesprach mit
Parlamentarierlnnen.

DEMOKRATIEWERKSTATT

INTERNATIONAL

Seit mehreren Jahren ist auch das Interesse ande-
rer europaischer Parlamente auf das Angebot der
Demokratiewerkstatt gerichtet. Daraus entwik-
kelte sich die Idee, dieses Modell der politischen
Bildung auch mit anderen Parlamenten umzuset-
zen bzw. sich mit ihnen Uber deren Erfahrungen
auszutauschen. Ein sehr erfolgreiches Beispiel
dafir ist die Demokratiewerkstatt in Montenegro
(http://www.demokratskeradionice.me).

ANMELDUNG

Sie interessieren sich fur einen Besuch
in der Demokratiewerkstatt?

Info-Telefon:

+43 1 401 10-2930

E-Mail:
demokratiewerkstatt@parlament.gv.at

Weitere Informationen erhalten
Sie unter demokratiewebstatt.at

Die Teilnahme an den
Workshops ist kostenlos!
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KINDER UND JUGENDLICHE

BERICHT ZUR ERFARHRUNG
IM JUGENDPARLAMENT

Ich durfte das Jugendparlament sowohl aus Schiilerinnenperspektive als auch aus
der Sicht einer begleitenden Lehrperson erleben. Im Folgenden sollen ein paar der
fur mich zentralen Eindriicke festgehalten werden.

MAG. CARMEN FUSSENEGGER

as Jugendparlament stellte fir mich als

Schiilerin im Jahr 2008 eine duflerst posi-
tive Abwechslung innerhalb des Geschichte-
unterrichts dar. Lange Zeit war der Teilbereich
der politischen Bildung im Schulunterricht
kaum prasent. Erst durch die Vorbereitung
eines Bewerbungsbeitrags sowie die Zeit im
Jugendparlament wurden mir spannen-
de Zugdnge in Bezug auf den Umgang mit
politischen Themen ermdglicht. Dank des
Jugendparlaments besuchte ich damals das
allererste Mal in meinem Leben die &sterreichi-
sche Hauptstadt Wien und war angesichts
des mir noch unbekannten Ablaufs durchaus
ein wenig angespannt. Doch im Verlauf des
Jugendparlaments konnte ich durch die aktiv-
erlebenden und somit duBerst motivierenden
Zugange sehr viel mitnehmen.

Mir wurden authentische Einblicke in den
Alltag eines Politikers, den Aufbau des
Parlaments sowie den komplexen Prozess
eines Gesetzentwurfs gewahrt. Gleichzeitig
forderten die Aufgabenstellungen die Interaktion
zwischen uns Schulerinnen und Schiilern, eine
moglichst konstruktive Gesprachskultur sowie
die Fahigkeit, Vorschlage im Zuge einer Rede vor
einem groBeren Publikum zu prasentieren.

Die Teilnahme am Jugendparlament hat
mich als Schilerin in Anbetracht dieser wert-
vollen Erfahrungen hinsichtlich meines
Allgemeinwissens Uber Grundstrukturen der
Osterreichischen  Politiklandschaft, meiner
sprachlich-rhetorischen Fertigkeiten und mei-
ner Fahigkeiten, kompromissbereit zu agieren
und zielorientiert Problemldsungen zu erarbei-
ten, bereichert, und das Ganze ohne trockene
Theorie und in Verbindung mit einem geselligen
Ausflug mit meiner Klasse. Aus diesem Grund
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stellt das Jugendparlament auch zehn Jahre
spater fir mich eine der Erfahrungen dar, die
mir aus meiner gesamten Schulzeit am besten in
Erinnerung geblieben sind.

DAS JUGENDPARLAMENT AUS

DER LEHRERINNEN-SICHT

Als Lehrperson waren mir die Ablaufe rund um
die Vorbereitungsarbeit sowie die Durchfiihrung
des Jugendparlaments bereits bekannt. Dennoch
war es fir mich besonders spannend zu sehen,
mit wie viel Engagement, Eifer und Motivation
die Jugendlichen gemeinsam darauf hingear-
beitet haben, sich diese einmalige Chance zu
ermdglichen. Ein Demokratie-Rap, professionelle
Interviews sowie anschauliche Rollenspiele sind
nur ein paar Beispiele fiir die tollen Schilerlnnen-
produkte, welche aus der Erstellungsphase des
Bewerbungsvideos hervorgegangen sind.

Wahrend unseres Aufenthalts fuhlte ich mich
standig an meinen eigenen Besuch im Parlament
erinnert und konnte mich gut in die Gefiihlslage
der Jugendlichen hineinversetzen. Wahrend ich
selbst damals zu Beginn sehr aufgeregt und
etwas eingeschiichtert vor Nervositat war,
erstaunte es mich diesmal umso mehr, mit wel-
cher positiven Stimmung und vor allem mit
welch groBem Elan die Schiilerinnen sich den
einzelnen Aufgaben und Herausforderungen
rund um das Jugendparlament gestellt haben.
Selbst eher ruhige, introvertierte Kinder sind
im Laufe des Jugendparlaments immer mehr
aus sich herausgekommen, was mich personlich
ganz besonders gefreut hat.

Mit besonderem Stolz erflillten mich die tollen
Leistungen am Rednerpult, wo einige meiner
Schilerlnnen ihr (mitunter noch verstecktes)
rhetorisches Talent unter Beweis stellen durften.
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Alles in allem hatte ich den Eindruck, dass
sich wirklich alle wahrend unserer Zeit im
Jugendparlament aktiv eingebracht haben - ein
Umstand, den man im Regelunterricht nur sehr
selten herbeiflihren kann. Diese Beobachtungen
lassensich sicherlichauch auf die hervorragenden
Rahmenbedingungen beim Jugendparlament

Carmen Fussenegger (1. Reihe, 3. v. l.) als Schiilerin des BG
Dornbirn beim Jugendparlament im November 2008 im
Parlament... © Parlamentsdirektion/Mike Ranz

...und als Lehrerin am BG/BRG Feldkirch im M
ihrer Klasse zu Gast beim Jugendparlament i
(1. Reihe, 3. v. r.) © Parlamentsdirektion/Johannes Z

018 mit
r Hofburg

zurlickfihren, da grof3er Wert auf einen offe-
nen und respektvollen Umgang mit den jungen
Menschen gelegt wird, wodurch diese aus sich
herauskommen kénnen. Angesichts dieser posi-
tiven Aspekte bin ich jetzt schon motiviert, das
Projekt Rein ins Parlament in naher Zukunft mit
der nachsten Klasse in Angriff zu nehmen.







Alfred Fried Photogfaphy Award (v. l.) Lois Lammerhuber, Sil\;ia Lammerhuber,
ationalratsprasident Wolfgang Sobotka, Peter Matthias Gaede, Anna Boyiazis (sieche
Bericht a i 2 und 113) © Parlamentsdirektion/Thomas Jantzen



WISSENSCHAFT, KUNST UND KULTUR

KUNST UND WISSENSCHAFT

IM HOHEN HAUS

Auch 2018 bot das Parlament wieder eine Biihne fiir zahlreiche hochwertige
Veranstaltungen. Die Palette reichte dabei von der erstmaligen Teilnahme an der
Aktion ,Osterreich liest” Giber die Prasentation einer wissenschaftlichen Studie zur
Geschichte des Parlamentsgebdudes bis zu einem Auftritt von Gerhard Schroder.

merica first”. — Welche Herausforderungen
g7 \und Chancen es fir Europa bedeutet,
wenn dieser Slogan wie jlingst durch Strafzoélle
auch zum politischen Programm wird, dariiber
sprach der ehemalige deutsche Bundeskanzler
Gerhard Schroder am 13. Marza uf Einladung von
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka sowie
der Osterreichischen Gesellschaft fiir AuBen-
politik und die Vereinten Nationen im Parlament.
Flr Schroder ist evident, dass die Europdische
Union dem neuen US-amerikanischen Kurs,

,Die EU wird sich
verdindern missen. Sie

muss das Vertrauen
der Blirger durch mehr
Handlungsfahigkelt

und lransparenz

Zuruckgevv/nnen
Gerhard Schrode
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.der eindeutig auf Populismus und Isolierung
setzt”, nicht folgen darf und geschlossen auf
Trumps Politik antworten muss. Er warnt die
EU-Verantwortlichen davor, sich nicht dar-
auf zu konzentrieren, wer etwa der ndachste
Generalsekretar der Kommission wird oder so
zu tun, als ob das Problem der US-Strafzélle
mit Ausnahmen bereinigt werden konnte. Denn
hinter der wirtschaftlichen Strategie der USA
liegt fur Schréder namlich auch eine politische,
und zwar die Spaltung der EU. Allerdings habe
er die Hoffnung noch nicht
ganzlich aufgegeben, dass
sich die USA wieder auf ihre
globale Verantwortung
zurtickbesinnen.

Angesprochen wurde von
Schréder zudem die aktuell
schwierige innereuropaische
Situation, die fir ihn durch
Entsolidarisierung, Des-
integration und dem Votum
GroBbritanniens fir den Brexit
gekennzeichnet ist. Die EU
sollte sich prioritar auch
weiterhin  fir friedliche
Lésungen von Konflikten und
den Ausgleich von Interessen
in den internationalen Be-
ziehungen einsetzen, in Zeiten
von Umbriichen misse sie
sich aber auch entscheiden,
ob Europa in Zukunft eine glo-
bale Rolle spielen will, so der
deutsche Ex-Bundeskanzler.

~ Angesichts des Gedenkjahres
2018 sowie dem  180.
Jahrestag der diplomatischen
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Rede des Prisidenten der Osterreichischen Akademie der Wissenschaften Anton Zeilinger beim Dialogformat "Wissenschaft

und Politik im Gesprach" © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

Beziehungen zwischen Osterreich und den
USA erinnerte Nationalratsprasident Wolfang
Sobotka in seiner BegriiBung an die Befreiung
Osterreichs durch die Alliierten und den
Marshallplan fur den Wiederaufbau eines vom
Krieg zerstorten Europas. Die Beziehungen
zu den Vereinigten Staaten unterstrich der
Nationalratsprasident als traditionell gut,
allerdings sei ,America First” ein Spruch, der
irritiere und allmahlich seine Herausforderungen
fir Europa zeige. Fir den Prasidenten der
Osterreichischen Gesellschaft fir AuBenpolitik
und die Vereinten Nationen, Bundeskanzler a.D.
Wolfgang Schiissel, markiert das ,America-first"-
Prinzip eine Weichenstellung in der Globalpolitik.
Das multipolare Weltsystem werde heute durch
ein neuerliches Wettriisten und autoritare
Systeme auf den Priifstand gestellt.

DIALOGFORMAT "WISSENSCHAFT

UND POLITIK IM GESPRACH"
Wissenschaftliche Erkenntnisse und politische
Entscheidungen standen im Mittelpunkt des
ersten Dialogs ,Wissenschaft und Politik im
Gesprach”, der kiinftig regelmaBig stattfinden
soll. ,Unser Ziel ist es, der Politik fundiertes,
gesichertes Wissen zur Verfligung zu stellen -
nicht nur zur Orientierung, sondern auch als
Grundlage fiir die Entscheidungsfindung”, sagte

,Mit diesen
Gesprdchen wollen
wir das Vertrauen
zwischen Politik
und Wissenschaft
nachhaltig starken.”

Anton Zellinger

Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka bei
der Eroffnung der Veranstaltung, die er und
Anton Zeilinger, Prasident der Osterreichischen
Akademie der Wissenschaften (OAW), initiiert
hatten. ,Fir die politische Gestaltung unse-
rer Zukunft ist unabhangiges, wissenschaftli-
ches Wissen unabdingbar”, erklarte Zeilinger.
,Die Akademie pflegt daher ganz bewusst den
aktiven Dialog mit der Politik. Mit diesen
Gesprachen wollen wir das Vertrauen zwischen
Politik und Wissenschaft nachhaltig starken.”

115



WISSENSCHAFT, KUNST UND KULTUR

VERLEIHUNG DES

ALFRED FRIED PHOTOGRAPHY AWARD
Bereits zum sechsten Mal fand im Osterreich-
ischen Parlament die Auszeichnung der
Gewinner des internationalen Fotowett-
bewerbs fiir das beste Friedensbild statt. Flinf
Fotografinnen wurden heuer fir ihre fotogra-
fischen Arbeiten mit der Alfred-Fried-Medaille
ausgezeichnet. Die in Kalifornien geborene
Fotojournalistin Anna Boyiazis erhielt auller-
dem fir ihre Fotoserie ,Finding Freedom in
the Water” den mit 10.000 Euro dotierten
Hauptpreis fiir das Peace Image of the Year
2018. Boyiazis erzahlt darin die Geschichte von
Madchen und Frauen auf der zu Tansania geho-
renden Insel Sansibar, die sich dariiber hinweg-
setzen, dass in ihrer islamisch und patriarchal
gepragten Gesellschaft das Schwimmen fir
Frauen verpont ist. Im Projekt Panje erlernen
sie gemeinsam das Schwimmen und erobern
sich ein Stlick Selbstbestimmung (,panje”
bedeutet auf Swahili in etwa ,groBer Fisch”).
Die Jury lobte an den Bildern, dass die
Fotoreportage von Boyiazis mittels einerkleinen
Geschichte etwas ganz Grof3es zeige, namlich
den Freiheitswillen und die Selbstbehauptung
von Frauen in einem Teil der Welt, der Ubli-
cherweise nicht im Fokus der medialen
Aufmerksamkeit steht.

Den mit 1.000 Euro dotierten Preis fur das
beste Einzelfoto erhielt die kanadische
Fotojournalistin, Autorin und Tierrechte-
aktivistin Jo-Anne McArthur fir ein Foto,
das die Rettung eines Gorillawaisenkindes in

Kamerun zeigt. Zum zweiten Mal wurde heuer
der ebenfalls mit 1.000 Euro dotierte Preis
fur das beste Friedensbild in der Kinder- und
Jugendkategorie vergeben, dessen Schirmfrau
die Menschenrechtsaktivistin Waris Dirie ist.
Heurige Gewinnerin ist die 14-jahrige Kaya
Tasevska aus Skopje fir ihr Foto Daydreaming,
das ihre Cousine Luna schlafend nach einem
Skiausflug zeigt. Das kompositorisch sehr gelun-
gene Bild bringt Frieden als einen Zustand von
Geborgenheit und Ruhe zum Ausdruck.

,Gute Pressefotografie
zeigt nicht nur oberflcich-
liche Momentaufnahmen,

sondern will von den

Menschen und den

Geschichten dahinter
erzdhlen. Ihre Bilder leisten

einen Beitrag dazu, die

Wahrheit ans Licht zu

bringen, und helfen uns
bei aer Meinungsbildung.”

Wolfgang Sobotka

Lesung ,Osterreich liest” in der Parlamentsbibliothek im Palais Epstein © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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Es sei fur ihn eine besonders ehrenvolle Auf-
gabe, bei der Auszeichnung von Bildern mit-
wirken zu kénnen, die den Frieden zum Inhalt
haben, so Nationalratsprasident Wolfgang
Sobotka in seiner BegriiBungsrede. Es mache
ihn sehr betroffen, dass Journalismus heute
in vielen Landern der Welt mehr denn je ein
gefdhrlicher Beruf ist. Auch mitten in Europa
mussten zuletzt Journalistinnen fir ihre
Wahrheitssuche mit dem Leben bezahlen, erin-
nerte Sobotka. Der Alfred Fried Photography
Award 2018 zeigte wieder einmal, welch
gro3es Potenzial an guter Fotografie es welt-
weit gibt. Heuer wurden ingesamt 16.610 Bilder
aus 137 Landern eingereicht.

Der diesjahrige Jury-Vorsitzende Lars Boering,
der zugleich Managing Director des World
Press Photo in Amsterdam ist, erinnerte an
die Journalistinnen und Pressefotografinnen,
die derzeit fiir ihre Suche nach der Wahrheit
im Gefangnis sitzen. Der Award sei mehr
als ein Wettbewerb, denn er stelle die wich-
tige Frage: Wie sieht der Frieden aus?
Mit diesem Motto sei er auch ein sehr optimisti-
sches Unternehmen, das zu einer besseren Welt
beitragen will.

Der Alfred Fried Photography Award wird in
Kooperation der Photographischen Gesellschaft
(PHG), der Edition Lammerhuber, der
UNESCO, des 0Osterreichischen Parlaments, der
Vereinigung der Parlamentsredakteurlnnen, des
International Press Institute (IPI), des Deutschen
Jugendfotopreises und mit Unterstiitzung von
World Press Photo vergeben.

OSTERREICH LIEST

IM PARLAMENT

Nicht politische oder juristische Texte, son-
dern Kriminalromane vor dem Hintergrund des
Republiksjubildaums standen im Mittelpunkt
einer Lesung, zu der die Parlamentsbibliothek
im Rahmen des Literaturfestivals ,Osterreich
liest” ins Palais Epstein eingeladen hatte. Unter
dem Titel ,Endlich brachst du deine Ketten
entzwei — Die Geburt der Ersten Republik
im historischen Kriminalroman” prasentier-
ten die Autoren Andreas Pittler und Gerhard
Loibelsberger Passagen aus ihren Werken
,Chuzpe” und ,Schénbrunner Finale” und
boten dabei Einblick in die schicksalshaf-
ten Stunden und Tage vor 100 Jahren. Die
Besucherlnnen hatten bei der Veranstaltung
auch Gelegenheit, die Parlamentsbibliothek,
die 2019 ihr 150. Jubildum feiert, naher
kennenzulernen.

ifis

Elisabeth Dietrich-Schulz, die als Leiterin der
Parlamentsbibliothek das Literaturfestival
,Osterreich liest” bereits zum dritten Mal in
ihrem Haus empfangen konnte, will, wie sie in
ihrer Moderation unterstrich, die Besucherlnnen
mit dieser Veranstaltung im Gedenk- und
Erinnerungsjahr 2018 in das Jahr 1918 entfiihren.
Man habe bewusst eine Lesung aus historischen
Kriminalromanen gewahlt, um die Situation im
letzten Kriegsjahr des Ersten Weltkriegs und
in den ersten Monaten der jungen Republik
erlebbar zu machen. Dietrich-Schulz erinner-
te zudem, dass der Titel der Veranstaltung
,Endlich brachst du die Ketten entzwei” dem
Text der ersten Hymne der Republik Osterreich
entstammt und von Karl Renner, dem
Staatskanzler und spateren Bundesprasidenten,
geschrieben wurde, der in den Jahren 1895 bis
1907 selbst Mitarbeiter der damaligen
Reichsratsbibliothek war.

Die Leiterin der Parlamentsbibliothek Elisabeth Dietrich-
Schulz begrii8t die Gaste bei der Veranstaltung ,Osterreich
liest” © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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PRASENTATION DER STUDIE
JNBESITZNAHMEN”

Wie kein anderes Gebaude ist das nun bereits
135 Jahre alte Parlament am Ring ein Symbol
fir eine kontinuierliche Demokratisierung
der Gesellschaft und fiir Rechtsstaatlichkeit.
Es gab jedoch auch Zeiten, in denen der
Parlamentarismus auBBer Kraft gesetzt war. Was
in jenen Jahren des autoritaren Standestaates
und der nationalsozialistischen Diktatur von
1933 bis 1945 mit dem Haus geschah, dar-
Uber liegt nun eine Publikation unter dem Titel
sInbesitznahmen. Das Parlamentsgebdude in
Wien 1933-1956" vor, die auch im Buchhandel
erhadltlich ist. Der erweiterte Zeitrahmen
bis 1956 weist darauf hin, dass auch die
Wiederinbesitznahme durch die Zweite
Republik detailliert dargestellt ist.

Die dem Buch zugrundeliegende wissen-
schaftlich fundierte Studie wurde von den

renommierten  Historikerinnen  Bertrand
Perz (Projektleitung), Verena Pawlowsky
(Projektdurchfiihrung) und Ina Markova

(Projektmitarbeit) erarbeitet. Die Publikation
umfasst 448 Seiten und rund 120 Abbildungen.

Nachzulesen ist darin — versehen mit zahlrei-
chen Fotos, Dokumenten und Planen -, was
in der Zeit, als der Parlamentarismus auller
Kraft gesetzt war und eine Diktatur herrsch-
te, in diesem Gebaude sowohl auf realer als

ll]l){_‘.‘ﬁit

hmen nahme

Pered Pavwlowsky & Markosn

Inbesitz-
nahmen

© Parlamentsdirektion/Michael Buchner
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,Das Buch stellt einen
wichtigen Beitrag zu
einer umfassenden Auf-
arbeitung sehr schwieriger
und Kontrovers diskutierter
Abschnitte der Osterreichi-

schen Vergangenheit aar.”
Wolfgang Sobotka

auch auf symbolischer Ebene geschah: 1934 als
Parlament ausgeschaltet, wurde der Hansen-
Bau im Marz 1938 Sitz des Reichskommissars
fir die Wiedervereinigung Osterreichs mit dem
Deutschen Reich und diente spater der Wiener
NSDAP als Gauhaus. Der Bogen wird
aber bis zur ersten Nationalratssitzung
nach Abschluss des Wiederaufbaus 1956
weitergespannt und geht detailliert darauf ein,
wie das Haus am Ring in der Zweiten Republik
wieder Zentrum der parlamentarischen
Demokratie wurde.

INBESITZNAHMEN. Das Parlamentsgebdude

in  Wien 1933-1956. Bertrand Perz,
Verena Pawlowsky, Ina Markova. Hrsg.
Parlamentsdirektion, Wien. Residenzverlag

Salzburg-Wien. ISBN 978-3-7017-3468-9

Erhdiltlich in den Infopoints in den Pavillons
auf dem Heldenplatz und vor der Parlaments-
baustelle am Ring sowie im Buchhandel.



Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka pra-
sentierte gemeinsam mit seinen Kolleginnen
Zweiter Nationalratsprasidentin Doris Bures
und Dritter Nationalratsprasidentin Anneliese
Kitzmiller das Buch, das von der Parlaments-
direktion in Kooperation mit dem Residenz-
verlag herausgegeben wurde. Das Projekt geht
auf das Jahr 2014 zurlick, als die damalige
Nationalratsprdsidentin Barbara Prammer eine
erste Pilotstudie Uber die Machbarkeit einer
solchen Publikation in Auftrag gegeben hatte.
Den Auftrag an das genannte Forschungsteam
vergab dann im Jahr 2015 Nationalrats-
prasidentin Doris Bures.

die das gedeihliche Miteinander, das Gesprach
und die Selbstbestimmung in den Vordergrund
rticken.

Der Demokratiepreis 2018 geht zu gleichen
Teilen an das Projekt ,100 Jahre Republik - 100
Jahre Leben” der Padagogischen Hochschule
Burgenland, an den Verein Peregrina -
Bildungs-, Beratungs- und Therapiezentrum
fir Immigrantinnen - sowie an das Wiener
Hilfswerk - Nachbarschaftszentren. Die
Preistragerinnen stehen auch fiir die Wichtig-
keit des Miteinander-ins-Gesprach-Kommens,
Einander-respektvoll-zu-Begegnens und fiir die
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Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka mit den Preistragerinnen und Jurymitgliedern der Margaretha Lupac-Stiftung (v.
l.): Elisabeth Totzauer, Sieglinde Rosenberger, Giilgiin Stoiber (Verein Pelegrina), Eva Bertalan (Wiener Hilfswerk), Walter
Hermann (Projekt ,100 Jahre Republik - 100 Jahre Leben”), Oliver Rathkolb, Manfried Welan © Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

VERLEIHUNG DES DEMOKRATIEPREISES

DER MARGARETHA LUPAGSTIFTUNG

Der Demokratiepreis der Margaretha Lupac-
Stiftung wurde 2018 drei sehr unterschied-
lichen Initiativen zuerkannt und spiegelte so
die vielféltige zivilgesellschaftliche Arbeit in
Osterreich wider. Das Kuratorium der Stiftung
folgte damit in seiner Sitzung am 22. Oktober
2018 einstimmig den Vorschlagen der Jury.
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka,
Vorsitzender des Kuratoriums, zeigte sich
erfreut, drei Initiativen auszeichnen zu kénnen,

gegenseitige Verantwortung fiir gelungenes
Zusammenleben - von Mannern und Frauen,
Minderheit und Mehrheit, Alt und Jung.

Mit dem Demokratiepreis 2018 werden so
erneut sehr unterschiedliche Initiativen vor
den Vorhang geholt, die ihr Bestreben fir ein
demokratisches, partizipatives und friedliches
Miteinander der Geschlechter, der Generationen
und der Regionen eint. Der Preis wurde am
17. Dezember 2018 im Rahmen eines Festaktes
im Parlament verliehen.
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PARLAMENTSREDAKTEURE

FAST SCHON
EINGELEBT

CLAUDIA DANNHAUSER

ngekommen. Und fast schon einge-

lebt. Das war kurz gefasst das erste Jahr
im Ausweichquartier des Parlaments. Der
wunderschone, imperiale Rahmen, die perfekte
Organisation des Umzugs und die professionelle
Abwicklung der Plenartage — mehr kann man
eigentlich nicht erwarten. Oder doch?

\l R

Doch. Wir Journalisten, die wir auch mit umge-
zogen sind, hatten da noch die eine oder andere
Anmerkung. Ein zentraler Wusch ist namlich
offen geblieben. Das Ausweichquartier, so
schon es ist, ist einfach sehr zerrissen. Das
spliren ja auch die Abgeordneten und ihre
Mitarbeiter. Die Wege sind weiter geworden,




,Die Zeit schreit
formlich nach mehr
Diskussionsforen, nach
Moglichkeiten, Ansichten
kennenzulernen, und
Fragen stellen sowie
Antworten bekommen
zu kénnen.”

Claudia Dannhauser

das Kommunizieren nicht immer einfacher.
Und das spliren auch wir Journalisten. Denn
es fehlt schlicht an den Kommunikations-
moglichkeiten. Man sieht
sich oft nur noch aus der
Ferne, Uber die Galerie
in den Plenarsaal und
umgekehrt. Das Couloir
geht ab, um auf kur-
zem Wege Interviews zu
fuhren; die Saulenhalle
als Treffpunkt oder die
Cafeteria, um auch ein-
mal intensiver das eine
oder andere Thema zu
erortern. Ersatz ist trotz
redlicher Versuche vom
Nationalratsprasidenten
abwarts bis heute nicht
gefunden worden. Es ist,
wie gesagt, auch nicht
einfach in den verwin-
kelten Raumlichkeiten
mit den vielen Mietern
und Pachtern, mit denen
man in der Hofburg nun
zusammenlebt.

Und manche Klubs schei-
nen an dieser Nicht-
Kommunikation auch
noch Gefallen zu fin-
den. Eine kurzsichtige
Freude. Denn die Zeit
schreit formlich nach
mehr Diskussionsforen,
nach Moglichkeiten,
Ansichten kennen-
zulernen und Fragen
stellen sowie Antworten

bekommen zu koénnen. Es gibt so viele
neue Nationalratsabgeordnete wie noch
nie — und zwar in allen Parteien. Es gibt einen
Regierungswechsel und somit auch eine neue
Opposition. Da missten, da sollten sich viele
noch profilieren. Da gédbe es unendlich viele
Chancen, die Arbeit des Hohen Hauses auch
darzustellen. Missverstandnisse dariiber gibt es
in der Bevolkerung wohl noch immer genug.
Und bei aller Freude an ,message control” —
am Ende wirkt sich diese Zuriickhaltung auch
auf den Ruf der Abgeordneten und auf das
Parlament aus.

So platt es klingen mag, es ist so denkbar
einfach: Nur ein starkes Parlament und selbst-
bewusste Abgeordnete sind ein Garant fiir eine
stabile Demokratie. Und fiir die kritische und
glaubhafte Vermittlung an den Biirger sind nun
einmal wir Journalisten zustandig.

Dass es auch Zeiten gab, in denen das anders
war, ist im vergangenen Jahr vom Parlament
deutlich dargestellt worden. Es gab unzah-
lige bestens vorbereitete Veranstaltungen
des Parlaments im Rahmen des Gedenkjahrs.
Nationalratsprasident Wolfgang Sobotka hat
da sein ganzes Herzblut hineingelegt. Die
Vereinigung der Parlamentsredakteurinnen

und -redakteure war gerne mit dabei - als
Berichterstatter und auch als Akteure.

,S0 platt es klingen
mag, es ist so denkbar
einfach: Nur ein starkes

Parlament und selbstbe-
wusste Abgeordnete sind
ein Garant fir eine stabile
Demokratie. Und fir die
kritische und glaubhafte
Vermittlung an den Blrger
sind nun einmal wir
Journalisten zustandig.”

Claudia Dannhauser
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STATISTIK

INFOGRAFIKEN
BILANZ DES NATIONALRATES 2018

PLENARSITZUNGEN DES NATIONALRATES

52 PLENARSITZUNGEN ZU INGESAMT STUNDEN

24 Zuweisungen
/ Sondersitzungen

1 Sitzung auBerhalb der ordentlicher Tagung

FRAGESTUNDEN UND AKTUELLE (EUROPA-)STUNDEN

O AKTUELLE STUNDEN AL.J.FGERUFENE
MUNDLICHE ANFRAGEN

MUNDLICHE

AKTUELLE EUROPASTUNDEN 38 ZUSATZFRAGEN

7 FRAGESTUNDEN
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ifis

DEBATTEN

299 DEBATTEN

KURZE DEBATTEN DRINGLICHE DEBATTEN

13 DRINGLICHE ANFRAGEN / DRINGLICHE ANTRAGE

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSSE

2 UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSSE ZU INGESAMT STUNDEN
THEMA EUROFIGHTER THEMA BVT
- oo
14 Sitzungen zu - ' =2
ingesamt Stunden 20 Sitzungen zu
ingesamt Stunden

STENOGRAPHISCHE PROTOKOLLE

Protokoll

56 PROTOKOLLE ZU INGESAMT SEITEN
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STATISTIK

NATIONALRAT 2018
IN ZAHLEN

UBERSICHT BETREFFEND DIE SCHRIFTLICHEN ANFRAGEN IN 2018

(XXVI. GESETZGEBUNGSPERIODE)

gerichtet an Ovp SPO  FPO NEOS JETZT PILZ OK  Gemeinsam Gesamt

BM fir Arbeit, Soziales,

Gesundheit und 3 17 1 102 4 42 - 1 270

Konsumentenschutz

BM fur Bildung, Wissenschaft und ) 58 i 41 ) 21 ) 1 123

Forschung

Bundeskanzler - 65 - 27 - 35 - 1 128

BM fir Digitalisierung und

Wirtschaftsstandort 89 3 18 ! lad

BM fiir EU, Kunst, Kultur und Medien - 64 - 35 9 33 - 3 144

I%M fur Europa, Integration und 3 70 _ 38 ) 20 . 1 132

AuBeres

BM fir Finanzen - 130 - 61 5 34 - 1 231

BM fir Frauen, Familien und Jugend - 48 1 34 5 21 - 2 111

BM fiir Inneres 1 201 2 89 2 45 - 2 342

BM firr Landesverteidigung 1 54 - 52 - 18 - 1 126

BM f.ur Nachhaltigkeit und 1 124 ) 38 3 2 ) 1 189

Tourismus

BM fir Offentlichen Dienst und . 40 ) 7 i 14 ) 1 82

Sport

BM fir \{erfassung, Refo.rmen, 1 18 ) 69 3 47 ) 1 239

Deregulierung und Justiz

BM fir Verl'<ehr, Innovation und 5 94 ) 45 i 20 ) 1 165

Technologie

Prasident des Nationalrates - 8 - 8 - 5 - - 21
15 1.280 4 699 33 395 0 18 2.444
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UBERSICHT BETREFFEND DIE TATIGKEIT DES

NATIONALRATES IN 2018

Anzahl hh:mm

PLENARSITZUNGEN 52 275:57
davon Sondersitzungen 7 22:24
davon Zuweisungen 24 1:02
davon auf3erhalb der 1 329

ordentlichen Tagung

VOM PLENUM BESCHLOSSEN, GENEHMIGT
BZW. ZUR KENNTNIS GENOMMEN

Abstimmung

einstimmig

Anzahl %

mehrstimmig

Anzahl %

Gesetze

davon Bundes-
verfassungsgesetze

Staatsvertrage

Vereinbarungen gemaf
Artikel 15a B-VG

Berichte der
Bundesregierung

Berichte der
Volksanwaltschaft

Berichte des
Rechnungshofes

StenoProtokolle Gber
parlamentar. Enqueten

Antrdage der Bundes-
regierung gemaf
Art. 49b B-VG

Beschliisse zu Vorlagen
betr. den ESM

Vorhaben und Berichte in
Angelegenheiten der EU

Initiativen und Beschliisse
des Europdischen Rates

116

23

78

30

21

78

—_

25,86

91,30

50,00

66,67

100,00

100,00

100,00

86 7414

VON AUSSCHUSSEN ZUR KENNTNIS GENOMMEN

Berichte der
Bundesregierung oder
ihrer Mitglieder

65

55

84,62

10 15,38

ifis

SCHRIFTLICHE ANFRAGEN

Schriftliche Anfragen an
Mitglieder d. BReg.

davon dringliche
Schriftliche Anfragen an
Prasident des Nationalrates
Prasidentin des Rechnungshofes
Ausschussobmanner
Fragestunden
Aufgerufene mindliche Anfragen
Mindliche Zusatzfragen
Aktuelle Stunden
Aktuelle Europastunden
Ausschusssitzungen
Unterausschusssitzungen
Untersuchungsausschusssitzungen

Sitzungen der Enquete-
Kommissionen

Enqueten

Sitzungen der Prasidialkonferenz

DRINGLICHE ANFRAGEN,
DRINGLICHE ANTRAGE,

PETITIONEN UND

2423

13

21

89
88

234
1
34

BURGERINITIATIVEN IN 2018

Dringliche Anfragen

davon OVP

davon FPO

davon SPO

davon NEOS

davon JETZT/PILZ

davon NEOS | JETZT | SPO
Dringliche Antrage

davon OVP

davon FPO

davon SPO

davon NEOS

davon JETZT/PILZ
eingelangte Petitionen

eingelangte Birgerinitiativen

13

A W wv
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SERVICE

SERVICE- UND INFORMATIONSANGEBOTE
DES OSTERREICHISCHEN PARLAMENTS

INFOTEAM FUR BURGERINNEN

Suchen Sie nach Informationen zum parlamentari-
schen Geschehen, zum Gesetzgebungsprozess, den
parlamentarischen Kontrollmdglichkeiten oder zu
einzelnen Mandatarlnnen? Das Infoteam hilft bei
Fragen zu Parlamentarismus und Demokratie.
Kontaktieren Sie uns telefonisch oder per E-Mail:

= Mo-Fr: 9:00-15:00 Uhr

= Tel.:+43 1401 10-11

= info@parlament.gv.at

PARLAMENTSFUHRUNGEN

Offentliche Fithrungen

Das Osterreichische Parlament bietet kostenlos
offentliche Flhrungen in deutscher und engli-
scher Sprache an. Fiir die Fihrungen bendtigen Sie
jeweils ein Ticket, das Sie in den Infopoints bzw. am
Haupteingang Josefsplatz erhalten.

An Sonn- und Feiertagen finden keine Fiihrungen
statt. Aufgrund des parlamentarischen Betriebs gibt
es zudem weitere spezielle Tage ohne Fiihrungen.
Einzelpersonen konnen jederzeit an Flihrungen teil-
nehmen, fir Gruppen ist eine Anmeldung notwen-
dig.

Aktuelle Informationen zu Tagen ohne Fiihrungen
sowie die detaillierten Fiihrungszeiten finden Sie
auf unserer Homepage www.parlament.gv.at unter
,Gebdude und Fiuhrungen”.

Fithrung im Palais Epstein

Am Samstag um 10:30 und um 13:30 Uhr werden
offentliche Flhrungen durch die Reprasentations-
raume des Palais Epstein angeboten.

Fithrung am Heldenplatz

Die Fuhrung "Demokratie.Macht. Orte" hat sich zum
Ziel gesetzt, die Entwicklung des Parlamentarismus in
Osterreich zu erldutern. Bei einem Rundgang auf dem
Heldenplatz und seiner Umgebung werden zentrale
demokratische Prinzipien vermittelt.

Die Fihrungen finden von Montag bis Samstag,
10:30 und 13:30 Uhr, statt.

Anmeldung:

Tel: +43 1 401 10-2400
besucherservice@parlament.gv.at
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VERANSTALTUNGEN

An der Schnittstelle zwischen Politik, Wissenschaft
und Gesellschaft fungiert das Parlament
jedes Jahr als Gastgeberin einer Vielzahl von
Veranstaltungen. Diese sind - teilweise - offent-
lich zuganglich. Informationen zu o6ffentlichen
Veranstaltungen und zur Anmeldung finden Sie unter
www.parlament.gv.at/veranstaltungen.

ANGEBOTE FUR KINDER,

JUGENDLICHE UND LEHRLINGE
Demokratiewerkstatt

Kinder und Jugendliche lernen in interaktiven
Workshops, wie Demokratie funktioniert und wel-
che Rolle das Parlament dabei hat. Die jeweiligen
Themen und Inhalte im Angebot der politischen
Bildung sind altersgemal3 fiir 8- bis 14-Jahrige auf-
bereitet und werden in Form eines Film-, Radio-
oder Zeitungsbeitrags erarbeitet. Dieser kann
danach auf der Kinderinternetseite des Parlaments
(DemokratieWEBstatt) abgerufen werden.

Ort: Pavillon Ring, Heldenplatz 10, 1010 Wien
Kontakt: Tel.: +43 1 401 10-2930
demokratiewerkstatt@parlament.gv.at
www.demokratiewebstatt.at
www.facebook.com/demokratiewebstatt

Lehrlingsforum der Demokratiewerkstatt

Das Lehrlingsforum vermittelt Lehrlingen ab 15
Jahren lebensnah Inhalte zu Parlament und Demo-
kratie. Die thematisch unterschiedlichen Workshops
mochten das Interesse an Politik wecken und anhand
konkreter Beispiele zeigen, wie man sich an demo-
kratischen Prozessen beteiligen kann.

Ort: Pavillon Ring, Heldenplatz 10, 1010 Wien
Kontakt: Tel.: +43 1 401 10-2927
lehrlingsforum@parlament.gv.at
www.lehrlingsforum.parlament.at

Jugendparlament/Lehrlingsparlament

Einmal Parlamentarierln sein! Personlich erleben,
wie Politik funktioniert und seine Meinung geltend
machen, dasistimregelmaBig stattfindenden Jugend-
und Lehrlingsparlament mdglich. Schilerinnen der
neunten Schulstufe sowie Lehrlinge kénnen in diesem
Rahmen die Rolle von Abgeordneten libernehmen


www.lehrlingsforum.parlament.at
mailto:lehrlingsforum@parlament.gv.at
www.facebook.com/demokratiewebstatt
www.demokratiewebstatt.at
mailto:demokratiewerkstatt@parlament.gv.at
www.parlament.gv.at/veranstaltungen
mailto:besucherservice@parlament.gv.at
www.parlament.gv.at
mailto:info@parlament.gv.at

und zu einem aktuellen Thema mit Unterstiitzung
von Politikerinnen diskutieren.

Kontakt: Tel.: +43 1 401 10-2940
jugend@parlament.gv.at
www.reininsparlament.at

Fithrungen fiir Jugendliche und Lehrlinge

Fir Jugendliche ab zwolf sowie fiir Lehrlinge werden
spezielle altersgerechte Fliihrungen durch Raume des
Parlaments in der Hofburg angeboten.

Anmeldung und Information:

Tel.: +43 1 401 10-2400
besucherservice@parlament.gv.at

BESUCH VON

PLENARSITZUNGEN

Die Sitzungen des Nationalrates und des Bundesrates
sind offentlich zuganglich. Fiir den Zutritt zum
Gebdude bendtigt man einen  glltigen
Lichtbildausweis. Fur Einzelpersonen sind im
Normalfall Sitzplatze vorhanden. Fir Gruppen Uber
funf Personen ist eine Anmeldung notig.

Anmeldung und Information:
Tel.: +43 1 401 10-2400 (Galeriebesuch)
besucherservice@parlament.gv.at

INFOPOINTS

Die neu angelegten Infopoints bieten allen Besucher-
Innen des DemokratieQuartiers ein umfassendes
Informationsangebot rund um Parlamentsfiihrungen,
die Sanierung des Parlamentsgebdudes, Demokratie
und Parlamentarismus und vieles mehr. Der Infopoint
Bau.Stelle befindet sich vor dem Parlamentsgebdude
am Ring, den Infopoint Platz.Mit.Bestimmung
finden Sie im Erdgeschoss des Pavillon Burg am
Heldenplatz. Ein weiterer Infopoint wurde zudem am
Haupteingang Josefsplatzin der Hofburg eingerichtet.
Ein Parlamentsshop befindet sich in jedem Infopoint.
Hier werden Besucherlnnen wie auch Kolleginnen
(Reprasentations-)geschenke mit Parlamentsbezug
und einschldgige Literatur zu den Themen Parla-
mentarismus, Demokratie & Sanierung angeboten.

Offnungszeiten und Kontakt:

Haupteingang Josefsplatz
= Mo-Fr: 8:00-19:00 Uhr
= Sa: 10:00 bis 18:00 Uhr

Tel.: +43 1 401 10-2006

Bau.Stelle
= Mo-Sa: 10:00-18:00 Uhr

Tel.: +43 676 8900 2005

Platz.Mit.Bestimmung
= Mo-Sa: 10:00-18:00 Uhr

Tel.: +43 1 401 10-2004

PRESSEDIENST

Der Pressedienst informiert via APA-OTS, auf
www.parlament.gv.at und in den sozialen Medien
Uber das aktuelle parlamentarische Geschehen und
ist die Servicestelle fiir Medienmitarbeiterlnnen.
Kontakt: Tel.: +43 1 401 10-2272
pressedienst@parlament.gv.at

Parlamentskorrespondenz

In den Meldungen der Parlamentskorrespondenz
sind die parlamentarischen  Diskussionen
und Veranstaltungen kompakt zusammenge-
fasst — ein unabhangiger Wegweiser durch den
Gesetzgebungsprozess von der Initiative Uber die
Ausschusse bis hin zu den Plenarsitzungen. Mit einem
kostenlosen E-Mail-Abonnement erhalten Sie die
Aussendungen direkt.

Medienservice

Der Pressedienst ist Ansprechpartner fiir Medien-
mitarbeiterlnnen, die im Parlament recherchieren,
fotografieren oder filmen mochten. Die Abteilung
wickelt die Medienanfragen fiir die Parlaments-
direktion ab und betreut Medienmitarbeiterinnen bei
offentlichen Sitzungen oder Veranstaltungen.

Social Media

Der Pressedienst ist auch die Social-Media-Redaktion
fur Facebook @OeParl, Twitter @OeParl, Instagram
@oeparl und YouTube Parlament Osterreich. Video-
produktionen erganzen das Informationsangebot.

ﬁj @OeParl
#OeParl

u Parlament Osterreich
PARLAMENTSBIBLIOTHEK IM PALAIS EPSTEIN
Als Forschungs- und Informationszentrum fir
Demokratie, Parlamentarismus, Politik und Recht
bietet die Parlamentsbibliothek mehr als 370.000
Bicher und 42.000 Aufsatze, rund 260 aktuelle
Fachzeitschriften und Zeitungen sowie zahlreiche
Online-Datenbanken. Der Bibliothek ist das
Parlamentsarchiv angeschlossen, das die Archivalien
der gesetzgebenden Korperschaften ab 1861 umfasst.

Montag bis Freitag von 8:00 bis 16:00 Uhr

Beachten Sie bitte, dass fir den Zutritt die Vorlage
eines amtlichen Lichtbildausweises notwendig ist!
Telefon +43 1 401 10-2285
bibliothek@parlament.gv.at

Online-Suchportal
bibliothek.parlament.gv.at
www.parlament.gv.at/bibliothek
www.parlament.gv.at/archiv

127


www.parlament.gv.at/archiv
www.parlament.gv.at/bibliothek
https://bibliothek.parlament.gv.at
mailto:bibliothek@parlament.gv.at
mailto:pressedienst@parlament.gv.at
www.parlament.gv.at
mailto:besucherservice@parlament.gv.at
mailto:besucherservice@parlament.gv.at
www.reininsparlament.at
mailto:jugend@parlament.gv.at

[|ej0Z pleyuiag/uoipRlipsiuswelied o







- ON < B

@OeParl

@OeParl

@OeParl
#OeParl

Parlament Osterreich




	INHALT
	EDITORIAL
	LIEBE LESERIN, LIEBER LESER!
	DEMOKRATIE UND PARLAMENT – GESCHICHTE ERINNERN
	ÖSTERREICH IM ZENTRUM DER EUROPÄISCHEN UNION
	DAS PARLAMENT ALS ORT FÜR ALLE


	EU-Ratsvorsitz
	DER ÖSTERREICHISCHE EU-RATSVORSITZ 2018
	DIE PARLAMENTARISCHE DIMENSION DES RATSVORSITZES – EINE BILANZ
	KONFERENZEN IM ZWEITEN HALBJAHR 2018
	KONFERENZ DER EUROPAAUSSCHÜSSE (COSAC)
	INTERPARLAMENTARISCHE KONFERENZ ÜBER STABILITÄT, WIRTSCHAFTSPOLITISCHE KOORDINIERUNG UND STEUERUNG IN DER EU
	GEMEINSAMER PARLAMENTARISCHER KONTROLLAUSSCHUSS EUROPOL
	INTERPARLAMENTARISCHE GASP/GSVP-KONFERENZ

	KONFERENZ DER PARLAMENTSPRÄSIDENT/INNEN
	INTEGRATION DER LÄNDER DES WESTBALKANS
	HANDLUNGSFÄHIG, KRISENFEST, TRANSPARENT UND BÜRGERNAH
	BREITER KONSENS FÜR EUROPÄISCHE PERSPEKTIVE AM WESTBALKAN
	WEITERENTWICKLUNG DER EU IM FOKUS
	VERTIEFUNG DER ZUSAMMENARBEIT
	SCHLUSSFOLGERUNGEN
	INFOBOX


	Gedenkjahr
	GEDENKJAHR 1918 – 2018
	BEFREIUNGSFEIER IN DER KZ-GEDENKSTÄTTE MAUTHAUSEN
	GEDENKVERANSTALTUNG GEGEN GEWALT UND RASSISMUS
	ISRAELREISE VON NATIONALRATSPRÄSIDENT SOBOTKA
	BUCHPRÄSENTATION ZUM THEMA ERSTE REPUBLIK
	FILMPREMIERE: „DER TRAFIKANT“
	FESTVERANSTALTUNG 100 JAHRE REPUBLIK


	Gastkommentar
	GASTKOMMENTAR: DAS GEDENKJAHR 2018
	GASTKOMMENTAR: GEDENKEN IM PARLAMENT
	INTERNATIONAL HOLOCAUST REMEMBRANCE DAY
	GEDENKTAG GEGEN GEWALT UND RASSISMUS
	VIEL PLATZ FÜR ERINNERN UND REFLEXION

	ENTSCHEIDUNGSFRAGEN DER GEGENWART

	II. Nationalratspräsidentin
	DIALOGFÄHIGKEIT UND INTERESSENAUSGLEICH – GARANTEN FÜR STARKEN UND SELBSTBEWUSSTEN PARLAMENTARISMUS
	RÜCKBLICK AUF DAS ERSTE JAHR IM AMT
	SANIERUNG
	UNTERSUCHUNGSAUSSCHÜSSE
	VERANSTALTUNG
	TAG DER OFFENEN TÜR
	DIPLOMATISCHE KONTAKTE


	Statements der Kluboleute
	BILANZ DER KLUBOBLEUTE: DAS JAHR 2018 IM NATIONALRAT

	Parlamentarische Kontrolle
	UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS ZUM THEMA EUROFIGHTER
	ERMITTLUNGEN DER STAATSANWALTSCHAFT
	ZWEITER UND DRITTER UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS ZUM THEMA

	DER BVT­UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS
	ZUSAMMENSETZUNG UND UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND

	GUTE ÖFFENTLICHE VERWALTUNG NUTZT DEN MENSCHEN
	PARTNER DER NATIONALEN PARLAMENTE

	DIE VOLKSANWALTSCHAFT ZIEHT BILANZ ÜBER DAS JAHR 2018
	MEHR QUALITÄT UND KONTROLLE IN DER PFLEGE
	ERWACHSENENSCHUTZ: DER MENSCH STEHT IM MITTELPUNKT
	NUR EINE HOCHWASSERVERSICHERUNG ENTSCHÄDIGT DIE BETROFFENEN
	„EINE VON FÜNF“ – SCHUTZ VON FRAUEN UND KINDERN VOR GEWALT
	40 JAHRE INTERNATIONAL OMBUDSMAN INSTITUTE
	HEIMOPFERRENTE: BILANZ UND REFORM


	Rechnungshof
	NEUER RECHNUNGSHOFAUSSCHUSS BAUTE RÜCKSTAND AB
	ERFOLGREICHE BEARBEITUNG OFFENER BERICHTE
	EU-SYMPOSIUM DER PARLAMENTARISCHEN KONTROLLEINRICHTUNGEN

	ANWALT DER SOLDATINNEN UND SOLDATEN
	FUNKTIONSPERIODE DER VORSITZENDEN
	WER KANN SICH BESCHWEREN?
	JAHRESBERICHT DER KOMMISSION


	Ein Parlament - Fünf Orte
	TAG DER OFFENEN TÜR

	Sanierung Parlamentsgebäude
	ARBEITSINTENSIVES JAHR MIT WICHTIGEN BAUETAPPEN
	TIEFGEHENDE EINGRIFFE
	REICHER FIGURENSCHMUCK
	WISSENSWERTES UND ÜBERRASCHENDES

	ÜBERRASCHUNGEN ALS STÄNDIGE BEGLEITER
	AUSBLICK 2019 -DAS JAHR DER ZWISCHENETAPPE
	DAS BUCH ZUM PROJEKT
	VERNETZUNG ERÖFFNET BLICK AUF VERBLÜFFENDE PARALLELEN

	GESTALTUNGSIDEEN FÜR UNSER NEUES BESUCHERZENTRUM
	MITREDEN UND IDEEN EINBRINGEN
	SECHS ERKENNTNISSE, 227 VORSCHLÄGE
	WAS IST CROWDSOURCING?

	SANIERUNGSPROJEKT ALS LEHRBEISPIEL
	WICHTIG: STAKEHOLDERMANAGEMENT
	KÜNSTLERISCHE PERSPEKTIVE AUF DIE SANIERUNG
	PRAXISPROJEKT KOMMUNIKATIONSMANAGEMENT


	
	INTERNATIONALE KONTAKTE 2018
	INTERNATIONALE REISEN VON NATIONALRATSPRÄSIDENT SOBOTKA
	INTERNATIONALE DELEGATIONEN
	HOCHRANGIGE PARLAMENTSKONTAKTE
	INTERPARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNGEN
	INTERNATIONALE ORGANISATIONEN
	STAATSOBERHÄUPTER UND REGIERUNGS­VERTRETERINNEN IM HOHEN HAUS


	Kinder und Jugendliche
	POLITISCHE BILDUNG IM PARLAMENT FÜR DIE JUGEND
	WARUM POLITISCHE BILDUNG IM PARLAMENT?
	DIE ENTWICKLUNG DER DEMOKRATIEWERKSTATT
	MEDIENKOMPETENZ - TEIL DER POLITISCHEN BILDUNG
	LEHRLINGE ALS NEUE ZIELGRUPPE
	DEMOKRATIEWERKSTATT INTERNATIONAL
	ANMELDUNG

	BERICHT ZUR ERFAHRUNG IM JUGENDPARLAMENT
	DAS JUGENDPARLAMENT AUS DER LEHRERINNEN-SICHT


	Wissenschaft, Kunst und Kultur
	KUNST UND WISSENSCHAFT IM HOHEN HAUS
	DIALOGFORMAT "WISSENSCHAFT UND POLITIK IM GESPRÄCH"
	VERLEIHUNG DES ALFRED FRIED PHOTOGRAPHY AWARD
	ÖSTERREICH LIEST IM PARLAMENT
	PRÄSENTATION DER STUDIE „INBESITZNAHMEN“
	VERLEIHUNG DES DEMOKRATIEPREISES DER MARGARETHA LUPAC-STIFTUNG


	Parlamentsredakteure
	FAST SCHON EINGELEBT

	Statistik
	INFOGRAFIKEN BILANZ DES NATIONALRATES 2018
	NATIONALRAT 2018 IN ZAHLEN

	Service
	SERVICE- UND INFORMATIONSANGEBOTE DES ÖSTERREICHISCHEN PARLAMENTS
	INFOTEAM FÜR BÜRGERINNEN
	PARLAMENTSFÜHRUNGEN
	Öffentliche Fhrungen
	Fhrung im Palais Epstein
	Frung am Heldenplatz
	Anmeldung:

	VERANSTALTUNGEN
	ANGEBOTE FÜR KINDER, JUGENDLICHE UND LEHRLINGE
	Demokratiewerkstatt
	Lehrlingsforum der Demokratiewerkstatt
	Jugendparlament/Lehrlingsparlament
	Fhrungen fr Jugendliche und Lehrlinge
	Anmeldung und Information:

	BESUCH VON PLENARSITZUNGEN
	Anmeldung und Information:

	INFOPOINTS
	Öffnungszeiten und Kontakt:

	PRESSEDIENST
	Parlamentskorrespondenz
	Medienservice
	Social Media

	PARLAMENTSBIBLIOTHEK IM PALAIS EPSTEIN
	Online-Suchportal




